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A Tragende Gründe und Beschluss 

A-1 Rechtsgrundlage 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) beschließt nach § 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 6, Abs. 6 
i.V.m. § 138 SGB V Richtlinien zur Verordnung von Heilmitteln.  
Die Richtlinie über die Verordnung von Heilmitteln in der vertragsärztlichen Versorgung (Heil-
mittel-Richtlinie/HeilM-RL) in der Fassung vom 20. Januar 2011/19. Mai 2011 gilt gemäß § 1 
Abs. 3 Satz 2 HeilM-RL nicht für die Verordnung von Heilmitteln durch Vertragszahnärztin-
nen und Vertragszahnärzte. Dieser Geltungsausschluss ist mit Beschluss des G-BA über die 
Neufassung der Heilmittel-Richtlinie vom 19. Mai 2011 in die Richtlinie aufgenommen wor-
den. Zahnärztliche Besonderheiten in der Heilmittelversorgung sollten erst in einem weiteren 
Beratungsverfahren erörtert und gegebenenfalls ergänzend in der Heilmittel-Richtlinie gere-
gelt werden. Der G-BA hat daher den Beschluss über die Neufassung der vertragsärztlichen 
Heilmittel-Richtlinie vom 20. Januar 2011 mit der Maßgabe verbunden, dass, bevor die Heil-
mittel-Richtlinie in der vorliegenden Fassung auf die vertragszahnärztliche Versorgung ange-
wendet wird, die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung die Heilmittel-Richtlinie im Nach-
gang dahingehend prüft, inwieweit Änderungen aufgrund der Betroffenheit von Vertrags-
zahnärztinnen und Vertragszahnärzten notwendig sind.  
Am 17. April 2014 hat der G-BA nach Prüfung und auf Antrag der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung beschlossen, vertragszahnärztliche Spezifika für die Verordnung von 
Heilmitteln in einer eigenen Richtlinie mit einem eigenen Heilmittel-Katalog für den vertrags-
zahnärztlichen Sektor zu verorten. 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung 

A-2.1 Aufbau der Richtlinie 
Die Richtlinie gliedert sich in zwei Teile. Der erste Teil umfasst den Richtlinientext, welcher 
die grundlegenden Voraussetzungen zur Verordnung von Heilmitteln durch Vertragszahnärz-
tinnen und Vertragszahnärzte regelt. Der zweite Teil besteht aus dem Heilmittelkatalog, wel-
cher einzelnen medizinischen Indikationen das jeweilige verordnungsfähige Heilmittel zuord-
net, das Ziel der jeweiligen Therapie beschreibt sowie Verordnungsmengen im Regelfall fest-
legt. Der Heilmittelkatalog bildet weitgehend diejenigen Heilmittel ab, welche bereits vor Erar-
beitung der Erstfassung der Richtlinie aufgrund einer Übereinkunft zwischen der Kassen-
zahnärztlichen Bundesvereinigung und den damaligen Spitzenverbänden der Krankenkas-
sen aus dem Jahr 2002 von Vertragszahnärztinnen und Vertragszahnärzten verordnet wer-
den konnten und somit bereits vor Beschluss über die Erstfassung der Heilmittel-Richtlinie 
Zahnärzte Bestandteil der vertragszahnärztlichen Versorgung waren. 

A-2.2 Erster Teil: 
 zu A.  Allgemeine Grundsätze 

§ 1 Grundlagen 
Absatz 1 benennt mit § 92 Abs. 1 Satz 2 Nummer 6 SGB V und § 92 Absatz 6 i.V.m. § 138 
SGB V die Rechtsgrundlage, welche den G-BA ermächtigt und verpflichtet, Regelungen zur 
Verordnung von Heilmitteln durch Vertragszahnärztinnen oder Vertragszahnärzte zu treffen. 
Die Richtlinie sichert eine nach den Regeln der zahnärztlichen Kunst und unter Berücksichti-
gung des allgemeinen anerkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse ausreichenden, 
zweckmäßigen und wirtschaftlichen Versorgung der Versicherten mit Heilmitteln. 
Absatz 4 stellt die Beziehungen zwischen den Heilmittelerbringern, den Landesverbänden 
der Krankenkassen und den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen dar, wie sie sich aus 
§ 124 SGB V ergeben.  
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§ 2 Heilmittel 
§ 2 konkretisiert den Begriff des Heilmittels gem. § 32 SGB V im Zusammenhang zahnärztli-
cher Behandlung. Heilmittel im Sinne dieser Richtlinie sind vertragszahnärztliche verordnete 
persönlich zu erbringende Dienstleistungen, die einem zahnärztlichen Heilzweck dienen oder 
einen zahnärztlichen Heilerfolg sichern und nur von entsprechend ausgebildeten Personen 
erbracht werden dürfen. Heilmittel sind zum einen die einzelnen Maßnahmen der Physiothe-
rapie, welche die physiotherapeutischen Verfahren der Bewegungstherapie sowie die physi-
kalische Therapie (§§18-22) umfassen und zum anderen die einzelnen Maßnahmen zur 
Sprech- und Sprachtherapie (§§23-25). 
Abgrenzung Physiotherapie und physikalische Therapie : 
Der Begriff Physiotherapie umfasst die physiotherapeutischen Verfahren der Bewegungsthe-
rapie sowie die physikalische Therapie.  
In dieser Richtlinie beinhaltet Bewegungstherapie die Krankengymnastik (KG), die Kranken-
gymnastik zur Behandlung von interkurrenten Erkrankungen im Kopf-Halsbereich bei Versi-
cherten mit Erkrankungen des zentralen Nervensystems (KG-ZNS und KG-ZNS-Kinder) und 
die Manuelle Therapie (MT). Deren Anwendung ist Physiotherapeutinnen/Physiotherapeuten 
vorbehalten. Die physikalische Therapie, welche Physiotherapeutinnen/Physiotherapeuten 
und Masseurinnen/Masseure gleichberechtigt anwenden können (vgl. Masseur- und Physio-
therapeutengesetz vom 26. Mai 1994), untergliedert sich in die Bereiche Manuelle Lymph-
drainage, Kälte-/Wärmetherapie, Elektrotherapie sowie Übungsbehandlung. 
Heilmittel in der vertragszahnärztlichen Versorgung dienen der Behandlung der krankheits-
bedingten strukturellen und/oder funktionellen Schädigungen des Mund- und Kieferbereichs 
und gegebenenfalls der Hilfsmuskulatur des craniomandibulären Systems. Fehlfunktionen 
und Funktionsstörungen des craniomandibulären Systems gehen oft mit bidirektionalen 
Wechselwirkungen zu anderen muskulären Strukturen des Organismus einher. Aufgabe der 
Zahnheilkunde ist die Feststellung und Behandlung von Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten. 
Hierunter fallen auch funktionelle Störungen im Kieferbereich. Neben der in direktem Zusam-
menhang zu funktionellen Störungen im Kieferbereich stehende Kaumuskulatur sind zur 
fachlich korrekten Heilmitteltherapie – bei entsprechendem Befund – erforderlichenfalls auch 
die anatomisch direkt angrenzenden oder funktionell unmittelbar mit dem craniomandibulä-
ren System in Zusammenhang stehenden Strukturen, wie z.B. der Hilfsmuskulatur des crani-
omandibulären Systems oder der absteigenden Lymphbahnen mit in die Behandlung einzu-
beziehen. Hierunter ist die Kopf- und Halsmuskulatur zu verstehen, also alle Muskelgruppen 
die den Kopf stützen und halten. 
Voraussetzung für eine entsprechende Verordnung von Heilmitteln durch die Vertragszahn-
ärztin und den Vertragszahnarzt ist, dass die Ursache der Funktionsstörung im Mund- und 
Kieferbereich liegt („absteigende Läsion“). Verordnungen von Heilmitteln bei Funktionsstö-
rungen, die in anderen anatomischen Regionen außerhalb des Mund- und Kieferbereichs 
ihre Ursache haben und im Sinne einer „aufsteigenden Läsion“ fernausgelöste Störungen 
des Kausystems hervorrufen, sind der Vertragszahnärztin und dem Vertragszahnarzt nicht 
möglich und nicht Bestandteil der vertragszahnärztlichen Versorgung. Hierunter sind bspw. 
chronische Haltungsänderungen durch unterschiedliche Längen der Beinknochen zu verste-
hen, die aufsteigend über Becken, Lendenwirbelsäule, Brustwirbelsäule, Schultergürtel und 
Halswirbelsäule bis in den Kieferbereich ausstrahlende Funktionsstörungen hervorrufen kön-
nen. 
 

 zu B.  Grundsätze der Heilmittelverordnung 
§ 3 Voraussetzungen der Verordnung 
§ 3 regelt die allgemeinen Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit Heilmittel ver-
tragszahnärztlich verordnet werden und durch Therapeutinnen und Therapeuten abgegeben 
werden dürfen. Ausgangspunkt der Abgabe von Heilmitteln stellt die vertragszahnärztliche 
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Verordnung gem. § 73 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 SGB V dar. Verordnet werden können Heilmittel 
durch Vertragszahnärztinnen und Vertragszahnärzte nur, wenn sie im Rahmen einer zahn-
ärztlichen Behandlung gem. § 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB V notwendig sind, um eine Krank-
heit zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern. 
Dazu können Heilmittel gem. § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 4 SGB V verordnet werden, um 
eine Schwächung der Gesundheit, die in absehbarer Zeit voraussichtlich zu einer Krankheit 
führen würde, zu beseitigen, einer Gefährdung der gesundheitlichen Entwicklung eines Kin-
des entgegenzuwirken oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden oder zu mindern. 
Die Therapeutin oder der Therapeut ist an die in der jeweiligen Verordnung vorgegebenen 
Maßnahmen und Frequenzen gebunden. 
Die Verordnung eines Heilmittels ist nur geboten, wenn die jeweilige Funktionsstörung nicht 
durch zahnmedizinische Maßnahmen selbst beseitigt werden kann. Die diesbezügliche Prü-
fung obliegt der Vertragszahnärztin oder dem Vertragszahnarzt. 
§ 4 Heilmittelkatalog 
Der Heilmittelkatalog regelt abschließend die Indikationen, bei denen Heilmittel verordnungs-
fähig sind, die Art der verordnungsfähigen Heilmittel bei diesen Indikationen sowie die 
Menge der verordnungsfähigen Heilmittel und Besonderheiten bei Wiederholungsverordnun-
gen (Folgeverordnungen). Bei Auswahl des Heilmittels hat die verordnende Vertragszahn-
ärztin oder der verordnende Vertragszahnarzt im Rahmen ihrer oder seiner zahnärztlichen 
Approbation bestehende Kontraindikationen zu berücksichtigen. Liegt die Möglichkeit von 
Kontraindikationen außerhalb des die zahnärztliche  Approbation umfassenden Bereichs, ist 
die oder der Versicherte bei Bedarf auf eine weitergehende ärztliche Diagnostik zu verwei-
sen. 
§ 5 Verordnungsausschlüsse 
Abs. 1 Satz 1 stellt dar, dass Heilmittel nur in gesetzlich vorgesehenen Fällen nach § 23 und 
§ 27 SGB V verordnet werden dürfen. 
Die Verordnung von Heilmitteln bei Kindern zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung 
ist ausgeschlossen, wenn störungsbildspezifische pädagogische, heilpädagogische oder 
sonderpädagogische Maßnahmen zu Lasten anderer Träger geboten sind. Werden bereits 
Heilmittel zu Lasten anderer Träger im Rahmen von Frühfördermaßnahmen erbracht, ist eine 
Verordnung zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung ausgeschlossen. 
§ 6 Verordnung im Regelfall; Erst- und Folgeverordnung 
§ 6 erläutert die Anwendung des Heilmittelkataloges unter Berücksichtigung seiner Auftei-
lung in Indikation/Therapieziel/zugeordnetes Heilmittel. Der Heilmittelkatalog legt dabei für 
Heilmittelverordnungen einen jeweiligen Regelfall mit einer zugeordneten Gesamtverord-
nungsmenge und einer maximalen Verordnungsmenge je Erst- und Folgeverordnung zu-
grunde. Die Festlegung der Gesamtverordnungsmenge resultiert auf medizinischen Erfah-
rungen, nach denen das jeweils angestrebte Therapieziel im Rahmen der Gesamtverord-
nungsmenge erreicht werden kann. Grundlage für die Festlegung einer Verordnungsmenge 
sind die jeweiligen individuellen medizinischen Erfordernisse, die sich aus dem Behand-
lungsfall ergeben. 
Grundsätzlich gilt, dass in einer Indikationsgruppe nur ein Regelfall auftreten kann, da sich 
die konkrete Heilmittelverordnung wesentlich nach den Schädigungen/Funktionsstörungen 
richtet, die in der Regel einer Heilmitteltherapie am gleichen Ort bedürfen. Soweit jedoch 
gleichzeitig ausnahmsweise eine weitere – von der Ursprungserkrankung unabhängige  Er-
krankung derselben Indikationsgruppe – hinzutritt, die mit einer gesonderten Heilmittelmaß-
nahme behandelt werden muss, kann dies gemäß Absatz 3 einen weiteren Regelfall begrün-
den, der über einen gesonderten Vordruck verordnet werden kann.  
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Ein Regelfall im Sinne der Heilmittel-Richtlinie definiert sich dadurch, dass die Therapie mit 
der vorgesehenen Gesamtverordnungsmenge abgeschlossen werden kann. Ein neuer Re-
gelfall tritt daher nur dann ein, wenn nach einem festgelegten behandlungsfreien Intervall 
von 12 Wochen erneut eine Heilmitteltherapie notwendig ist.  Mit der Regelung in Absatz 4, 
die die einzelnen Regelfälle voneinander trennt, ist sichergestellt, das rezidivierend auftre-
tende Schädigungsbilder bzw. Funktionsstörungen jeweils mit einem neuen Regelfall behan-
delt werden können, soweit ein behandlungsfreies Intervall von 12 Wochen abgelaufen ist. 
Tritt jedoch bereits während des 12-wöchigen Intervalls ein Rezidiv oder eine neue Erkran-
kungsphase auf, kann unter Beachtung der besonderen Regelungen der Heilmittel-Richtlinie 
eine Verordnung außerhalb des Regelfalls erfolgen.  
Die Absätze 5 bis 8 benennen die möglichen Verordnungsarten im Regelfall sowie deren Vo-
raussetzungen. Die Behandlung im Regelfall beginnt mit einer Erstverordnung, alle weiteren 
Verordnungen zur Behandlung der zugrundeliegenden Diagnose und der zugehörigen Funk-
tionsstörungen/Schädigungen gelten als Folgeverordnungen. Dies gilt auch dann, wenn sich 
die Leitsymptomatik innerhalb einer Indikationsgruppe oder die Heilmitteltherapie ändert. In-
nerhalb der Gesamtverordnungsmenge können nach Maßgabe des Heilmittelkataloges meh-
rere Folgeverordnung notwendig sein. Die Höchstmenge je Erst- und Folgeverordnung ist im 
Heilmittelkatalog festgelegt. Sie darf nicht überschritten werden, ein Unterschreiten ist aber 
möglich. 
Die Verordnung von Heilmitteln ist nur möglich, wenn die behandelnde Vertragszahnärztin 
oder der Vertragszahnarzt sich von der Notwendigkeit der Therapie überzeugt hat. Dies gilt 
insbesondere für die Entscheidung über die Fortsetzung einer bereits begonnenen Heilmittel-
therapie. Absatz 8 konkretisiert daher, dass sich die Vertragszahnärztin oder der Vertrags-
zahnarzt vor weiteren Verordnungen vom Zustand der Patienten oder des Patienten sowie 
von der Erreichbarkeit des Therapieziels zu überzeugen hat und den bisherigen Therapiever-
lauf sowie zwischenzeitlich erhobene Befunde bei der Entscheidung einzubeziehen hat. 
§ 7 Verordnung außerhalb des Regelfalls 
Wird das Therapieziel auch nach Ausschöpfen der Gesamtverordnungsmenge nicht erreicht, 
kann die Vertragszahnärztin oder der Vertragszahnarzt das Heilmittel außerhalb des Regel-
falls verordnen, wenn die zahnmedizinische Notwendigkeit mit einer prognostischen Ab-
schätzung versehen begründet wird. In diesem Zusammenhang ist störungsbildabhängig 
eine geeignete Diagnostik durchzuführen, um auf der Basis des festgestellten Therapiebe-
darfs, der Therapiefähigkeit, der Therapieprognose und des Therapieziels die Heilmittelthe-
rapie fortzuführen oder andere Maßnahmen einzuleiten. Liegen andere Maßnahmen außer-
halb der von der zahnärztlichen Approbation umfassten Möglichkeiten, ist die oder der Versi-
cherte auf weitergehende ärztliche Maßnahmen zu verweisen. 
Vor Fortsetzung der Heilmitteltherapie ist die begründungspflichtige Verordnung der zustän-
digen Krankenkasse zur Genehmigung vorzulegen. Unabhängig vom Ergebnis der Entschei-
dung über den Genehmigungsantrag übernimmt die Krankenkasse die Kosten des Heilmit-
tels, längstens jedoch bis zum Zugang einer Entscheidung gegenüber dem Versicherten 
über die Ablehnung der Genehmigung. Verzichtet die Krankenkasse auf ein Genehmigungs-
verfahren, hat dies die gleiche Rechtswirkung wie eine erteilte Genehmigung. Sie informiert 
hierüber die Kassenzahnärztliche Vereinigung. 
§ 8 langfristiger Heilmittelbedarf 
§ 8 regelt das Verfahren für die Versorgung von Versicherten mit einem langfristigen Heilmit-
telbedarf i.S.d. § 32 Abs. 1a SGB V bei zahnärztlichen Indikationen. Nach Satz 1 entscheidet 
die Krankenkasse jeweils im Einzelfall auf Antrag einer oder eines Versicherten, ob die auf 
Grundlage einer zahnärztlichen Begründung beantragten Heilmittel langfristig genehmigt 
werden können. Satz 2 regelt, dass die Genehmigung eines langfristigen Heilmittelbedarfes 
nur in solchen Fällen erfolgen kann, in denen vertragszahnärztlich gesondert begründet wird, 
woraus sich die Schwere und Langfristigkeit der strukturellen/funktionellen Schädigungen, 
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der Beeinträchtigungen der Aktivitäten und der nachvollziehbare Therapiebedarf eines oder 
einer Versicherten ergeben. 
Absatz 2 legt dar, auf welcher Grundlage die Krankenkasse über Anträge entscheidet. Der 
erste Spiegelstrich im Satz 1 stellt klar, dass die Antragstellung formlos durch die Versicherte 
oder den Versicherten selbst erfolgt. Der zweite Spiegelstrich regelt, dass einem Antrag stets 
eine von der Vertragszahnärztin oder dem Vertragszahnarzt vollständig ausgefüllte und un-
terschriebene Verordnung in Kopie beigefügt sein muss, um der Krankenkasse eine Ent-
scheidung über den langfristig medizinisch notwendigen Therapiebedarf mit Heilmitteln zu 
ermöglichen. Das Original der Verordnung verbleibt bei der oder dem Versicherten, damit die 
erforderliche Heilmittelbehandlung zeitnah bereits während der Dauer des Genehmigungs-
verfahrens aufgenommen werden kann. Ebenfalls wird geregelt, dass die Krankenkasse bei 
der Entscheidung über Anträge nach Absatz 3 – soweit erforderlich – den Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung (MDK) einbezieht.  
Gemäß § 275 Abs. 1 SGB V hat die Krankenkasse bei der Erbringung von Leistungen, ins-
besondere bei der Prüfung der Voraussetzungen, der Art und des Umfangs der Leistungen, 
eine gutachterliche Stellungnahme des MDK einzuholen, wenn es nach Art, Schwere, Dauer 
oder Häufigkeit der Erkrankung oder nach dem Krankheitsverlauf erforderlich ist. Gemäß der 
gesetzlichen Bestimmung liegt die letztendliche Entscheidung über eine Einbeziehung des 
MDK im Ermessen der Krankenkasse. Dies ist vor dem Hintergrund zügiger und bürokratie-
armer Genehmigungsentscheidungen sachgerecht, da es Fälle gibt, in denen die Kranken-
kasse die medizinische Beurteilung von Anträgen selbst vornehmen kann oder die Entschei-
dung aufgrund der vorliegenden Unterlagen und Informationen ohne weitere Beteiligung des 
Medizinischen Dienstes getroffen werden kann. 
In Satz 2 wurde die in § 32 Abs. 1a Satz 3 SGB V normierte Genehmigungsfiktion aufgenom-
men, sofern über Anträge nicht innerhalb von 4 Wochen entschieden wird. Satz 3 regelt, 
dass die gesetzliche Genehmigungsfrist gehemmt ist, soweit zur Entscheidung ergänzende 
Informationen der Antragstellerin oder des Antragstellers erforderlich sind.  
Gemäß Satz 4 kann die Krankenkasse Genehmigungsentscheidungen nach Absatz 1 ab-
hängig von dem zugrunde liegenden Einzelfall zeitlich befristet oder auch unbefristet treffen, 
sofern ihr auf Grundlage der dem Antrag beigefügten zahnärztlichen Verordnung gemäß Ab-
satz 2 Satz 1 zweiter Spiegelstrich eine Abschätzung des Therapiebedarfs mit Heilmitteln 
über den beantragten Zeitraum möglich ist. Soweit die Krankenkasse von der Möglichkeit ei-
ner Befristung Gebrauch macht, kann die Genehmigung auf mehrere Jahre, mindestens je-
doch ein Jahr, ausgestellt werden. Satz 5 konkretisiert, dass aus dem Genehmigungsbe-
scheid der Krankenkasse die von der Genehmigung umfasste therapierelevante Diagnose 
sowie die Diagnosegruppe gemäß Heilmittelkatalog hervorgehen müssen.  
Absatz 3 sieht vor, dass für Versicherte mit einem langfristigen Heilmittelbedarf die langfristig 
notwendigen Heilmittel in Abweichung zu § 7 unmittelbar als Verordnung außerhalb des Re-
gelfalls für einen Zeitraum von 12 Wochen ausgestellt werden können. Dies trägt zu einer 
kontinuierlichen Versorgung dieser Versicherten mit einem festgestellten langfristigen Heil-
mittelbedarf bei, da die notwendigen Heilmittelanwendungen in Abhängigkeit von der Be-
handlungsfrequenz für einen geeigneten Zeitraum bemessen werden können, über die Be-
schränkung auf 12 Wochen jedoch weiterhin sichergestellt bleibt, dass die langfristig notwen-
digen Therapien im Rahmen der zahnärztlichen Untersuchung regelmäßig überprüft und an-
gepasst werden können. Darüber hinaus wird in Satz 2 festgelegt, dass eine notwendige Ge-
nehmigung gemäß § 7 Absatz 4 als erteilt gilt und zwar unabhängig davon, ob die jeweilige 
Krankenkasse von der Möglichkeit zur Durchführung eines Genehmigungsverfahrens Ge-
brauch macht oder nicht. Dies dient dazu, sowohl die Versicherten als auch die Vertrags-
zahnärztinnen und Vertragszahnärzte, Heilmittelerbringerinnen und Heilmittelerbringer sowie 
Krankenkassen von unnötigem bürokratischem Aufwand zu entlasten. 
§ 9 Wirtschaftlichkeit 
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Absatz 1 regelt, dass bei der Entscheidung der Vertragszahnärztin oder des Vertragszahn-
arztes darüber, ob Heilmittel medizinisch erforderlich sind, andere therapeutische Maßnah-
men (z.B. Arzneimittel oder zahnärztliche Leistungen) oder Maßnahmen, die in der Eigenver-
antwortung des Versicherten liegen (z.B. durch erlernte Eigenübungsprogramme, vorbeu-
gende Maßnahmen oder die Vermeidung von das Krankheitsbild beeinflussenden Gewohn-
heiten), Vorrang haben können. Im Rahmen der Abwägung sind von der Vertragszahnärztin 
oder dem Vertragszahnarzt auch die möglichen Risiken sowie die Kosten der zur Verfügung 
stehenden Therapiealternativen zu berücksichtigen. Die Regelung dient zur Umsetzung des 
Wirtschaftlichkeitsgebotes gemäß § 12 SGB V, wonach Heilmittel ausreichend, zweckmäßig 
und wirtschaftlich sein müssen und das Maß des Notwendigen nicht überschreiten dürfen.  
Absatz 2 regelt, dass die gleichzeitige Verordnung mehrerer unterschiedlicher Heilmittel nur 
dann zulässig ist, wenn hierdurch ein therapeutisch erforderlicher Synergismus bewirkt wird 
und die Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte eine Verordnung ausdrücklich vorsieht. So sieht § 11 
Absatz 3 in Verbindung mit dem Heilmittel-Katalog Zahnärzte in bestimmten Fällen die Ver-
ordnung eines ergänzenden Heilmittels zusätzlich zu einem vorrangigen Heilmittel vor. Die 
gleichzeitige Verordnung mehrerer Heilmittel setzt eine ausreichende körperliche Belastbar-
keit der Patientin oder des Patienten voraus. Ferner soll die im zeitlichen Zusammenhang er-
folgende Therapie mit zwei gleichzeitigen Heilmitteln zu einer schnelleren Genesung beitra-
gen und einen therapeutisch zweckmäßigen Synergismus bewirken, was bedeutet, dass sich 
mit den sich gegenseitig ergänzenden und unterstützenden Maßnahmen planmäßig ein bes-
seres Behandlungsergebnis erzielen lässt, als es ohne die gegenseitige Ergänzung und Un-
terstützung der Fall wäre. Unter Synergismus ist insbesondere nicht zu verstehen, dass zu 
einem eigentlich für sich allein ausreichenden Heilmittel zur Sicherheit noch ein weiteres zu-
sätzliches verordnet wird. 
§ 10 Ort der Leistungserbringung 
Absatz 1 konkretisiert den Ort der Leistungserbringung und sieht vor, dass Heilmittel grund-
sätzlich in der Praxis der Therapeutin oder des Therapeuten sowie ausnahmsweise in der 
häuslichen Umgebung der oder des Versicherten als verordneter Hausbesuch erbracht wer-
den können. Die Behandlung der Versicherten erfolgt in der Regel in der Praxis der Thera-
peutin oder des Therapeuten, da häufig zur Durchführung der Behandlung neben der Anwe-
senheit der Therapeutin oder des Therapeuten auch technische Apparate und Materialien 
benötigt werden, die bei der Behandlung außerhalb der Praxis nicht immer zur Verfügung 
stehen.  
Satz 2 regelt, dass die zahnärztliche Verordnung eines Hausbesuches zur Durchführung der 
Heilmittelbehandlung in der häuslichen Umgebung der oder des Versicherten nur dann zu-
lässig ist, wenn die Gründe hierfür ausschließlich in ihrer oder seiner Person liegen und me-
dizinisch bedingt sind. Der Begriff „häusliche Umgebung“ umfasst dabei sowohl die Woh-
nung der Patientin oder des Patienten, als auch das Senioren- oder Pflegeheim, sofern die 
Patientin oder der Patient dort im Sinne einer Wohnung lebt und dort ihren oder seinen Le-
bensmittelpunkt hat. Medizinische Gründe einer Heilmitteltherapie in der häuslichen Umge-
bung liegen insbesondere bei einer Immobilität der Patienten oder des Patienten vor. Dies ist 
dann der Fall, wenn sie oder er (noch) nicht in der Lage ist, die Praxis der Therapeutin oder 
des Therapeuten aufzusuchen. Die Unterbringung der Patientin oder des Patienten in einer 
Einrichtung (z.B. tagesstrukturierende Fördereinrichtung) ist für sich genommen nicht bereits 
eine ausreichende medizinische Begründung für die Verordnung eines Hausbesuches.  
Darüber hinaus ist gemäß Absatz 2 ohne Vorliegen o.g. medizinischer Gründe die Behand-
lung außerhalb der Praxis dann ausnahmsweise für von Behinderung betroffene Kinder und 
Jugendliche möglich, die ganztägig in einer speziell ausgerichteten tagesstrukturierenden 
Fördereinrichtung untergebracht sind und bei denen sich aus der zahnärztlichen Begründung 
der Heilmittelverordnung eine besondere Schwere und Langfristigkeit der funktionellen/struk-
turellen Schädigungen sowie der Beeinträchtigungen der Aktivitäten ergibt.  
Voraussetzung für diese Behandlungsmöglichkeit – die nicht als Hausbesuch verordnet wer-
den kann – ist, dass die tagesstrukturierende Einrichtung speziell auf die Förderung dieses 
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Personenkreises ausgerichtet ist und die Behandlung in diesen Einrichtungen durchgeführt 
wird.  Die Regelung trägt der Lebenswirklichkeit von Kindern mit Behinderung bzw. deren El-
tern Rechnung, denen es bei ganztägiger Unterbringung in den genannten Einrichtungen 
aufgrund der Beeinträchtigung der Kinder besonders schwer möglich ist, die Praxis einer 
Therapeutin  oder eines Therapeuten  zur Inanspruchnahme verordneter Leistungen aufzu-
suchen. Die Behandlung in einer Einrichtung wird in diesen Fällen der Behandlung in einer 
Praxis einer Heilmittelerbringerin oder eines Heilmittelerbringers gleichgestellt. Dies gilt für 
Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, ggf. darüber hinaus bis 
zum Abschluss der bereits begonnenen schulischen Ausbildung, wenn diese ganztägig in ei-
ner auf deren Förderung ausgerichteten Tageseinrichtung untergebracht sind.  
§ 11 Auswahl des Heilmittels 
Inhalt und Umfang der Heilmittelverordnung haben sich an dem individuell zugrundeliegen-
den Krankheitsbild und dem Ziel zu orientieren, welches mit der Heilmittelversorgung erreicht 
werden soll. 
In diesem Zusammenhang regelt Absatz 3, dass zu einem vorrangigen Heilmittel, sofern er-
forderlich, maximal ein weiteres ergänzendes Heilmittel verordnet werden kann. Soweit me-
dizinisch indiziert, kann die als ergänzendes Heilmittel vorgesehene Elektrotherapie/-stimula-
tion auch isoliert ohne eine vorrangige Heilmittelmaßnahme verordnet werden. Ergänzende 
Heilmittel sind auf der Verordnung eindeutig zu benennen. Absatz 4 stellt klar, dass Maßnah-
men der Physiotherapie und der physikalischen Therapie sowie der Sprech- und Sprachthe-
rapie auch zeitgleich verordnet werden können, wenn dies durch die vorliegende Indikation 
medizinisch erforderlich ist. 
§ 12 Verordnungsvordruck 
Voraussetzung für eine richtlinienkonforme Verordnung ist die Verwendung des vereinbarten 
Vordrucks mit Angabe der verpflichtenden Inhalte, insbesondere des Heilmittels, der Verord-
nungsmenge und -frequenz sowie der Art der Verordnung. 

 zu C. Zusammenarbeit zwischen Vertragszahnärztinnen und Vertrags-
zahnärzten sowie Therapeutinnen und Therapeuten 

§ 13 Grundlagen 
§ 13 beschreibt die enge Zusammenarbeit zwischen Vertragszahnärztinnen oder Vertrags-
zahnärzten und Heilmittelerbringerinnen oder Heilmittelerbringern als zwingende Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Therapie. 
§ 14 Beginn der Heilmittelbehandlung 
§ 14 regelt, dass die Heilmittelbehandlung grundsätzlich innerhalb von 14 Kalendertagen be-
gonnen werden muss. Sofern die Vertragszahnärztin oder der Vertragszahnarzt aus medizi-
nisch-therapeutischen Gründen einen früheren oder späteren Behandlungsbeginn für not-
wendig bzw. ausreichend erachtet, kann auf dem Verordnungsvordruck ein Datum für den 
spätesten Behandlungsbeginn vorgegeben werden. Die zeitgerechte Aufnahme der Heilmit-
telbehandlung ist eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg der durchzuführenden The-
rapie. Die verordnungsfähigen zahnärztlichen Indikationen können durch Akutproblematiken 
mit teils schwerwiegenden Funktionseinschränkungen und/oder Schmerzzuständen gekenn-
zeichnet sein, die eine unverzügliche Behandlungsaufnahme erforderlich machen und ein 
mehrwöchiges Zuwarten auf einen Termin beim Heilmittelerbringer nicht erlauben, da ande-
renfalls die Gefahr einer (ggf. weiteren) Chronifizierung von Krankheitszuständen besteht. 
Mit der Frist von 14 Kalendertagen, wie sie auch in der vertragsärztlichen Heilmittel-Richtlinie 
besteht, wird sowohl den Belangen des Heilmittelerbringers im Rahmen der Praxisorganisa-
tion und Terminvergabe als auch den terminlichen Möglichkeiten der Patientin oder des Pati-
enten unter Berücksichtigung der freien Therapeutenwahl Rechnung getragen. 
In den Fällen, in denen der Erfolg der Heilmittelbehandlung nicht maßgeblich von ihrem mög-
lichst zeitnahen Beginn innerhalb von 14 Kalendertagen abhängt, sieht die Regelung die 
Möglichkeit vor, ein späteres Datum auf der Verordnung angeben zu können. Das gewählte 
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Regel-Ausnahme-Verhältnis stellt sicher, dass Patientinnen und Patienten aus beiden Ver-
sorgungsbereichen bei der Terminvergabe durch die Heilmittelerbringerin oder durch den 
Heilmittelerbringer je nach Dringlichkeit ihres Behandlungsbedarfes gleich behandelt werden. 
 
§ 15 Durchführung der Heilmittelbehandlung 
Zwingende Voraussetzung für die Durchführung der Heilmittelbehandlung sind die Angaben 
des Heilmittels, der Verordnungsmenge und -frequenz sowie der Art der Verordnung. In Um-
setzung des Grundsatzes der engen Zusammenarbeit zwischen verordnender Vertragszahn-
ärztin oder verordnendem Vertragszahnarzt und der Therapeutin oder dem Therapeuten, hat 
die Heilmittelerbringerin oder der Heilmittelerbringer die Vertragszahnärztin oder den Ver-
tragszahnarzt unverzüglich zu kontaktieren, wenn er erkennt, dass mit dem verordneten Heil-
mittel das Therapieziel nicht erreicht werden kann oder die oder der Versicherte in unvorher-
gesehener Weise auf die Heilmittelanwendung reagiert. Für die Entscheidung über Abbruch, 
Weiterführung oder Veränderung der Therapie kann ein schriftlicher Bericht über den Thera-
pieverlauf durch die Vertragszahnärztin oder den Vertragszahnarzt bei der Therapeutin oder 
dem Therapeuten angefordert werden. Die Verordnung verliert ihre Gültigkeit nicht, wenn die 
Behandlung zwar länger als 14 Kalendertage unterbrochen wird, die Unterbrechung aber an-
gemessen begründet ist.  
Das Nähere (z.B. zur Dokumentation der begründeten Unterbrechung und den Vorausset-
zungen einer angemessenen Begründung) regeln die Vertragspartner nach § 125 SGB V. 

 zu D. Zahnärztliche Diagnostik 
§ 16 Zahnärztliche Diagnostik bei Maßnahmen der Physikalischen Therapie und 
§ 17 Zahnärztliche Diagnostik bei Sprech- und Sprachtherapie 
Vor Verordnung eines Heilmittels ist eine an der vorgesehenen Maßnahme orientierte spezi-
fische zahnärztliche Diagnostik durchzuführen. Inhalt und Umfang der Diagnostik unterschei-
den sich dabei danach, ob Maßnahmen der Physiotherapie und der physikalischen Therapie 
oder der Sprech- und Sprachtherapie durchgeführt werden sollen.  

 zu E.  Maßnahmen der Physiotherapie und der physikalischen Therapie 
Die §§ 18-22 erläutern die Wirkmechanismen, die den jeweiligen Heilmitteln der Physiothera-
pie und der physikalischen Therapie zugrunde liegen.  
§ 18 Grundlagen 
Die verschiedenen Maßnahmen der Physiotherapie und der physikalischen Therapie mit ih-
ren unterschiedlichen Wirkungsansätzen sind in der vertragszahnärztlichen Versorgung zur 
Behandlung von craniomandibulären Störungen, chronifizierten Schmerzsyndromen und bei 
Lymphabflussstörungen angezeigt. 
Zu den Maßnahmen der Physiotherapie und der physikalischen Therapie nach dieser Richtli-
nie, gehören die Bewegungstherapie, welche hier die Krankengymnastik, KG-ZNS, KG-ZNS-
Kinder und die Manuelle Therapie umfasst und die nur durch Physiotherapeutinnen oder 
Physiotherapeuten durchzuführen ist, die Elektrotherapie und Wärme-/Kälte-Therapie sowie 
ferner die Manuelle Lymphdrainage und die Übungsbehandlung, die sowohl von Physiothe-
rapeutinnen und Physiotherapeuten als auch von Masseurinnen und Masseuren durchge-
führt werden können. 
Für bestimmte Maßnahmen der Physiotherapie und der physikalischen Therapie bedarf es 
spezieller Qualifikationen, die über die im Rahmen der Berufsausbildung erworbenen Kennt-
nisse und Fähigkeiten hinausgehen. Solche Maßnahmen, für deren Durchführung eine zu-
sätzliche, abgeschlossene Weiterbildung erforderlich ist, sind mit *) gekennzeichnet. Nur ent-
sprechend qualifizierte Therapeutinnen und Therapeuten können diese verordneten Heilmit-
tel erbringen. 
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§ 19 Bewegungstherapie  
1. Krankengymnastik (KG) 

Krankengymnastik dient der therapeutischen Beeinflussung von craniomandibulären Störun-
gen sowie chronifizierten Schmerzsyndromen im Zahn-, Mund- und Kieferbereich. Ziele der 
Krankengymnastik sind die Funktionserhaltung, Kompensation, Anpassung, Reaktivierung 
sowie Verbesserung und Überwindung krankheitsbedingter Schädigungen und Funktionsstö-
rungen. 
Kiefergelenk- und Muskelstörungen äußern sich durch eine Einschränkung der Beweglichkeit 
des Unterkiefers sowie durch Schmerzen im Kieferbereich (craniomandibuläre Dysfunktion). 
Gelenkfunktionsstörungen und -blockierungen können aus einer strukturellen Schädigung 
des Kiefergelenks, beispielsweise durch Traumata und Tumoren, resultieren. Krankengym-
nastik ist geeignet, um bei Störungen der Kieferbeweglichkeit und Schmerzen eine Funkti-
onsverbesserung der gestörten Unterkieferbewegung sowie eine Schmerzreduktion zu be-
wirken. Desgleichen kann bei Muskelspannungsstörungen oder der Verkürzung elastischer 
und kontraktiler Strukturen eine Besserung der gestörten Beweglichkeit erreicht werden.  
Beim chronifizierten Schmerzsyndrom handelt es sich um eine chronische Schmerzstörung 
mit somatischen und psychischen Faktoren. Krankheitsbilder sind beispielsweise die atypi-
sche Odontalgie, die nach zahnärztlichen Eingriffen wie einer Zahnextraktion oder einer en-
dodontischen Behandlung auftreten kann oder der persistierende idiopathische Gesichts-
schmerz. Die damit verbundenen Schmerzen können im Rahmen der Krankengymnastik ei-
ner Besserung zugeführt werden, indem die Gelenkbeweglichkeit sowie die Durchblutung 
der Muskeln gefördert werden.  
Bei den vorgenannten Maßnahmen kann ein Eigenübungsprogramm der Patientin oder des 
Patienten, welches durch die Therapeutin oder den Therapeuten vermittelt wird, einen we-
sentlichen Beitrag zur erfolgreichen Behandlung leisten.  
 
2. und 3. Krankengymnastik zur Behandlung von interkurrenten Erkrankungen im Kopf-

Halsbereich bei Versicherten mit Erkrankungen des zentralen Nervensystems 
(KG-ZNS und KG-ZNS –Kinder) 

Insbesondere bei neuro-muskulären Bewegungsstörungen (z.B. bei schwerstmehrfachbehin-
derten Patientinnen oder Patienten) sind spezielle Techniken der Physiotherapie erforderlich, 
die sich in den Heilmitteln KG-ZNS Kinder und KG-ZNS wiederfinden. 
So kommt es bei Patientinnen oder Patienten mit angeborenen cranio- und orofazialen Fehl-
bildungen wie z.B. Lippen-, Kiefer-, Gaumenspalten, Trisomie 21 oder Patientinnen oder Pa-
tienten mit Tumorerkrankungen oder nach Traumata und Fehlfunktionen bei Störungen des 
ZNS oftmals zu pathologischen Veränderungen im Kopf-Hals-Bereich. Aus einer Verände-
rung des Muskeltonus und der Muskelfunktion kann eine Veränderung der Kopfhaltung resul-
tieren und häufig ist die Muskelbalance im orofazialen System gestört. 
Zur Behandlung dieser Patientinnen oder Patienten ist das Heilmittel Krankengymnastik (KG) 
nicht ausreichend spezifisch. Unter den beschriebenen Kautelen ist eine Veränderung der 
Biomechanik des Kopf-Hals-Bereichs notwendig, um die entstandenen Probleme im orofazi-
alen Bereich durch physiologischere Bewegungsmuster und eine Wiedererlangung der Mus-
kelbalance zu äquilibrieren. Dies ist durch die Behandlungstechnik nach Bobath gegeben, 
die durch die Techniken der somatosensorischen Stimulation die Kontrolle der mimischen 
Muskulatur und der Kau- und Schlundmuskulatur verbessert. 
Bei Störungen des ZNS ist zur Wiederherstellung von natürlichen Bewegungsabläufen das 
Anbahnen dieser Bewegungen im Muskel- und Nervensystem erforderlich. Auch nach einem 
Apoplex kann die Verbesserung des Buccinator-Mechanismus zum Ansaugen von Speisen 
oder Speichel im Mund erforderlich sein. Dies kann durch die Behandlungsmethode PNF, 
Propriozeptive Neuromuskuläre Fazilitation, erreicht werden. Durch die Fazilitation wird die 
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Muskulatur aktiviert sowie die konzentrische und exzentrische Muskelaktivität zur Erlangung 
einer besseren Koordination stabilisiert. 
4. Manuelle Therapie 

Die Manuelle Therapie ist eine Behandlungsmethode, die dem physiotherapeutischen Ver-
fahren der Bewegungstherapie zuzuordnen ist. Sie ist von Physiotherapeutinnen und Physio-
therapeuten durchgeführter Teil der manuellen Medizin auf der Grundlage der Biomechanik 
und Reflexlehre zur Behandlung von Dysfunktionen der Kiefergelenke mit reflektorischen 
Auswirkungen. Sie beinhaltet aktive und passive Dehnung verkürzter muskulärer und neura-
ler Strukturen, Kräftigung der abgeschwächten Antagonisten und Gelenkmobilisation durch 
translatorische Gelenkmobilisation. Anwendung einer gezielten impulslosen Mobilisation  o-
der von Weichteiltechniken. Die in Einzeltherapie durchgeführten Techniken der Manuellen 
Therapie dienen sowohl der Schmerzlinderung, als auch der Mobilisation bei Bewegungsein-
schränkungen. Voraussetzung ist, dass es sich um reversible Funktionsstörungen des Ge-
lenks oder der zugehörigen Muskulatur handelt. Die Auswahl der eingesetzten Mobilisations-
technik wird durch den Befund, die eingeschränkte Bewegungsrichtung und die Form des 
Gelenks bestimmt. 
5. Übungsbehandlung 

Zusätzlich zur Manuellen Lymphdrainage nach § 20 können in geeigneten Fällen Maßnah-
men der Übungsbehandlung ergänzend zum Einsatz kommen. Durch die sachgerechte Ver-
ordnung der synergistisch wirkenden Maßnahme der Übungsbehandlung lässt sich indikati-
onsspezifisch die Wirkung des vorrangigen Heilmittels der Manuellen Lymphdrainage unter-
stützen. Dadurch können im Hinblick auf die Linderung von Beschwerden oder eine Heilung 
des Krankheitsbildes zusätzliche Effekte bewirkt werden. Auf die Ausführungen zu § 9 Ab-
satz 2 wird verwiesen. 
 
§ 20 Manuelle Lymphdrainage 
Manuelle Lymphdrainage umfasst manuelle Massagetechniken mit systematischer Anord-
nung und rhythmischer Folge von Drehgriffen, Schöpfgriffen, Pumpgriffen sowie stehenden 
Kreisen und Spezialgriffen. Die therapeutische Wirkung beruht auf einer Abflussförderung 
der interstitiellen Flüssigkeit über das Lymph- und Venengefäßsystem sowie über Gewebs-
spalten. Es erfolgt eine Steigerung der Lymphangiomotorik, eine Lockerung fibroskleroti-
schen Bindegewebes und eine Hebung des Parasympahticotonus. Ziel der Manuellen 
Lymphdrainage ist eine Entstauung des Gewebes, die zu einer Schmerzreduktion führt. 
Manuelle Lymphdrainage ist ein Verfahren, das in der Zahnmedizin typischerweise im Zu-
sammenhang mit operativen, insbesondere tumorchirurgischen Eingriffen sowie deren Nach-
behandlung und bei der Behandlung von Traumata eingesetzt wird. Die Behandlung zielt da-
rauf ab, die Anreicherung von Gewebeflüssigkeit in den Geweben des craniomandibulären 
Systems zu reduzieren und funktionelle Beeinträchtigungen durch ein fixiertes Lymphödem 
zu vermeiden. Ein derartiger Lymphstau kann durch eine Unterbrechung der Lymphabfluss-
wege (operativer Zugang; systematische Entfernung der Lymphabflusswege) als direkte 
Operationsfolge oder durch Traumata und vor allem als direkte Operationsfolge im Zusam-
menhang mit der Schnittführung und den späteren Heilungsprozessen erforderlich sein und 
die Rehabilitation wird durch die Manuelle Lymphdrainage deutlich reduziert oder verhindert.  
Lymphabflussstörungen im Bereich des craniomandibulären Systems stehen in anatomi-
schem Zusammenhang mit den im Halsbereich lokalisierten ableitenden Lymphbahnen. Sie 
sind nach sekundärer Schädigung des Lymphsystems durch tumorchirurgische Eingriffe und 
Traumata, als auch bei deren Nachbehandlung keiner anderen zahnmedizinischen Thera-
piemaßnahme zugänglich. 
In Abhängigkeit des Schweregrades und Ausbildungsstadiums einer Abflussstörung im 
Lymphsystem ist das Heilmittel Manuelle Lymphdrainage in unterschiedlicher Intensität 
(MLD-30/-45) angebracht. Zur Vermeidung der Manifestierung eines fixierten Lymphödems 

https://www.physio-deutschland.de/patienten-interessierte/service/glossar.html?tx_contagged%5Bsource%5D=default&tx_contagged%5Buid%5D=116&cHash=9d5c29dd358109fc69dad02448497ea2
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und zur Therapie einer passageren lymphatischen Stauung und der damit einhergehenden 
temporären Schwellung ist durch Entlastung eine Besserung des Lymphflusses sinnvoll. 
Auch soll eine Reduktion der Anreicherung von Gewebeflüssigkeiten in den Geweben des 
craniomandibulären Systems und der ableitenden Lymphbahnen im Halsbereich erreicht 
werden.  
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§ 21 Thermotherapie (Wärme-/Kältetherapie) 
Zusätzlich zu den Maßnahmen nach § 19 können in geeigneten Fällen Maßnahmen der 
Kälte- oder Wärmetherapie ergänzend zum Einsatz kommen. Durch die sachgerechte Ver-
ordnung synergistisch wirkender ergänzender thermotherapeutischer Maßnahmen lässt sich 
indikationsspezifisch die Wirkung des vorrangigen Heilmittels Krankengymnastik, KG-ZNS-
Kinder, KG-ZNS, Manuelle Therapie oder der Manuellen Lymphdrainage unterstützen. 
Dadurch können im Hinblick auf die Linderung von Beschwerden oder eine Heilung des 
Krankheitsbildes zusätzliche Effekte bewirkt werden. Auf die Ausführungen zu § 9 Absatz 2 
und § 11 Absatz 3 wird verwiesen. 
 
§ 22 Elektrotherapie  
Zusätzlich zu den Maßnahmen nach § 19 können in geeigneten Fällen Maßnahmen der 
Elektrotherapie ergänzend zum Einsatz kommen.  
Durch die sachgerechte Verordnung synergistisch wirkender ergänzender elektrotherapeuti-
scher Maßnahmen lässt sich indikationsspezifisch die Wirkung des vorrangigen Heilmittels 
Krankengymnastik, KG-ZNS-Kinder, KG-ZNS, Manuelle Therapie oder der Manuellen 
Lymphdrainage unterstützen. 
Dadurch können im Hinblick auf die Linderung von Beschwerden oder eine Heilung des 
Krankheitsbildes zusätzliche Effekte bewirkt werden. Auf die Ausführungen zu § 9 Absatz 2 
und § 11 Absatz 3 wird verwiesen. 
 

 zu F.  Maßnahmen der Sprech- und Sprachtherapie 
§ 23 Grundlagen 
Maßnahmen der Sprech- und Sprachtherapie entfalten ihre Wirkung auf phoniatrischen und 
neurophysiologischen Grundlagen. Sie dienen in der vertragszahnärztlichen Versorgung 
dazu, Störungen des Sprechens, der Sprache und der oralen Phase des Schluckvorganges 
auf Grund krankheitsbedingter orofazialer struktureller und funktioneller Schädigungen im 
Mund- und Kieferbereich zu behandeln und damit die Kommunikationsfähigkeit, das Spre-
chen, die Sprache sowie den oralen Schluckakt wiederherzustellen, zu verbessern oder eine 
Verschlimmerung zu vermeiden.  
§ 24 Sprechtherapie  
Der Begriff „Sprechen“ beinhaltet die motorische Ausführung von Sprachlauten. Die 
Sprechtherapie im Sinne dieser Richtlinie dient bei krankheitsbedingten orofazialen struktu-
rellen und funktionellen Schädigungen im Mund- und Kieferbereich der Wiederherstellung, 
Besserung und dem Erhalt der koordinierten motorischen Sprechleistung und der damit in 
Zusammenhang stehenden Schädigungen des oralen Schluckaktes.  
Sprechtherapie umfasst insbesondere Maßnahmen zur gezielten Anbahnung und Förderung 
der Artikulation, der Sprechgeschwindigkeit, der koordinativen Leistung des Sprechappara-
tes, der Lautbildung, der Mundatmung und des Schluckvorganges in der oralen Phase. 
§ 25 Sprachtherapie 
Die Sprachtherapie im Sinne dieser Richtlinie dient bei krankheitsbedingten orofazialen 
strukturellen und funktionellen Schädigungen im Mund- und Kieferbereich der Wiederherstel-
lung, Besserung und dem Erhalt der sprachlichen und kommunikativen Fähigkeiten sowie 
des oralen Schluckaktes. 
Sie umfasst insbesondere Maßnahmen zur Ausbildung und Erhalt der Lautsprache zur 
sprachlichen Kommunikation, Artikulationsverbesserung, Normalisierung bzw. Verbesserung 
der Laut- und Lautverbindungsbildung, Aufbau von Kommunikationsstrategien, Schaffung 
nonverbaler Kommunikationsmöglichkeiten, Normalisierung des Sprachklangs, Beseitigung 



A TRAGENDE GRÜNDE UND BESCHLUSS 

 

13 

der Dysfunktionen der Zungenmuskulatur sowie Besserung und Erhalt des oralen Schluck-
vorganges. 

A-2.3 Zweiter Teil: Heilmittelkatalog – Zuordnung der Heilmittel zu Indikatio-
nen 

 Maßnahmen der Physiotherapie und der physikalischen Therapie 
Der Heilmittelkatalog sieht bei den Maßnahmen Physiotherapie und der physikalischen The-
rapie als vertragszahnärztlich verordnungsfähige Indikationen die Craniomandibulären Stö-
rungen mit prognostisch kurzzeitigem bis mittelfristigem Behandlungsbedarf (CD1) sowie mit 
länger andauerndem Behandlungsbedarf (CD2) sowie das chronifzierte Schmerzsyndrom im 
Zahn-, Mund- und Kieferbereich (CSZ) vor.  
Weitere Indikationen sind Fehlfunktionen bei angeborenen cranio- und orofazialen Fehlbil-
dungen und Fehlfunktionen bei Störungen des ZNS (ZNSZ) sowie die Lymphabflussstörun-
gen (LYZ 1 bis LYZ 2). 
I.1. Craniomandibuläre Störungen  
Kiefergelenk- und Muskelstörungen äußern sich durch eine Einschränkung der Beweglichkeit 
des Unterkiefers sowie durch Schmerzen im Kieferbereich (Craniomandibuläre Dysfunktion). 
Gelenkfunktionsstörungen und -blockierungen können aus einer strukturellen Schädigung 
des Kiefergelenks, beispielsweise durch Traumata und Tumoren, resultieren. Bewegungs-
therapie ist geeignet, um bei Störungen der Kieferbeweglichkeit und Schmerzen eine Funkti-
onsverbesserung der gestörten Unterkieferbewegung sowie eine Schmerzreduktion zu be-
wirken. Desgleichen kann bei Muskelspannungsstörungen oder der Verkürzung elastischer 
und kontraktiler Strukturen eine Besserung der gestörten Beweglichkeit erreicht werden.  
Die in Einzeltherapie durchzuführenden Techniken der Manuellen Therapie dienen bei crani-
omandibulären Störungen, z.B. in Folge von Kiefergelenk- und/oder, Muskelstörungen, Ope-
rationen, Traumata im Zahn-, Mund- und Kieferbereich, sowohl der Schmerzlinderung, als 
auch der Mobilisation bei Bewegungseinschränkungen. In Abhängigkeit von den strukturellen 
oder funktionellen Schädigungen, welche prinzipiell reversibel sein müssen, sind ein prog-
nostisch kurzzeitiger bis mittelfristiger und ein prognostisch länger andauernder Behand-
lungsbedarf zu unterscheiden.  
Im Regelfall ist (bei CD1) eine Verordnungsmenge von bis zu 6 Heilmittelanwendungen je 
Verordnung mit einer Frequenz von ein- bis dreimal wöchentlich, sowohl bei Erstverordnung 
als auch bei Folgeverordnung, mit bedarfsweise insgesamt bis zu 18 Einheiten medizinisch 
indiziert. 
Bei Erkrankungen mit länger andauerndem Behandlungsbedarf, insbesondere wenn multiple 
strukturelle oder funktionelle Schädigungen mit Beeinträchtigungen alltagsrelevanter Aktivitä-
ten vorliegen, wie sie beispielsweise bei schweren Traumata, Tumoren oder Fehlbildungs-
syndromen vorkommen können (CD2), ist im Regelfall je Verordnung eine Verordnungs-
menge von bis zu 10 Heilmittelanwendungen sowohl bei Erst- als auch bei Folgeverordnung 
mit einer Frequenz von ein- bis dreimal wöchentlich angezeigt. Bei entsprechendem medizi-
nischem Bedarf ist eine Gesamtverordnungsmenge des Regelfalls von bis zu 30 Einheiten 
möglich. 
In beiden Indikationsgruppen ist das Ziel das Erlernen eines Eigenübungsprogrammes. 
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I.2. Fehlfunktionen bei angeborenen cranio- und orofazialen Fehlbildungen und Fehl-
funktionen bei Störungen des ZNS 
Bei Patientinnen oder Patienten mit angeborenen cranio- und orofazialen Fehlbildungen wie 
z.B. Lippen-, Kiefer-, Gaumenspalten, Trisomie 21 oder Patientinnen oder Patienten mit Tu-
morerkrankungen oder nach Traumata und Fehlfunktionen bei Störungen des ZNS kommt es 
oftmals zu pathologischen Veränderungen im Kopf-Hals-Bereich. Aus einer Veränderung des 
Muskeltonus und der Muskelfunktion kann eine Veränderung der Kopfhaltung resultieren und 
häufig ist die Muskelbalance im orofazialen System gestört. Zur Behandlung dieser Patientin-
nen oder Patienten ist das Heilmittel Krankengymnastik (KG) nicht ausreichend spezifisch. 
Vielmehr ist eine Veränderung der Biomechanik des Kopf-Hals-Bereichs notwendig, um die 
entstandenen Probleme im orofazialen Bereich durch physiologischere Bewegungsmuster 
und eine Wiedererlangung der Muskelbalance zu equilibrieren. Dies ist durch die Behand-
lungstechnik nach Bobath gegeben, die durch die Techniken der somatosensorischen Stimu-
lation die Kontrolle der mimischen Muskulatur und der Kau- und Schlundmuskulatur verbes-
sert. 
Bei Störungen des ZNS ist zur Wiederherstellung von natürlichen Bewegungsabläufen das 
Anbahnen dieser Bewegungen im Muskel- und Nervensystem erforderlich. Auch nach einem 
Apoplex kann die Verbesserung des Buccinator-Mechanismus zum Ansaugen von Speisen 
oder Speichel im Mund erforderlich sein. Dies kann durch die Behandlungsmethode PNF, 
Propriozeptive Neuromuskuläre Fazilitation, erreicht werden. Durch die Fazilitation wird die 
Muskulatur aktiviert sowie die konzentrische und exzentrische Muskelaktivität zur Erlangung 
einer besseren Koordination stabilisiert. 
Im Regelfall ist eine Verordnungsmenge von bis zu 10 Heilmittelanwendungen je Verordnung 
mit einer Frequenz von ein- bis dreimal wöchentlich, sowohl bei Erstverordnung als auch bei 
Folgeverordnung, mit bedarfsweise insgesamt bis zu 30 Einheiten medizinisch indiziert. 
 
I.3. Chronifiziertes Schmerzsyndrom 
Beim Chronifizierten Schmerzsyndrom handelt es sich um eine chronische Schmerzstörung 
mit somatischen und psychischen Faktoren. Krankheitsbilder sind beispielsweise die atypi-
sche Odontalgie, die nach zahnärztlichen Eingriffen wie einer Zahnextraktion oder einer en-
dodontischen Behandlung auftreten kann, oder der persistierende idiopathische Gesichts-
schmerz. Die damit verbundenen Schmerzen können im Rahmen der Bewegungstherapie 
einer Besserung zugeführt werden, indem die Gelenkbeweglichkeit sowie die Durchblutung 
der Muskeln gefördert werden. 
Bei der Manuellen Therapie handelt es sich um ein physiotherapeutisches Konzept zur Be-
handlung prinzipiell reversibler Störungen von Muskelfunktionen, Gelenkfunktionen mit  Be-
wegungseinschränkung eines Gelenkes sowie Nervenfunktionen. Sie beinhaltet u.a. aktive 
und passive Dehnung verkürzter muskulärer und neuraler Strukturen,  Gelenkmobilisation 
durch translatorische Gelenkmobilisation und von Weichteiltechniken.  
Wesentliche therapeutische Wirkungen der Manuellen Therapie sind Schmerzlinderung, die 
Wiederherstellung der Gelenkfunktion und Unterbrechung eines pathologischen neuromus-
kulären Reflexgeschehens.  
Die Aufnahme des Heilmittels Manuelle Therapie unter der Indikationsgruppe Chronifiziertes 
Schmerzsyndrom bei der Leitsymptomatik „schmerzbedingte Bewegungsstörungen/Funkti-
onsstörungen“ in die vertragszahnärztlichen Versorgung begründet sich durch die oben auf-
geführten therapeutischen Wirkungen. Da die in Einzeltherapie durchzuführenden Techniken 
der Manuellen Therapie u.a. der Schmerzlinderung durch Weichteiltechniken und Mobilisa-
tion der Kiefergelenke dienen, welche im zahnärztlichen Bereich häufiger Ursache von chro-
nischen Schmerzsyndromen sind, beispielhaft seien hier die craniomandibulären Dysfunktio-
nen genannt, ist die Verordnung von Manueller Therapie als vorrangiges Heilmittel bei der 
o.g. Leitsymptomatik indiziert. 
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Im Regelfall ist eine Verordnungsmenge von bis zu 6 Heilmittelanwendungen je Verordnung 
mit einer Frequenz von ein- bis dreimal wöchentlich, sowohl bei Erstverordnung als auch bei 
Folgeverordnung, mit bedarfsweise insgesamt bis zu 18 Einheiten medizinisch indiziert. 
Bei den vorgenannten Maßnahmen kann ein Eigenübungsprogramm des Patienten, welches 
durch die Therapeutin oder den Therapeuten vermittelt wird, einen wesentlichen Beitrag zur 
erfolgreichen Behandlung leisten.  
 
I.4. Lymphabflussstörungen (LYZ) 
LYZ1 
In der Indikationsgruppe LYZ1 sind Lymphabflussstörungen im Mund- und Kieferbereich ein-
schließlich der ableitenden Lymphbahnen im Halsbereich mit prognostisch kurzzeitigem Be-
handlungsbedarf bei sekundärer (erworbener) Schädigung des Lymphsystems nach tumor-
chirurgischen oder chirurgischen Eingriffen, nach strahlentherapeutischer Behandlung oder 
nach Traumata im Mund- und Kieferbereich enthalten.  
In Abhängigkeit des Schweregrades und des Ausmaßes des durch Traumata bedingten be-
troffenen Areals, ist eine Verordnung einer 30-minütigen (MLD-30) Therapiesitzung sinnvoll. 
Diese kann jeweils adjuvant durch Maßnahmen der Kälte-/Wärme- oder Elektrotherapie so-
wie durch Maßnahmen der Übungsbehandlung unterstützt werden. Eine Verordnungsmenge 
von 6 Heilmittelanwendungen je Verordnung, sowohl bei Erstverordnung, als auch in der 
Folgeverordnung ist dem Regelfall angemessen. Aufgrund der Leitsymptomatik zur Verhin-
derung der Ausbildung eines fixierten Lymphödems ist eine hohe Therapiefrequenz mit 1 bis 
2 Anwendungen pro Woche indiziert. Bei Schmerzen oder Funktions- und Belastungsstörun-
gen durch lokale Schwellungen steht die Schmerzreduktion durch Reduzierung von Schwel-
lung und Reizung im Vordergrund. 
LYZ2 
In der Indikationsgruppe LYZ2 des Heilmittelkatalogs Zahnärzte sind chronische Lymphab-
flussstörungen im Mund- und Kieferbereich einschließlich der ableitenden Lymphbahnen im 
Halsbereich mit prognostisch länger andauerndem Behandlungsbedarf bei sekundärer Schä-
digung des Lymphsystems mit dauerhafter oder temporärer Unterbrechung der Lymphab-
flusswege nach umfangreichen  tumorchirurgischen oder chirurgischem Eingriffen,  strahlen-
therapeutischer Behandlung und schwerem Traumata im Mund- und Kieferbereich enthalten. 
Bei den von LYZ2 umfassten sekundären Schädigungen des Lymphsystems mit chroni-
schem schmerzlosem oder schmerzhaftem, länger bestehendem bzw. dauerhaft manifestem 
Lymphödem im Mund- und Kieferbereich auch mit Sekundärschäden an Haut und Unterhaut-
gewebe und/oder mit Bewegungseinschränkungen des Unterkiefers und/oder Stauungsder-
matosen ist eine Verordnung einer 30-minütigen (MLD-30) oder 45-minütigen (MLD-45) The-
rapiesitzung sinnvoll. Eine Verordnungsmenge von bis zu 10 Heilmittelanwendungen je Ver-
ordnung, sowohl bei Erstverordnung, als auch in der Folgeverordnung ist dem Regelfall an-
gemessen. Aufgrund der Schwere der Leitsymptomatik ist eine gegenüber der LYZ1 erhöhte 
Möglichkeit der Frequenzempfehlung von 1 bis 3 Anwendungen pro Woche indiziert. 
Diese können jeweils adjuvant durch Maßnahmen der Kälte-/Wärme- oder Elektrotherapie 
sowie durch Maßnahmen der Übungsbehandlung unterstützt werden. 
In beiden Indikationsgruppen ist das Ziel das Erlernen eines Eigenübungsprogrammes. 
 

 Maßnahmen der Sprech- und Sprachtherapie 
Der Heilmittelkatalog sieht bei den Maßnahmen der Sprech- und Sprachtherapie als ver-
tragszahnärztlich verordnungsfähige Indikationen die Störungen des Sprechens (SPZ), Stö-
rungen des oralen Schluckaktes (SCZ) sowie orofaziale Funktionsstörungen (OFZ) vor. 
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II.1. Störungen des Sprechens 
Treten beispielsweise in Folge von Mund- und Kieferanomalien, nach orthognathen Operati-
onen, Anomalien der Zahnstellung oder Kieferfehlbildungen, Störungen der Lautbildung oder 
des orofazialen Muskelgleichgewichts auf, ist zur Normalisierung der Lautbildung und Wie-
derherstellung und/oder Verbesserung der sprachlichen und kommunikativen Fähigkeiten 
eine durch zugelassene Therapeutinnen oder Therapeuten gemäß § 124 SGB V durchzufüh-
rende Sprechtherapie angezeigt. Die Sprechtherapie, welche im Heilmittelkatalog unter der 
Diagnosegruppe SPZ aufgeführt ist, kann zur Normalisierung der Lautbildung auch Elemente 
zur Verbesserung der Mundatmung und des oralen Schluckaktes enthalten, aber nicht durch 
Störungen der Atmung oder des Schluckaktes ausgelöst werden. 
In Abhängigkeit von der Schwere des Störungsbildes sowie der Belastbarkeit der Patientin 
oder des Patienten ist eine 30-minütige oder 45-minütige Therapiesitzung angezeigt. Inner-
halb des Regelfalls ist sowohl bei Erstverordnung, als auch in der Folgeverordnung eine Ver-
ordnungsmenge von 10 Heilmittelanwendungen je Verordnung mit einer Frequenz von ein- 
bis dreimal wöchentlich möglich. Die bei entsprechender medizinischer Indikation mögliche 
Gesamtverordnungsmenge des Regelfalls beträgt bedarfsabhängig bis zu 30 Einheiten. 
 
II.2. Störungen des oralen Schluckaktes  
Bei motorischen und sensorischen Störungen der oralen Phase des Schluckaktes, beispiels-
weise in Folge von Traumata im Mund-Kieferbereich, Tumoroperationen oder nach operati-
ver Versorgung von orofazialen Fehlbildungen, kann nach diesem Katalog im Rahmen der 
Indikation SCZ eine Sprech- oder Sprachtherapie mit einer durch die Schwere des Störungs-
bildes sowie der Belastbarkeit der Patientin/des Patienten bestimmten Therapiedauer von 
jeweils 30, 45 oder 60 Minuten verordnet werden.  
Bei Erstverordnung sowie in der Folgeverordnung innerhalb des Regelfalls ist bei medizini-
scher Notwendigkeit eine Verordnungsmenge von bis zu 10 Heilmittelanwendungen je Ver-
ordnung mit einer Frequenz von ein- bis dreimal wöchentlich möglich. Die Gesamtverord-
nungsmenge des Regelfalls beträgt bedarfsabhängig bis zu 30 Einheiten. 
 
II.3. Orofaziale Funktionsstörungen 
Kommt es beispielsweise infolge von Traumata im Zahn-, Mund- und Kieferbereich, Tumor – 
Operationen oder angeborenen cranio- und orofazialen Fehlbildungen zu Störungen der oro-
fazialen Funktion mit Störungen der Bewegungs- und Koordinationsabläufe sowie des mus-
kulären Gleichgewichts im Mund- und Kieferbereich, kann nach diesem Katalog bei der Indi-
kation OFZ eine Sprech- oder Sprachtherapie mit einer durch die Schwere des Störungsbil-
des sowie der Belastbarkeit der Patientin/des Patienten bestimmten Therapiedauer von je-
weils 30 oder 45 Minuten verordnet werden.  
Ziele der Behandlung sind u.a. die Verbesserung/Wiederherstellung der gestörten orofazia-
len Funktionen und Wiedererlangung der Muskelbalance im orofazialen System.  
Bei Störungen der orofazialen Funktion infolge von schweren Zahn- und Kieferfehlstellungen 
in der Wachstumsphase kann eine störungsbildabhängige Sprech- und Sprachtherapie zur 
Anbahnung physiologischer Bewegungsmuster und Vermeidung/Abbau einer Fehlentwick-
lung der muskulären und koordinativen Funktionen verordnet werden. 
Des Weiteren besteht ein Leistungsanspruch zur Sprech- und Sprachtherapie über das 
18. Lebensjahr hinaus für Versicherte, die gemäß den Richtlinien des Bundesausschusses 
der Zahnärzte und Krankenkassen für die kieferorthopädische Behandlung Abschnitt B Nr. 4 
S. 1 und 2 i.V.m. § 28 Abs. 2 Satz 6 SGB  V unter schweren Kieferanomalien leiden, die ein 
Ausmaß haben, welche kombinierte kieferchirurgische und kieferorthopädische Behand-
lungsmaßnahmen erfordern. Schwere Kieferanomalien in diesem Sinne liegen nach der 
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Maßgabe der Anlage 3 bei angeborenen Missbildungen des Gesichts und der Kiefer, ske-
lettalen Dysgnathien sowie bei verletzungsbedingten Kieferstellungen vor. 
Innerhalb des Regelfalls ist bei Erstverordnung sowie in der Folgeverordnung eine Verord-
nungsmenge von bis zu 10 Heilmittelanwendungen je Verordnung mit einer Frequenz von 
ein- bis dreimal wöchentlich möglich. Die Gesamtverordnungsmenge des Regelfalls beträgt 
bedarfsabhängig bis zu 30 Einheiten. 

A-2.4 Würdigung der Stellungnahmen  
Siehe Kapitel B8 

A-3 Bürokratiekostenermittlung 
Laut 1. Kapitel § 5a Abs. 1 VerfO ermittelt der Gemeinsame Bundesausschuss die infolge 
seiner Beschlüsse zu erwartenden Bürokratiekosten und stellt diese in den Beschlussunter-
lagen nachvollziehbar dar. Gemäß Anlage II 1. Kapitel VerfO identifiziert der Gemeinsame 
Bundesausschuss hierzu die in den Beschlüssen enthaltenen neuen, geänderten oder abge-
schafften Informationspflichten für Leistungserbringer. 
Der vorliegende Beschluss beinhaltet die Erstfassung der Richtlinie über die Verordnung von 
Heilmitteln in der vertragszahnärztlichen Versorgung. 
Im Folgenden werden die in der Richtlinie über die Verordnung von Heilmitteln in der ver-
tragszahnärztlichen Versorgung enthaltenen Informationspflichten für Leistungserbringer dar-
gestellt und die damit einhergehenden Bürokratiekosten abgeschätzt. Leistungserbringer 
sind in diesem Zusammenhang die an der vertragszahnärztlichen Versorgung teilnehmen-
den Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie die adressierten Heilmittelerbringerinnen und Heil-
mittelerbringer (Therapeuten). 
a) Verordnung von Heilmitteln im Regelfall 
Gemäß § 3 Abs. 1 setzt die Abgabe von Heilmitteln zu Lasten der gesetzlichen Krankenkas-
sen eine Verordnung durch eine Vertragszahnärztin oder einen Vertragszahnarzt voraus. § 6 
Abs. 1 sieht vor, dass der Heilmittelverordnung ein definierter Regelfall zugrunde liegt. Für 
einen solchen Regelfall ergeben sich die Gesamtverordnungsmenge und die Anzahl der Be-
handlungen je Verordnung aus dem Heilmittelkatalog. 
Hinsichtlich der Heilmittelverordnung im Regelfall wird gemäß § 6 Abs. 5 zwischen einer 
Erst- und einer eventuellen Folgeverordnung unterschieden. Es wird in diesem Zusammen-
hang davon ausgegangen, dass sich der Aufwand für das Ausstellen einer Verordnung nicht 
danach unterscheidet, ob es sich um eine Erst- oder eine Folgeverordnung handelt. 
Die Verordnung erfolgt ausschließlich auf dem vereinbarten Vordruck. Gemäß Messungen 
des Statistischen Bundesamtes erfordert das Ausstellen einer Heilmittelverordnung im ver-
tragsärztlichen Bereich einen zeitlichen Aufwand von 4 Minuten. Es wird davon ausgegan-
gen, dass für vertragszahnärztliche Heilmittelverordnungen ein ähnlicher zeitlicher Aufwand 
erforderlich ist. Allerdings können aktuell weder Aussagen zur Anzahl der derzeit von Ver-
tragszahnärztinnen und Vertragszahnärzten ausgestellten Heilmittelverordnungen getroffen 
werden, noch lässt sich abschätzen, wie sich die Fallzahlen künftig mit Inkraftsetzung einer 
zahnärztlichen Heilmittel-Richtlinie entwickeln werden. Eine Abschätzung der Bürokratiekos-
ten ist somit zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich. 
b) Verordnung von Heilmitteln außerhalb des Regelfalls sowie für den langfristigen 
Heilmittelbedarf  
Darüber hinaus regelt § 7 die Verordnung von Heilmitteln außerhalb des Regelfalls. Dies 
kann erforderlich werden, wenn sich die Behandlung mit der nach Maßgabe des Heilmittelka-
talogs bestimmten Gesamtverordnungsmenge nicht abschließen lässt. Im Gegensatz zu Ver-
ordnungen im Regelfall bedürfen Verordnungen außerhalb des Regelfalls einer besonderen 
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Begründung mit prognostischer Einschätzung auf der Verordnung sowie einer Genehmigung 
durch die zuständige Krankenkasse. 
Die Verordnung von Heilmitteln außerhalb des Regelfalls erfolgt ebenfalls ausschließlich auf 
dem vereinbarten Vordruck. Gemäß Messungen des Statistischen Bundesamtes erfordert 
das Ausstellen einer Heilmittelverordnung außerhalb des Regelfalls im vertragsärztlichen Be-
reich einen zeitlichen Aufwand von 8 Minuten. Es wird davon ausgegangen, dass für ver-
tragszahnärztliche Heilmittelverordnungen außerhalb des Regelfalls ein ähnlicher zeitlicher 
Aufwand erforderlich ist. Eine Schätzung der Fallzahl ist jedoch aus den unter a) genannten 
Gründen zu diesem Zeitpunkt nicht möglich. 
Zudem sieht § 8 vor, dass auf Antrag der oder des Versicherten die Krankenkasse über die 
Genehmigung eines langfristigen Heilmittelbedarfs entscheidet. Auch die Verordnung von 
langfristigem Heilmittelbedarf erfordert eine Begründung durch den verordnenden Vertrags-
zahnarzt. Insofern ist auch an dieser Stelle mit einem fallweisen zeitlichen Aufwand von rund 
8 Minuten zu rechnen. Eine Schätzung der jährlichen Fallzahl ist jedoch auch in diesem Zu-
sammenhang zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich. 
c) Dokumentation einer einvernehmlichen Änderung der Behandlungsfrequenz auf 
dem Verordnungsvordruck 
Gemäß § 15 Abs. 2 ist die einvernehmliche Änderung der Frequenz der Heilmittelbehand-
lung von der Therapeutin oder dem Therapeuten auf dem Verordnungsvordruck zu doku-
mentieren. Diese Vorgabe stellt eine bürokratiearme Regelung dar, indem die Änderung der 
Frequenz der Heilmittelbehandlung nach Rücksprache mit der Zahnärztin oder dem Zahnarzt 
durch die Therapeutin oder den Therapeuten selbst erfolgen kann und somit der Verord-
nungsvordruck nicht zunächst an die verordnende Zahnärztin oder den verordnenden Zahn-
arzt zurück geschickt werden muss, damit diese oder dieser die Frequenz der Heilmittelbe-
handlung entsprechend ändert. Der dem Therapeuten oder der Therapeutin entstehende 
Aufwand im Zuge der Dokumentation der einvernehmlichen Änderung der Frequenz der 
Heilmittelbehandlung auf dem Verordnungsvordruck wird als gering eingeschätzt. Es ist da-
von auszugehen, dass der Therapeutin oder dem Therapeuten und der Vertragszahnärztin 
oder dem Vertragszahnarzt im Zuge der einvernehmlichen Änderung der Frequenz der Heil-
mittelbehandlung ein fallweiser zeitlicher Aufwand von jeweils rund drei Minuten entsteht. 
Dies entspricht dem Zeitwert für die Standardaktivität „Beschaffung von Daten“ bei einfacher 
Komplexität. Eine Fallzahl zur Häufigkeit solcher einvernehmlicher Änderungen der Behand-
lungsfrequenz kann nicht abgeschätzt werden. 
Als geringfügiger Aufwand wird in diesem Zusammenhang auch die Verpflichtung der Thera-
peutin oder des Therapeuten eingeschätzt, begründete Unterbrechungen der Behandlung 
auf der Verordnung zu dokumentieren (§ 15 Abs. 3).  
d) Schriftlicher Bericht der Therapeutin oder des Therapeuten  
§ 15 Abs. 5 sieht vor, dass die Vertragszahnärztin oder der Vertragszahnarzt nach Ende der 
Behandlungsserie von der Therapeutin oder von dem Therapeuten einen schriftlichen Be-
richt über den Therapieverlauf anfordern kann. Im Allgemeinen wird angenommen, dass für 
die Erstellung eines schriftlichen Berichts über den Therapieverlauf ein zeitlicher Aufwand 
von durchschnittlich 15 Minuten erforderlich ist.  
Eine Einschätzung darüber, wie häufig ein Therapiebericht der Therapeutin oder des Thera-
peuten angefordert werden wird, lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht vornehmen.  
e) Nachweis spezieller Qualifikation der Therapeutin oder des Therapeuten 
Der Nachweis der speziellen Qualifikation der Therapeutin oder des Therapeuten – erforder-
lich für die Erbringung und Abrechnung der entsprechenden Positionen – erzeugt im Rah-
men der hier vorliegenden Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte keinen zusätzlichen bürokratischen 
Aufwand, da die Therapeutinnen und Therapeuten ihre Qualifikation hierzu auch schon ge-
mäß der bislang geltenden Heilmittel-Richtlinie gegenüber den Krankenkassen nachzuwei-
sen haben. 
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A-4 Verfahrensablauf 
Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

17.04.2014 Plenum Beschluss, dass die Regelungen zu vertragszahnärztlichen 
Spezifika für die Verordnung von Heilmitteln in einer eigenen 
Richtlinie mit einem eigenen Heilmittel-Katalog für den ver-
tragszahnärztlichen Sektor verortet werden sollen (HeilM-RL 
ZÄ) 

20.04.2016 UA VL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor 
abschließender Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel 
§ 10 VerfO) zur Umsetzung von weiteren gesetzlichen Beteili-
gungsrechten bei Erstfassung der HeilM-RL ZÄ 

16.06.2016 

AG Auswertung der Stellungnahmen 27.06.2016 

09.08.2016 

08.09.2016 UA VL Anhörung 

20.09.2016 AG • Auswertung der Stellungnahmen 

• Vorbereitung Beschlussfassung 

25.11.2016 UA VL • Abschluss der vorbereitenden Beratungen 

• Beschluss der Beschlussunterlagen (Beschlussent-
wurf, Tragende Gründe, ZD) 

15.12.2016 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über die Erstfas-
sung der Heilmittel-Richtlinie 

TT.MM.JJJJ  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Abs. 1 SGB V er-
forderlichen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit / 
Auflage 

TT.MM.JJJJ XY ggf. weitere Schritte gemäß VerfO soweit sie sich aus dem 
Prüfergebnis gemäß § 94 Abs. 1 SGB V des BMG ergeben 

TT.MM.JJJJ
1 

 Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

TT.MM.JJJJ
2 

 Inkrafttreten 

 
  

                                                
1Die beiden Datumsangaben (s. auch Fußnote 2) in dem Dokument „Tragende Gründe“ sollen nach 
Beschlussfassung nicht mehr aktualisiert werden. Im Kapitel A der ZDs bzw. Abschlussberichte sollen 
dagegen immer die entsprechenden Daten nachgetragen werden. 
2 s. Fußnote 1 
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A-5 Beschluss  
Veröffentlicht im BAnz am T. Monat JJJJ, AT …  

Hier Beschluss im Wordformat (nicht im BAnz-Veröffentlichungsformat) einstellen. 

 

A-6 Anhang 

A-6.1 Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Abs. 1 SGB V  
Hier Schreiben des BMG einstellen. 

 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

21 

B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA  

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 
Folgenden Organisationen ist Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu geben: 

• Spitzenorganisationen der betroffenen Leistungserbringer gemäß § 92 Absatz 6 Satz 
2 SGB V: 

o dbs e.V. – Deutscher Bundesverband der akademischen Sprachtherapeuten 
(dbs) 

o Deutscher Bundesverband für Logopädie e.V. (dbl) 
o SHV – Spitzenverband der Heilmittelverbände e.V. (SHV) 
o Deutscher Bundesverband der Atem-, Sprech- und Stimmlehrer/innen 

Lehrervereinigung Schlaffhorst-Andersen e.V. (dba)  
Der UA Veranlasste Leistungen hat in seiner Sitzung am 20. April 2016 folgende (weitere) 
Institutionen/Organisationen, denen gemäß 1. Kapitel 3. Abschnitt VerfO für dieses Beschluss-
vorhaben Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu erteilen war, festgestellt:  

• Bundeszahnärztekammer (BZÄK) und Bundesärztekammer (BÄK) gemäß § 91 Abs. 5 
SGB V  

• Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) gemäß § 91 
Absatz 5a SGB V: 

• Organisationen gemäß 1. Kapitel § 8 Absatz 1 lit. a) VerfO: 
o VDB-Physiotherapieverband e.V. Berufs- und Wirtschaftsverband der Selb-

ständigen in der Physiotherapie (VDB) 
o Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Orthopädische Chirurgie (DGOOC) 
o Deutsche Gesellschaft für Lymphologie (DGL) 
o Deutsche Gesellschaft für Funktionsdiagnostik und -therapie (DGFDT) 
o Deutsche Gesellschaft für Kieferorthopädie (DGKFO) 
o Deutsche Gesellschaft für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie (DGMKG) 
o Deutsche Gesellschaft für Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, Kopf- und Halschirur-

gie (DGHNO KHC) 
o Deutsche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK) 
o Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) 
o Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) 
o Arbeitsgemeinschaft für Kieferchirurgie der DGZMK (AG Ki) 
o DGMM – Deutsche Gesellschaft für Manuelle Medizin (DGMM) 

B-2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens  
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen beschloss in seiner Sitzung am 20. April 2016 
die Einleitung des Stellungnahmeverfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmebe-
rechtigten am 28. April 2016 übermittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellung-
nahmen innerhalb von 4 Wochen nach Übermittlung der Unterlagen gegeben. 

B-3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer  
Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen,  

• dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre Stel-
lungnahmen nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden können,  
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• dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen Bun-
desausschusses Stellung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme abge-
geben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu ge-
ben ist. 
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B-4 Übersicht über die Abgabe von Stellungnahmen 
 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Gemäß § 91 Absatz 5 SGB V: 

Bundeszahnärztekammer (BZÄK) 26.05.2016  
Bundesärztekammer (BÄK)   Verzicht auf SN 

Gemäß § 91 Absatz 5a SGB V: 

Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfrei-
heit (BfDI) 

 Verzicht auf SN 

Maßgebliche Spitzenorganisationen der Leistungserbringer nach § 92 Absatz 6 Satz 2 SGB V: 

dbs e.V. – Deutscher Bundesverband der akademischen 
Sprachtherapeuten (dbs) 

25.05.2016  

Deutscher Bundesverband für Logopädie e.V. (dbl) 25.05.2016  
SHV – Spitzenverband der Heilmittelverbände e.V. (SHV) 25.05.2016  
Deutscher Bundesverband der Atem-, Sprech- und Stimmleh-
rer/innen Lehrervereinigung Schlaffhorst-Andersen e.V. (dba) 

26.05.2016  

Organisationen gem. 1. Kapitel § 8 Absatz 1 lit. a) VerfO: 

VDB-Physiotherapieverband e.V. Berufs- und Wirtschaftsverband 
der Selbständigen in der Physiotherapie (VDB) 

25.05.2016  

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Orthopädische Chirur-
gie (DGOOC) 

12.05.2016  

Deutsche Gesellschaft für Lymphologie (DGL) 19.05.2016  
Deutsche Gesellschaft für Funktionsdiagnostik und -therapie 
(DGFDT) 

25.05.2016 Stellungnahme 
einzeln und über 
DGZMK einge-
reicht 

Deutsche Gesellschaft für Kieferorthopädie (DGKFO) 26.05.2016 Stellungnahme 
über DGZMK 
eingereicht 

Deutsche Gesellschaft für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie 
(DGMKG) 

27.05.2016  

Deutsche Gesellschaft für Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, Kopf- und 
Halschirurgie (DGHNO KHC) 

 Verzicht auf SN 

Deutsche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
(DGZMK): 

26.05.2016 keine eigene 
Stellungnahme 
eingereicht son-
dern Stellung-
nahmen von vier 
Mitgliedsorgani-
sationen 

• Deutsche Gesellschaft für Parodontologie  
(DG Paro) 

24.05.2016 Stellungnahme 
einzeln und über 
DGZMK einge-
reicht • Deutsche Gesellschaft für Implantologie  

(DGI) 
26.05.2016 

• Arbeitskreis Psycholoie und Psychosomatik in der 
DGZMK (AK PP) 

26.05.2016 Stellungnahme 
über DGZMK 
eingereicht 

• Gnathologischer Arbeitskreis Stuttgart e.V. 26.05.2016 
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Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) kein Eingang  
Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) kein Eingang  
Arbeitsgemeinschaft für Kieferchirurgie der DGZMK (AG Ki) kein Eingang  
DGMM – Deutsche Gesellschaft für Manuelle Medizin (DGMM) kein Eingang  
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B-5 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens  
Neben dem Beschlussentwurf wurden den Stellungnehmern die Tragenden Gründe (Stand: 
27. April 2016) übermittelt.  

B-5.1 Beschlussentwurf  
 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

26 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

27 

 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

28 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

29 

 
 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

30 

 
 
 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

31 

 
 
 
 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

32 

 
 
 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

33 

 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

34 

 
 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

35 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

36 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

37 

 
 
 
 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

38 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

39 

 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

40 

 
 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

41 

 
 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

42 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

43 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

44 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

45 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

46 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

47 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

48 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

49 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

50 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

51 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

52 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

53 

B-5.2 Tragende Gründe 
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B-6 Schriftliche Stellungnahmen 
Die Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen sind im Kapitel D-9 abgebildet. In den nachstehenden Tabellen sind keine Ausführungen abgebildet, 
die lediglich die zur Stellungnahme gestellten Inhalte wiedergeben oder die das Stellungnahmeverfahren selbst beschreiben.  
 

B-6.1 Allgemeine oder übergreifende Stellungnahmen 
 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

1.  DGL In allen Texten „Fixiertes“ Lymphödem in 
„chronisches“ Lymphödem umändern 

Die gesamte medizinische Literatur, ob allge-
mein medizinisch oder speziell lymphologisch 
kennt nur den Begriff chronisches 
Lymphödem: Stadium II und III eines 
Lymphödems, sekundäre. i.d.R. nicht komplett 
rückbildungsfähige Gewebsveränderungen 
(Fibrose, Fibrosklerose, Pachydermie u.m.) 

Zustimmende Kenntnisnahme ja, unter LYZ 1, 
LYZ 2wird je-
weils in der 
Spalte „Ziel der 
Therapie“ das 
Wort „fixiert“ 
durch „chro-
nisch“ ersetzt 

2.  BZÄK Die BZÄK begrüßt es sehr, dass die beste-
hende Rechtsunsicherheit einer Verord-
nung von Heilmitteln im Rahmen der ver-
tragszahn-ärztlichen Versorgung mit dem 
vorliegenden Richtlinienentwurf einschließ-
lich seines Heilmittelkatalogs beendet wird 
und hierbei den besonderen Belangen psy-
chisch kranker, behinderter oder von Behin-
derung bedrohter sowie chronisch kranker 
Menschen bei der Versorgung mit Heilmit-
teln Rechnung getragen wird. 

 Zustimmende Kenntnisnahme nein 
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3.  dbs Derzeit „sind Vertragszahnärzte grundsätzlich berechtigt, Heilmittel im Rahmen der vertrags-
zahnärztlichen Versorgung zu verordnen, soweit die Verordnung zur Ausübung der Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde gehört. Der Vertragszahnarzt, der sprachtherapeutische […] Maß-
nahmen im Rahmen der Zahnheilkunde für indiziert hält, darf den Versicherten nicht darauf 
verweisen, sich eine Verordnung bei einem Arzt, z.B. HNO-Arzt, zu besorgen. Er hat in die-
sem Fall selbst zu entscheiden, ob er derartige Maßnahmen für notwendig hält und diese 
dann selbst verordnet.“ [1] 

Die geplanten HeilM-RL ZÄ sollten daher so ausgestaltet sein, dass 

• Vertragszahnärzte weiterhin sämtliche sprachtherapeutische Maßnahmen, die sie 
für indiziert halten, eigenständig verordnen können. 

• die zahnärztliche Versorgung der Patienten nicht eingeschränkt, sondern im Ge-
genteil erhalten oder verbessert wird. 

Empfehlenswert wäre deshalb, die HeilM-RL ZÄ soweit als möglich analog zur bestehenden 
Richtlinie des G-BA über die Verordnung von Heilmitteln in der vertragsärztlichen Versorgung 
(HeilM-RL) [2] zu gestalten. Dies macht die Verordnungspraxis für Zahnärzte und Ärzte, aber 
auch für die Kostenträger übersichtlicher und transparenter.  

Der nun vorliegende Entwurf sieht hingegen nur noch folgende Maßnahmen der Stimm-, 
Sprech- und Sprachtherapie vor: 

II.1. SPZ: Störungen des Sprechens 

II.2. SCZ: Störungen des oralen Schluckakts 

II.3. OFZ: Orofaziale Funktionsstörungen 

Damit bleiben die geplanten HeilM-RL ZÄ deutlich hinter den HeilM-RL zurück. Dies schränkt 
nicht nur die Verordnungskompetenz von Vertragszahnärzten in unbegründeter Weise ein, 
sondern behindert gleichzeitig die umgehende und direkte Versorgung von Patienten mit er-
forderlichen Heilmitteln.  

Die folgende Tabelle stellt die Indikationsschlüssel der HeilM-RL [2] dem Entwurf des Heilmit-
telkatalog-Zahnärzte gegenüber. 

Kenntnisnahme 

Verordnung außerhalb der ge-
nannten Indikation auf Grund § 
1 Abs. 3 Zahnheilkundegesetz 
nicht möglich 

nein 
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Maßnahmen der Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie in den HeilM-RL 

Maßnahmen der Stimm-, Sprech- und Sprachthe-
rapie im Entwurf Heilmittelkatalog-Zahnärzte 

1 Störungen der Stimme (ST) 
• Organische Störungen der Stimme 

(ST1) 
• Funktionelle Störungen der Stimme 

(ST2) 
• Psychogene Störungen der Stimme 

(ST3, ST4) 

FEHLT 
• fehlt 
• fehlt 
• fehlt 

2 Störungen der Sprache (SP) 
• Störungen der Sprache vor Ab-

schluss der Sprachentwicklung 
(SP1) 

• Störungen der auditiven Wahrneh-
mung (SP2) 

• Störungen der Artikulation (SP3) 
• Störungen der Sprache bei hochgra-

diger Schwerhörigkeit oder Taubheit 
(SP4) 

• Störungen der Sprache nach Ab-
schluss der Sprachentwicklung 
(SP5) 

• Störungen der Sprechmotorik (SP6) 

Störungen des Sprechens (SPZ) 
• fehlt 

 
• fehlt 

 
• Störungen des Sprechens (SPZ) 
• fehlt 

 
• fehlt 

 
• fehlt 

3 Störungen des Redeflusses (RE) 
• Stottern (RE1) 
• Poltern (RE2) 

FEHLT 
• fehlt 
• fehlt 

4 Störungen der Stimm- und Sprechfunk-
tion (SF) 

• Rhinophonie (SF) 

FEHLT 
• fehlt 

5 Störungen des Schluckaktes (SC) 
• Dysphagie (SC1) 
• Schädigungen im Kopf-Hals-Bereich 

(SC2) 

Störungen des oralen Schluckaktes (SCZ) 
• fehlt 
• Störungen des oralen Schluckaktes (SCZ) 

FEHLT Orofaziale Funktionsstörungen (OFZ) 
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- Orofaziale Funktionsstörungen (OFZ) 
 

Die Gegenüberstellung zeigt, dass bei Einführung der HeilM-RL ZÄ die vertragszahnärztliche 
Verordnung von Heilmitteln bei folgenden sprachtherapeutischen Indikationen vermutlich 
nicht mehr möglich sein wird: 

• Stimmstörungen 
• Sprachentwicklungsstörungen 
• Störungen der auditiven Wahrnehmung 
• Sprachstörungen bei Hörstörungen und Taubheit 
• Aphasie und Sprechapraxie 
• Redefluss-Störungen 
• Rhinophonie 

Die geplante HeilM-RL ZÄ ist somit grundsätzlich zu kritisieren, da sie voraussichtlich be-
stimmte Patientengruppen von der vertragszahnärztlichen Versorgung mit Heilmitteln aus-
schließt. Dies betrifft insbesondere 

• Kinder mit frühkindlichem Karies, der neben Sprech- und Schluck- auch Kommu-
nikationsstörungen auslösen kann [vgl. 3] 

• geriatrische Patienten, bei denen altersbedingte Veränderungen zu einer abneh-
menden Mundgesundheit und zu Schwierigkeiten beim Sprechen und Schlucken 
führen [vgl. 4] 

• Patienten mit neurologischen Erkrankungen (z.B. Schlaganfall, Parkinson, De-
menz), die zu einer abnehmenden Mundgesundheit und zu Schwierigkeiten beim 
Sprechen und Schlucken führen  

Quellen  
[1] Rundschreiben der KZBV zur Verordnung von Heilmitteln vom 20.11.2002; zitiert in: http://www.kzvnr.de/filead-
min/media/zahnaerzte-nr/Downloads/11_Heilmittel_neu.pdf 

[2] https://www.g-ba.de/downloads/62-492-532/HeilM-RL_2011-05-19_bf.pdf 

[3] Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) und Bundeszahnärztekammer (BZÄK) (Hrsg.) (2014). Frühkind-
liche Karies vermeiden. Ein Konzept zur zahnmedizinischen Prävention bei Kleinkindern. 
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[4] Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) und Bundeszahnärztekammer (BZÄK) (Hrsg.) (2010). Mundge-
sund trotz Handicap und hohem Alter. Konzept zur vertragszahnärztlichen Versorgung von Pflegebedürftigen und 
Menschen mit Behinderungen. 

4.  dbl Die Einführung einer Heilmittel-Richtlinie für 
die zahnärztliche Versorgung ist aus Sicht 
einer Kosten-/Nutzenanalyse mehr als frag-
lich. Sie beinhaltet formale und inhaltliche 
Restriktionen und bedeutet für alle an der 
Versorgung beteiligten Personen einen zu-
sätzlichen Verwaltungsaufwand, der nicht 
durch einen Nutzen kompensiert wird. 

Es muss bei Einführung einer solchen si-
chergestellt sein, dass die zahnärztliche 
Versorgung mit Heilmitteln nicht einge-
schränkt, sondern mindestens erhalten 
wenn nicht sogar verbessert wird. Dies 
macht diverse Änderungen und vor allem 
auch inhaltliche Ergänzungen des Heilmit-
tel- Kataloges erforderlich, auf die wir im 
Weiteren eingehen werden. 

Bislang bestand stets Konsens, dass Vertrags-
zahnärzte grundsätzlich berechtigt sind, Heil-
mittel im Rahmen der vertragszahnärztlichen 
Versorgung zu verordnen, soweit die Verord-
nung zur Ausübung der Zahn-, Mund- und Kie-
ferheilkunde gehört. Leistungserbringer, z. B.  
Logopäden haben daher Verordnungen von 
Zahnärzten entgegenzunehmen und die ver-
ordneten Leistungen durchzuführen; die Kran-
kenkassen haben diese Leistungen zu bezah-
len.  Unter formalen Gesichtspunkten sind bis-
lang die notwendigen Maßnahmen vom Zahn-
arzt zu Lasten der Primärkassen auf Muster 16 
verordnungsfähig, im Ersatzkassenbereich 
kann die Verordnung auch  formlos erfolgen. 

Es ist gängige Praxis, dass die Verordnung fol-
gende Angaben enthält: 

- Heilmittel, 
- Diagnose, 
- Menge, 
- Therapiezeit, 
- ggf. Hausbesuch und ggf. spätester 

Behandlungsbeginn. 

Diese Verordnungspraxis hat sich in der Praxis 
bewährt, sie stellt eine wirtschaftliche Versor-
gung mit den medizinisch notwendigen Maß-
nahmen sicher. Es ist weiterhin davon auszu-

Kenntnisnahme 

Verordnung außerhalb der ge-
nannten Indikation auf Grund § 
1 Abs. 3 Zahnheilkundegesetz 
nicht möglich 

TrGr nicht Gegenstand des 
SN-Verfahrens 

nein 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

83 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

gehen, dass, wenn ein Zahnarzt eine Maß-
nahme verordnet, diese medizinisch notwen-
dig, wirtschaftlich und zweckmäßig ist. Nach 
dem Rundschreiben der KZBV zur Verordnung 
von Heilmitteln vom 20.11.2002, welches bis 
dato zur Anwendung kommt, darf der Vertrags-
zahnarzt, der sprachtherapeutische (…) Maß-
nahmen im Rahmen der Zahnheilkunde für in-
diziert hält, den Versicherten nicht darauf ver-
weisen, sich eine Verordnung bei einem Arzt, 
z.B. einem HNO-Arzt, zu besorgen. Er hat in 
diesem Fall selbst zu entscheiden, ob er derar-
tige Maßnahmen für notwendig hält und diese 
dann selbst zu verordnen. Mit dem vorliegen-
den Entwurf des Heilmittel-Kataloges wird 
diese weit reichende Verordnungsbefugnis des 
Zahnarztes erheblich beschnitten und limitiert. 
Diese stark eingeschränkte Verordnungsbe-
fugnis der Zahnärzte wird die zahnärztliche 
Versorgung der Patienten einschränken. Ziel 
sollte jedoch sein, die Versorgung zu erhalten, 
wenn nicht sogar zu verbessern. 

Der Heilmittel-Katalog in der vorliegenden Ent-
wurfsfassung umfasst entgegen der gängigen 
Praxis keine Verordnungskompetenz für 

- Stimmstörungen, 
- Sprachentwicklungsstörungen, 
- Störungen der auditiven Wahrneh-

mung, 
- Sprachstörungen bei Hörstörungen 

und Taubheit, 
- Aphasie und Sprechapraxie, 
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- Redeflussstörungen und 
- Rhinophobie. 

Dies wird nach Überzeugung unserer Fach-
leute zu einem Ausschluss insbesondere fol-
gender Patientengruppen von der vertrags-
zahnärztlichen Versorgung mit Heilmitteln füh-
ren: 

- Kinder mit frühkindlichem Karien, der 
Sprech-, Schluck- und Kommunikati-
onsstörungen nach sich ziehen kann. 

- Geriatrische Patienten, bei denen in-
folge einer abnehmenden Mundge-
sundheit (durch altersbedingte Verän-
derungen) Sprech- und Schluckstörun-
gen auftreten 

- Patienten mit neurologischen Erkran-
kungen (wie. z. B. Schlaganfall, Par-
kinson, Demenz), bei denen infolge ei-
ner abnehmenden Mundgesundheit 
Sprech- und Schluckstörungen auftre-
ten. 

Dabei steht schon jetzt fest, dass mangels ei-
ner ausreichenden Datenlage zur Versor-
gungssituation eine Bewertung der Folgen ei-
ner Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte für die Ver-
sorgung nicht festgehalten werden kann. Aus-
weislich der tragenden Gründe zur Heilmittel- 
Richtlinie Zahnärzte ist nicht bekannt, wie viele 
Verordnungen bislang von Vertragszahnärzten 
ausgestellt wurden, noch kann abgeschätzt 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

85 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

werden, wie sich die Fallzahlen nach Inkrafts-
etzung einer etwaigen Richtlinie entwickeln 
werden. Mangels einer entsprechenden Daten-
lage ist damit schon jetzt zu statuieren, dass 
ein Verordnungsrückgang und damit eine Ver-
schlechterung der Versorgungslage der Versi-
cherten mangels Vergleichszahlen nicht fest-
stellbar wäre. Darüber hinaus entstünde bei 
Umsetzung der Richtlinie für alle Beteiligten 
ein deutlicher bürokratischer Mehraufwand. 
Die unter der Ziffer 4 der Tragenden Gründe 
gemachten Schätzungen zum zeitlichen Mehr-
aufwand können nicht mitgetragen werden, der 
Verwaltungsaufwand ist deutlich höher anzu-
siedeln: Beispielhaft wurde der Verwaltungs-
aufwand für die einvernehmliche Änderung der 
Frequenz fallweise mit drei Minuten beziffert. 
Hierbei kann allenfalls die reine Gesprächs-
dauer zwischen Zahnarzt und Leistungserbrin-
ger berücksichtigt worden sein. Erforderlich ist 
jedoch zunächst die Organisation einer Ab-
stimmung von Zahnarzt und Leistungserbrin-
ger. In der Praxis sucht der Logopäde den be-
treffenden Zahnarzt persönlich auf, nimmt 
Wartezeiten in Kauf oder verfasst schriftlich 
eine fachlich begründete Anfrage, legt diese 
auf Termin und kontrolliert den Eingang einer 
ärztlichen Antwort auf seine Anfrage. Der Ver-
waltungsaufwand ist daher in der Regel allein 
auf Seiten des nichtärztlichen Leistungserbrin-
gers durchschnittlich pro Fall mit einer Zeit-
stunde und nicht wie angenommen mit drei Mi-
nuten zu beziffern. Auch der Zeitaufwand für 
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den Therapiebericht ist deutlich zu niedrig an-
gesetzt. Der Mehraufwand wird mit entspre-
chenden Folgekosten in den Vergütungsver-
handlungen nach § 125 Abs. 2 SGB V geltend 
gemacht werden. 

5.  SHV Befundung/ 

Standardisierte Heilmittelkombination 

Ein evidenzbasiertes Vorgehen erfordert eine 
Eingangsbefundung, die weder vom verord-
nenden Zahnarzt noch im Rahmen einer physi-
otherapeutischen Einzelbehandlung möglich 
ist. Dazu gehört beispielsweise das Observie-
ren, Messen und Palpieren der Mundöffnung, 
der Latero- und Protrusion und muskulärer 
Strukturen. Auf diese Art ist erkennbar, ob die 
Beschwerden der Patienten vorwiegend crani-
omandibuläre Ursachen haben oder andere 
umgebende Strukturen betroffen sind. Ein Phy-
siotherapeut braucht mehrere Informationen 
für eine gute und zielgerichtete Behandlung, 
die sich in einer Untersuchung anderer ver-
gleichbarer Zeichen und beitragender Faktoren 
(z. B. eine schlechte Okklusion) fortsetzt. Um 
eine angemessene und evidenzbasierte The-
rapie sicherzustellen, sprechen wir uns daher 
ausdrücklich für eine Befundposition aus, die 
einmalig innerhalb eines Regelfalls erbracht 
werden kann. 

Erst nach der umfassenden Befundung von 
Strukturen und Funktionen kann eine gezielte 
multimodale Therapie stattfinden, die nach bis-
herigen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
ganzheitlich ausgerichtet sein sollte und neben 

Befundung: 

nicht Gegenstand der HeilM-
RL sondern berührt das bilate-
rale Vertragsverhältnis zwi-
schen Krankenkassen und 
Heilmittelerbringern nach 
§ 125 SGB V 

 

Standardisierte Heilmittelkom-
bination: 

Die Heilmittel, die bei der stan-
dardisierten Heilmittelkombina-
tion im vertragsärztlichen Be-
reich eingesetzt werden, fin-
den im vertragszahnärztlichen 
Bereich keine Anwendung. 

Dies gilt insbesondere für die 
Klassische Massagetherapie, 
hydroelektrischer Bäder, Trak-
tion, Peloid und KG-Gerät. 

 

nein 
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aktiven und passiven Maßnahmen auch die 
Patientenedukation einschließen muss (Ameri-
can association for dental research 2015). 
Diese Therapie macht eine gewisse Flexibilität 
in der Auswahl und Kombination therapeuti-
scher Leistungen erforderlich. Es wäre daher 
sinnvoll, für die Heilmittelverordnungen der 
Zahnärzte eine kombinierte und komplexe 
Heilmittelposition einzuführen, wie sie als 
„standardisierte Heilmittelkombination“ bei or-
thopädisch-chirurgischen Indikationen verord-
nungsfähig ist. 

6.  VDB Übergangszeit notwendig Die Zahnärzte haben noch keine Erfahrungen 
mit der Verordnung von Heilmitteln unter den 
Vorgaben einer Heilmittelrichtlinie. Verord-
nungsfehler, die die Versorgung erschweren, 
sind vorprogrammiert. Es braucht ein Quartal 
Übergangszeit, indem Abweichungen von die-
ser HMR-ZÄ nicht zu Ungültigkeit der VO füh-
ren. Die Übergangszeit ist auch nötig wegen 
der Praxissoftware, die erst entwickelt werden 
muss. 

Kenntnisnahme 

Der Umgang mit fehlerhaften 
Verordnungen im Rahmen der 
Abrechnung gem. § 125 und 
die Praxisverwaltungssoftware 
nach § 73 Abs. 8 SGB V fallen 
nicht in die Regelungskompe-
tenz des G-BA. 

nein 
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7.  dbs Abs. 1: Es bedarf der Ergänzung der 
Schlucktherapie, die nicht unter die Sprech- 
und Sprachtherapie subsumiert werden 
sollte. Bitte in „einzelne Maßnahmen der 
Sprech-, Sprach- und Schlucktherapie“ än-
dern. 

 Kenntnisnahme 

Die Schlucktherapie wird wie 
in der vertragsärztlichen 
HeilM-RL unter Sprech- und 
Sprachtherapie subsumiert. 

nein 

8.  dbl Es bedarf der Aufnahme und Regelung der 
Stimm- und Schlucktherapie 

Die Schlucktherapie wird weiterhin unter 
Sprech- und Sprachtherapie subsumiert. Als 
Berufs- und Fachverband sehen wir die drin-
gende Notwendigkeit, die logopädische Inter-
vention durch die Aufnahme des Begriffs 
„Schlucktherapie“ zu konkretisieren. Die infan-
tile Form des Schluckens muss zu einem gau-
mengerichteten, physiologischen Schlucken 
umgestellt werden. Falls ein ad- oder interden-
tales Schluckmuster besteht, entwickelt sich 
eine myofunktionelle Störung mit Auswirkun-
gen auf den orofazialen Bereich und den 
Ganzkörpertonus (Myofunktionelle Diagnostik 
und Therapie, A. Kittel, N. Förster, Der Freie 
Zahnarzt, S.76, 04/2016 Springer-Medizin) 

Kenntnisnahme 

Die Schlucktherapie wird wie 
in der vertragsärztlichen 
HeilM-RL unter Sprech- und 
Sprachtherapie subsumiert. 

Stimmtherapie: siehe Ausfüh-
rungen unter 3.  

nein 

9.  dba Abs. 2 Satz 2: zu ergänzen: 

- einzelnen Maßnahmen der Sprech- und 
Schluck-Therapie (§§ 23-25). 

Zu den Sprechstörungen zählen: 

Störungen 

- der Artikulation 
- der Sprechmotorik 
- des Redeflusses. 

Kenntnisnahme 

Die Schlucktherapie wird wie 
in der vertragsärztlichen 
HeilM-RL unter Sprech- und 
Sprachtherapie subsumiert. 

nein 
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Diese erfordern Sprech-Therapie. 

Zu den Sprachstörungen zählen: 

Störungen 

- vor Abschluss der Sprachentwicklung, 
- nach Abschluss der Sprachentwick-

lung, 
- bei hochgradiger Schwerhörigkeit oder 

Taubheit, 
- bei auditiver Verarbeitungs- und Wahr-

nehmungsstörung. 

Diese erfordern Sprach-Therapie und ste-
hen nicht im Zusammenhang mit zahnärzt-
licher Behandlung. 

Störungen des Schluckaktes 

- i.S. Anlage 2 II.2. HeilM-RL ZÄ 

erfordern Schluck-Therapie. 

Sprech- resp. Sprach-Therapie ist keine 
Schluck-Therapie. Das spiegelt auch der „Heil-
mittelkatalog Zahnärzte“ wider: 

Dem Heilmittel sind keine Indikationen der 
Sprach-Therapie zugeordnet. 

und siehe Ausführungen unter 
3. 

10.  VDB Abs. 2 S 3: streichen Richtig ist, dass der vorliegende Entwurf durch 
§ 2 Abs 2 S 1 dem Zahnarzt die Zuständigkeit 
für die Behandlung von Störungen im Bereich 
Mund/Kiefer zuweist. Dies entspricht dem In-
halt und der Reichweite der zahnärztlichen Ap-
probation. Das Tätigkeitsfeld eines Zahnarztes 

Kenntnisnahme 

siehe Ausführungen unter 3. 

nein 
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beinhaltet Prävention, Diagnose und Therapie 
von Zahn-, Mund- und Kiefererkrankungen.  

§ 2 Abs 2 S 3 fordert aber darüberhinaus für 
die Verordnungsfähigkeit, dass die Ursache 
der strukturellen/funktionellen Schädigungen 
im Mund, Kiefer oder Gesichtsbereich liegen 
müssen. Dies ist zu eng.  

Die aus dem Entwurf zwingend folgende Ab-
grenzung der Zuständigkeit Zahnarzt / andere 
Facharztgruppen wird in der Praxis dazu füh-
ren, dass die genannten Störungsbilder weder 
von der einen noch von der anderen Arzt-
gruppe behandelt werden und somit eine Ver-
sorgungslücke entsteht. Die qualifizierte physi-
otherapeutische Befundung des CMD-Patien-
ten spiegelt den Zusammenhang, in dem sie 
vom Kiefer ausgeht und die gesamte Kette bis 
zum Fuß erfasst. In der Regel führt ein multifa-
ktorielles Geschehen zur Störung im Kieferbe-
reich. 

Weiterhin bestehen Widersprüche des § 2 Abs 
2 S 3 zu anderen Vorschriften der HMR und 
zum HMK.  

Es kann für die Zuständigkeit des Zahnarztes 
und die Verordnungsfähigkeit von Heilmitteln 
nicht entscheidend sein, ob die Ursache im 
Bereich Mund/Kiefer/Gesicht liegt. Es kommt 
nur darauf an, ob die in diesem Bereich mani-
festierte Störung eine Ursache hat, die mit 
Heilmitteln zu behandeln und zu bekämpfen 
ist. Die enge Grenzziehung des § 2 Abs 2 S 3 
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Nr. 
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Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

steht in Widerspruch zu § 19 Abs. 2 u 4 des 
Entwurfs. Im Rahmen der Bewegungstherapie 
wird ausdrücklich die manuelle Therapie er-
wähnt, und zwar zur Behandlung reversibler 
Funktionseinschränkungen der Gelenke u. ä., 
ohne Bezug oder Beschränkung auf die Ursa-
che der Gelenkprobleme. Dies kann auch im 
Bereich des § 2 Abs. 2 Satz 3 nicht anders ge-
sehen werden, weil es auf die Beseitigung der 
Erkrankung im Bereich Mund/Kiefer/Gesicht 
ankommt und nicht darauf, wo im Körper die 
Krankheit ihre Ursache hat.  

Wenn behandelbare Störungsbilder exklusiv 
auf die Regionen Kiefer/Gesicht beschränkt 
werden, warum darf dann nach dem HMK die 
KG verordnet werden, die doch Bewegung für 
den ganzen Körper bedeutet? Oder muss die 
Bewegung im Rahmen der KG dann be-
schränkt auf den Bereich oberhalb der Schul-
ter stattfinden? 

11.  VDB Abs 3 iVm § 3 Abs 3 und § 5:  
Widersprüche innerhalb des Entwurfs sowie 
zum Gesetz 

§ 2 Abs. 3 regelt, dass der Heilmittelkatalog ZÄ 
Bestandteil der Richtlinie ist, wonach nach § 3 
Abs. 3 die Indikation ableiten lässt, die aller-
dings nicht allein aus der Diagnose folgt, son-
dern unter Berücksichtigung der Gesamtbe-
trachtung der strukturellen funktionellen Schä-
digung festzustellen ist, sowie der Beeinträchti-
gung unter Berücksichtigung von individuellen 
Kontextfaktoren. Diese ergeben sich dann al-
lerdings aus § 4 Abs. 2, der die Indikationen im 
Einzelnen regelt. Diese ergeben sich nämlich 

Kenntnisnahme 

Die Indikationen sind abschlie-
ßend und ergeben sich aus 
dem HeilM-Katalog.  

 

 

 

 

nein 
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am Be-
schluss-
entwurf 

aus dem Heilmittelkatalog und zwar inklusive 
der verordnungsfähigen Mengen. Zu diesem 
System steht im Widerspruch zunächst § 4 
Abs. 3. Wenn der Heilmittelkatalog abschlie-
ßend ist, sind dort nicht mögliche Indikationen, 
sondern sämtliche Indikationen enthalten, die 
zu einer Heilmittelverordnung führen können. 
Es muss zumindest klargestellt werden, ob die 
Indikationen für eine Verordnung nach § 3 
Abs. 3 des Entwurfs Interpretationen und 
Spielraum zulassen oder ob der Katalog ab-
schließend ist, auch hinsichtlich der aufgeführ-
ten Indikationen. Hierfür spricht § 4 Abs. 2 ers-
ter Spiegelstrich, woraus sich ergibt, dass die 
Indikationen im Katalog enthalten sind, bei de-
nen Heilmittel verordnungsfähig sind. Daraus 
folgt, dass andere Indikationen möglicherweise 
vorhanden sind, aber eine Verordnung von 
Heilmitteln nicht rechtfertigen.  

Ebenfalls im Widerspruch stehen die Verord-
nungsausschlüsse nach § 5. Nach Absatz 1 
dürfen anstelle von nach § 34 Abs. 1 SGB V 
ausgeschlossenen Arzneimittel keine Heilmittel 
verordnet werden. Allerdings regelt § 34 eben 
auch die ausgeschlossenen Heilmittel. Die in § 
34 Abs. 6 SGB V ausgeschlossenen Arznei-
mittel stehen einer Heilmittelverordnung ohne-
hin entgegen (Erkältungskrankheiten, Mund- 
und Rachentherapeutika, Abführmittel u. ä.). 
Die Bindung des Verordnungsverbotes für 
Heilmittel an ausgeschlossene Arzneimittel 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu § 5 Abs. 1: Kenntnisnahme 

Durch das Gesetz zur Neuord-
nung des Arzneimittelmarktes 
(AMNOG) mit Wirkung zum 1. 
Januar 2011 wurde § 34 SGB 
V angepasst. Nunmehr ist die 
bislang in Absatz 4 geregelte 
Ermächtigung an das BMG, 
durch Rechtsverordnung Heil-
mittel von geringem oder um-
strittenem therapeutischem 
Nutzen oder geringem Abga-
bepreis auszuschließen, ent-
fallen. Daneben wurde auch 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ja, Streichung § 
5 Abs. 1 
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wäre dem Gesetz und der danach zu ergehen-
den Verordnung vorbehalten, wohl nicht aber 
dem GBA.  

Absatz 5 aufgehoben, wonach 
die Substitution von nach § 34 
Absatz 1 SGB V ausgeschlos-
senen Arzneimitteln durch 
Heilmittel verboten wurde.  

12.  DGFDT Abs. 1, Satz 2 zweiter Spiegelstrich  

„Maßnahmen der Physikalischen Therapie“ 
sollte ersetzt werden durch „Maßnahmen 
der Physikalischen Therapie und der Physi-
otherapie 

Physikalische Therapie umfasst nach üblicher 
Wahrnehmung der angesprochenen Verkehrs-
kreise die therapeutische Anwendung von 
Wärme, Kälte und elektrischem Strom (lt. §18 
mittels thermischer oder elektrischer Energie). 
Im Gegensatz dazu wirkt Physiotherapie durch 
körperliche Beeinflussung (lt. §18 mittels kine-
tischer oder mechanischer Energie) der betref-
fenden Gewebe, sei es aus Sicht der oder des 
Patienten passive Maßnahmen oder durch un-
ter Anleitung aktiv durchgeführte Übungen. 
Beide können sich sinnvoll ergänzen, so kann 
z.B. die Physiotherapie von Muskeln nach de-
ren Behandlung mittels physikalischer Thera-
pie (hier: Wärmeanwendung) wirksamer sein, 
weil dann die Gefäße geweitet sind. 

zustimmende Kenntnisnahme 
Änderung in „Maßnahmen der 
Physikalischen Therapie und 
der Physiotherapie“ 

 

ja, in § 2 Absatz 
1, Satz 2, zwei-
ter Spiegel-
strich, § 11 Ab-
satz 3 und 4, § 
16 Überschrift 
sowie Absatz 1 
und 2, § 18 
Überschrift so-
wie Absatz 1, 2 
und 3 sowie im 
<heilM-Katalog 
unter I. werden 
hinter den Wor-
ten „Maßnah-
men der Physi-
kalischen Thera-
pie“ die Worte 
„und der Physio-
therapie“ er-
gänzt 

13.  DGFDT Abs. 2 Satz 3:  
Anstelle der Worte „Die Ursache“ sollte der 
Satz beginnen mit „Der Schwerpunkt“. 

Sofern Physiotherapie zur Behandlung cranio-
mandibulärer Dysfunktionen dient so ist nicht 
abschließend geklärt, was deren Ursache ist. 
Da die Physiotherapie auch nicht deren Ursa-
che beseitigt, sondern die Folgen mildert oder 

Kenntnisnahme 

Das Wort „Schwerpunkt“ 
würde Untersuchungen erfor-

nein 
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beseitigt ist der Bezug auf die Ursache unnötig 
im Zweifel eines Tages problematisch. Ge-
meint ist im Grunde aber, dass die zahnärztli-
che Verordnung zur Behandlung von Be-
schwerden dienen soll, die Ihren Schwerpunkt 
im craniomandibulären System und damit im 
Zuständigkeitsbereich des Zahnarztes nach 
dem Zahnheilkundegesetz haben. Die Umfor-
mulierung wird dem gerecht. 

dern, die außerhalb des Zu-
ständigkeitsbereiches des 
Zahnarztes gemäß § 1 Abs. 3 
Zahnheilkundegesetz liegen 
würden.  
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 § 5 Verordnungsausschlüsse 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

14.  VDB Abs 2 S 4: Versorgungslücke könnte ent-
stehen 

Danach sollen Heilmittel nicht verordnet wer-
den, wenn Leistungen des Kapitel 7 des SGB 
IX geboten, aber nicht durchgeführt werden 
können. Hier müsste überprüft werden, ob Pa-
tienten damit nicht versorgt sind bzw. wie die 
Versorgung mit Heilmitteln dann sichergestellt 
werden muss. 

Kenntnisnahme 

Die Regelung entspricht der 
gesetzlichen Vorgabe und erg-
bit sich aus der Zuständigkeits-
aufteilung zwischen SGB V 
und SGB IX. 

nein 

15.  VDB Abs 3: Risiko des Entstehens einer Versor-
gungslücke 

§ 5 Abs. 3 verbietet die Verordnung von Heil-
mitteln im Rahmen der Frühförderung. Es ist 
nachzuvollziehen, dass eine Doppelversor-
gung unterbleiben soll. Allerdings regelt die 
Heilmittelrichtlinie nach § 3 Abs. 2 dritter Spie-
gelstrich Kurativbehandlungen, während im 
SGB IX Erkennung von (Risiken für) Behinde-
rungen und Vorbeugung gegen sowie Förde-
rung bei Behinderung im Vordergrund steht. 
Von daher ist von der Zielsetzung des Geset-
zes her nicht nachzuvollziehen, dass ein Ver-
ordnungsausschluss auch dann in Betracht 
kommt, wenn zeitgleich zur Förderung ein Be-
darf für eine Heilbehandlung besteht. 

siehe Nummer 14 nein 
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 § 6 Verordnung im Regelfall; Erst- und Folgeverordnung 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

16.  SHV § 6 III S. 2 
Treten im zeitlichen Zusammenhang meh-
rere voneinander unabhängige Erkrankun-
gen derselben Diagnosegruppe… 

Anpassung an die Formulierung von § 7 IV S. 
2 HeilM-RL 

Zustimmende Kenntnisnahme 

Ergänzung der Wörter: „dersel-
ben Indikationsgruppe“ zur 
Klarstellung. statt von Diagno-
segruppe wird in der HeilM-RL 
ZÄ von „Indikationsgruppe“ ge-
sprochen, weshalb auch hier 
der Terminus Indikations-
gruppe verwendet wird.  

ja, nach dem 
Wort Erkran-
kung werden die 
Wörter „dersel-
ben Indikations-
gruppe“ ange-
fügt.  

 

17.  VDB Abs 4 S 1:  
Forderung nach Ausnahmen für das be-
handlungsfreie Intervall 

Das behandlungsfreie Intervall von 12 Wochen 
ist allgemein ein Problem für alle behandeln-
den Ärzte. In der Praxis ist durch den Arzt 
nicht immer erkennbar, ob das Intervall einge-
halten ist. Für die Zahnärzte kommt eine fachli-
che Problematik hinzu: Wenn im Rahmen der 
zahnärztlichen Behandlung durch Kronen, Brü-
cken oder Dritte Zähne der Aufbiss verändert 
wird, ist die laufende Fortsetzung der Heilmit-
telbehandlung geboten, insbesondere, wenn 
Aufbiss-Abdruck zur Schienenanfertigung 
durchgeführt werden muss. 

Kenntnisnahme 

Wenn ein weiterer Behand-
lungsbedarf besteht, kann 
diese über die Verordnung au-
ßerhalb des Regelfalls durch-
geführt werden. 

nein 
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 § 7 Verordnung außerhalb des Regelfalls 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

18.  dbl Der Begriff der längerfristigen Verordnung 
bedarf der Erläuterung. 

Die Richtlinie unterscheidet ebenso wie die 
Richtlinie in der vertragsärztlichen Versorgung 
Erst-, Folgeverordnungen und Verordnungen 
außerhalb des Regelfalls. Hinzu kommen Ver-
ordnungen außerhalb des Regelfalls in der be-
sonderen Ausgestaltung des langfristigen Heil-
mittelbedarfs, siehe § 8. Daneben ist der Be-
griff der längerfristigen Verordnung nicht gere-
gelt. 

zustimmende Kenntnisnahme ja, Änderung § 7 
Abs. 1 Satz 1 

neuer Satz 1: 

„Lässt sich die 
Behandlung mit 
der nach Maß-
gabe des Heil-
mittelkatalogs 
bestimmten Ge-
samtverord-
nungsmenge 
nicht abschlie-
ßen, sind wei-
tere Verordnun-
gen außerhalb 
des Regelfalls 
möglich.“ 

19.  SHV § 7 IV S. 4 
Sie informiert hierüber die Kassenzahnärzt-
liche Vereinigung und den Spitzenver-
band der Heilmittelverbände. 

Die Ergänzung ist notwendig, da nur dadurch 
die unverzügliche und notwendige Information 
der Heilmittelerbringer gewährleistet werden 
kann. 

Kenntnisnahme 

 Es gibt im Heilmittelbereich 
keine gesetzlich normierte Or-
ganisation der Leistungserbrin-
ger, die alle von der Richtlinie 
betroffenen Leistungserbringer 
vertritt. 

nein 
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 § 8 langfristiger Heilmittelbedarf 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

20.  VDB Abs 2 S 2 u 3:  
Frist entspricht nicht den Vorgaben des 
SGB V 

Die gesetzliche Regelung des § 13 Abs. 3 a 
SGB V sieht andere Fristen vor, die vorrangig 
zu beachten sind. Sodann kann die Entschei-
dungsfrist nach dem vorliegenden Entwurf „un-
terbrochen“ werden, wenn zur Entscheidung 
ergänzende Informationen erforderlich sind. 
Dies kann so nicht bleiben. Denn „Unterbre-
chung“ würde bedeuten, dass die Frist von 
vorne zu laufen beginnt. Dies kommt in keinem 
Fall in Betracht, sondern nur eine Hemmung, 
wobei nach Beseitigung des Informationsdefi-
zites die gehemmte Frist einfach weiterläuft, 
ohne dass es zu einer Verlängerung der Frist 
kommt. 

Kenntnisnahme 

Keine Änderung da die Rege-
lung des § 32 Abs. 1a Satz 3 
in die RL übernommen wurde 
und diese als lex specialis vor-
rangig vor § 13 Abs. 3a SGBV 
Anwendung findet.   

nein 
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 § 10 Ort der Leistungserbringung 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

21.  dbs Abs. 1: 
Es wird begrüßt, dass Heilmittel als 
Behandlung in einer tagesstrukturie-
renden Einrichtung explizit verordnet 
werden können. 

 Zustimmende Kenntnisnahme nein 

22.  dbl Abs. 2 S. 3, 4  

bedürfen der Konkretisierung 

Hier wurden die Regelungen aus der vertragsärztli-
chen Richtlinie von 2011 übernommen. Der Deut-
sche Bundesverband für Logopädie e.V. hat die 
Einführung dieser Regelung damals unter Berück-
sichtigung der familien- und arbeitsmarktpolitischen 
Entwicklung begrüßt. Bis heute bestehen jedoch er-
hebliche Unsicherheiten im Umgang mit dieser Re-
gelung, auf die wir wiederholt gegenüber dem Ge-
meinsamen Bundesausschuss wie auch gegenüber 
den einzelnen Krankenkassen hingewiesen haben. 
Teilweise wird von Kostenträgern bestritten, dass 
auch eine Regelschule die Voraussetzungen erfül-
len könne. Auch werden unterschiedliche und diver-
gierende Auffassungen der Kostenträger vertreten, 
welcher Personenkreis unter die Regelung falle (nur 
behinderte mit Behindertenausweis oder auch von 
Behinderung bedrohte Kinder mit entsprechend er-
höhtem Förderbedarf?) und wann eine Einrichtung 
ganztägig sei. Hieraus folgt eine erhebliche Rechts-
unsicherheit für die Praxis und eine entsprechend 
unsichere Versorgungslage für die bedürftigen Kin-
der und Jugendliche. 

Kenntnisnahme 

Ist hinreichend in den TrGr er-
läutert und bedarf keiner weite-
ren Ausführung im RL-Text.  

nein 
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23.  dba Abs. 2, Satz 2 zu ergänzen: 

Die Verordnung eines Hausbesuchs 
für die Behandlung außerhalb der Pra-
xis des Therapeuten oder der Thera-
peutin ist ausnahmsweise für Kinder 
und Jugendliche bis zum vollendeten 
18. Lebensjahr oder darüber hinaus 
bis zum Abschluss der bereits begon-
nenen schulischen Ausbildung mög-
lich, die ganztägig (mindestens 7 Stun-
den, mindestens bis 15:00 Uhr) in ei-
ner auf deren Förderung ausgerichte-
ten Tageseinrichtung (dazu zählen im 
Rahmen der Inklusion auch Regel-
schulen) untergebracht sind, … 

Hier werden die Grundsätze der Heilmittel-Richtlinie 
durchbrochen: 

Der Therapeut beurteilt eigenständig, ob ein Haus-
besuch stattfinden soll oder nicht. Damit ist in die 
Beurteilungsbefugnis des Therapeuten gestellt, ob 
die ärztliche Begründung bezüglich Schwere und 
Langfristigkeit der Schädigung eine Therapie au-
ßerhalb der therapeutischen Praxis erfordert. 

Es ist nicht nachvollziehbar, warum dem Arzt die 
Entscheidungsbefugnis entzogen wird, die ihm in 
gleich gearteten Fällen obliegt. Unabhängig davon 
sollte die Therapie grundsätzlich auch erwachsenen 
behinderten Menschen in ihrer Tageseinrichtung er-
möglicht werden. 

Kenntnisnahme 

Die Beurteilung, ob ein Haus-
besuch notwendig ist, bedarf 
einer medizinischen Beurtei-
lung und fällt daher in die 
Kompetenz der Vertragszahn-
ärztin und des Vertragszahn-
arztes. 

Für Behandlungen in tages-
strukturierenden Fördereinrich-
tungen kann kein Hausbesuch 
verordnet werden.  

nein 

24.  dba Abs. 2, Satz 4 zu ergänzen: 

Voraussetzung ist, dass sich aus der 
zahnärztlichen Begründung eine be-
sondere Schwere und Langfristigkeit 
der strukturellen/ funktionellen Schädi-
gungen sowie der Beeinträchtigungen 
der Aktivitäten ergibt und die Tages-
einrichtung (dazu zählen im Rahmen 
der Inklusion auch Regelschulen) auf 
die Förderung dieses Personenkreises 
(…..) ausgerichtet ist und die Behand-
lung in diesen Einrichtungen durchge-
führt wird. 

Der „Personenkreis“ bedarf der Konkretisierung. 
Die tägliche Praxis zeigt, dass die Definition von 
Seiten der Kostenträger uneinheitlich, weil unklar, 
ist. 

Im Interesse der Gleichbehandlung der Versicher-
tengruppe muss hier eine Klarstellung erfolgen, 
z.B.: GdS von mindestens 50, regelhaft Hilflosigkeit 

siehe Nummer 22. nein 
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25.  VDB Behandlung mit Physiotherapie in der 
der Zahnarztpraxis, 

Kritik an unklaren Definitionen, Unver-
einbarkeit mit VO-Vordruck Muster 13 

§ 10 Abs. 1 ist zu ergänzen. Ein neuer Spiegelstrich 
ist einzufügen: „Eine Behandlung mit Heilmitteln in 
der Zahnarztpraxis  ist vorzusehen, wenn ein Auf-
bißabdruck bzw. eine Relationsbestimmung der 
Kiefer für eine Schienentherapie oder zur protheti-
schen Versorgung erfolgen soll.“ Für eine Schie-
nentherapie bzw. eine prothetische Therapie ist es 
fachlich geboten und unabdingbar, dass direkt nach 
der Physiotherapie mit der erfolgten Lockerung der 
Muskulatur eine Bißnahme für die weitere Behand-
lung erfolgt. Dies ist gegeben, wenn die physiothe-
rapeutischen Behandlungen direkt in der Zahnarzt-
praxis und kurz vor der Bißnahme erfolgen kann. 
Medizinisch ist dies geboten, weil die Durchführung 
der physiotherapeutischen Behandlung in der Pra-
xis gewährleistet, dass sich die Bißlage nicht mehr 
verändert, ein Risiko, dass sich auf dem Weg vom 
Physiotherapeuten zum Zahnarzt realisieren kann, 
z.B. schon bei einem leichten Verstolpern auf un-
ebenem Untergrund.  

In Absatz 1 sind drei Behandlungsmöglichkeiten er-
öffnet, nämlich in der Praxis, in der „häuslichen Um-
gebung“ als Hausbesuch oder als Behandlung in ei-
ner tagesstrukturierenden Fördereinrichtung für Kin-
der und Jugendliche. Diese Unterscheidungen sind 
auf dem vereinbarten Verordnungsvordruck (Muster 
13 für Physiotherapie) nicht vorgesehen. Dort kann 
bis jetzt nur angekreuzt werden Hausbesuch ja o-
der nein, womit zumindest die dritte Alternative gar 
nicht markiert werden kann.  

Kenntnisnahme 

Begründung ist fachlich nicht 
geboten und deshalb ist die 
Leistungserbringung eines 
Physiotherapeuten in der 
Zahnarztpraxis nicht vorgese-
hen 

Das Verordnungsmuster ist 
nicht Regelungsgegenstand 
des G-BA.  

nein 
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schlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Im Übrigen sind die Begriffe deutlicher zu definieren 
(tagesstrukturierende Fördereinrichtung/Hausbe-
such in der „häuslichen Umgebung“). Zählt ein In-
ternat zur häuslichen Umgebung, wenn Schüler 
dort wohnen?  

Letztlich stellt sich die Frage, warum ein Patient 
nicht mit einem Heilmittelerbringer einen Vertrag 
schließen kann, nach dem ein nicht verordneter 
Hausbesuch in Anspruch genommen wird und der 
Patient die Kosten für den Hausbesuch selber be-
zahlt. Wenn eine Leistung sowohl im Hausbesuch 
als auch in der Praxis abgegeben werden kann, ist 
nicht zu erklären, warum ein Patient dies nicht auch 
dann in Anspruch nehmen darf, wenn der Hausbe-
such gewünscht, aber nicht unbedingt notwendig 
ist, wenn er die Kosten selber übernimmt.  

Hinzu kommt, dass nach § 10 Abs. 2 Satz 4 eine 
zahnärztliche Begründung mit einer besonderen 
Schwere und Langfristigkeit der strukturellen/funkti-
onellen Schädigungen sowie der Beeinträchtigung 
der Aktivitäten erforderlich ist. Diese ist auf dem 
Vordruck ebenfalls so nicht vorgesehen. Es stellt 
sich hier die Frage, wer überprüft, ob eine solche 
Begründung vorhanden ist, ob sie zahnmedizinisch 
zutreffend ist, also einen Hausbesuch legitimiert. Im 
Rahmen der Verordnungsprüfung durch den Heil-
mittelerbringer ist die Überprüfung des formal richti-
gen Ausfüllens der Verordnung geboten, nicht aber 
die Prüfung der inhaltlichen Richtigkeit der Begrün-
dung. Allenfalls kann also geprüft werden, ob über-
haupt eine Begründung vorliegt. 
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 § 11 Auswahl der Heilmittel 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

26.  dba Abs. 4, Satz 1 zu ergänzen: 

… Maßnahmen der Sprech- und Schluck-
Therapie) … 

s. Begründung zu § 2 siehe Nummer 8 nein 

27.  VDB Abs. 3 Satz 2:  
isolierte Verordnung von ergänzenden Heil-
mitteln 

Die Ultraschall-Wärmetherapie auch ohne Ver-
ordnung eines vorrangigen Heilmittels ist fach-
lich nicht vertretbar. Große Teile des m. mas-
seter sowie der m. pterygiodeus lateralis (als 
einziger Antagonist des m. masseter) werden 
vom Ramus Zygomaticus (Jochbein) abge-
deckt und sind somit mittels Ultraschall nicht 
erreichbar. 

zustimmende Kenntnisnahme 

Streichung als isoliertes HeilM 

ja, § 11 Absatz 
3 Satz 2 Strei-
chung der Wör-
ter „Oder die 
Ultraschall-Wär-
metherapie“  

§ 21 Absatz 
Streichung der 
Wörter „mit Aus-
nahme der Ult-
raschallwärme-
therapie“ 

28.  DGFDT (3) Satz 1:  
Statt 
Soweit medizinisch erforderlich, kann in der 
physikalischen Therapie“ sollte es hier hei-
ßen „ 

Soweit medizinisch erforderlich, kann in der 
physikalischen Therapie und Physiothera-
pie“ 

Da physikalische Therapie nach üblicher 
Wahrnehmung der angesprochenen Verkehrs-
kreise die therapeutische Anwendung von 
Wärme, Kälte und elektrischem Strom (z.B. 
„TENS“) umfasst und Physiotherapie durch 
körperliche Beeinflussung der betreffenden 
Gewebe wirkt sollte dies hier unterschieden 
werden. 

siehe Nummer 12 ja, siehe Num-
mer 12 

29.  DGFDT (3) Satz 1:  Der Vorstand und wissenschaftliche Beirat der 
DGFDT haben sich intensiv mit den Therapie-

Kenntnisnahme; Die Verord-
nung von maximal 3 HM zur 
Erzielung besserer klinischer 

 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

die DGFDT spricht sich ausdrücklich für die 
Verordnung von maximal 3 Therapiemitteln 
aus für die Indikationen CRZ1 und CSZ 

mitteln befasst. Die Spezialisten für Funktions-
diagnostik und -therapie des Vorstands haben 
sich mit Nachdruck einstimmig dafür ausge-
sprochen, dass für die Indikationen CRZ1 und 
CSZ bis zu 3 Therapiemittel verordnet werden 
sollen: KG/MT UND Massage als vorrangige 
Therapiemittel UND ein weiteres im Heilmittel-
katalog genanntes „ergänzendes Heilmittel“. 
Nach den klinischen Erfahrungen der Spezia-
listen kann die Kombination mehrerer Heilmit-
tel deutlich bessere Ergebnisse erzielen als die 
Verordnung eines vorrangigen Therapiemittels 
und/oder eines ergänzenden Heilmittels al-
leine. Um die Chronifizierung der in der 
Gruppe CRZ1 zusammen gefassten Indikation 
zu vermeiden sollten dem Zahnarzt möglichst 
suffiziente nicht invasive Therapiemittel an die 
Hand gegeben werden, mit deren Hilfe es 
möglich ist, deutlich invasivere und kostspieli-
gere Maßnahmen zu vermeiden. Derzeit sieht 
die Therapiestrategie einer CRZ1- Indikation 
vor, zunächst konservative, reversible Maß-
nahmen zu ergreifen. Es gilt jedoch die Vor-
gabe, frühzeitig minimal-invasive chirurgische 
Maßnahmen einzuleiten bei Patienten, bei de-
nen mit den initialen zahnärztlichen und beglei-
tenden Maßnahmen nicht der gewünschte Er-
folg hinsichtlich Schmerzreduktion und Funkti-
onsverbesserung erzielt werden kann (siehe 
aktuelle wissenschaftliche Mitteilung „Zur The-
rapie der funktionellen Erkrankungen des cra-
niomandibulären Systems“ (www.dgfdt.de)). 

Ergebnisse ist fachlich nach-
vollziehbar, zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt aber ohne suffi-
ziente Datenlage. Des Weite-
ren würde dies eine wesentli-
che Erweiterung i.S. des 2. 
Kap. § 2 Abs. 1b VerfO dar-
stellen und war nicht Bestand-
teil in der Erarbeitung der 
HeilM-RL, sondern wäre ggf. 
einem seperatem Prüfungsver-
fahren gemäß § 138 und § 135 
Abs. 1 S. 1 zu unterziehen. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Bei chronifizierten Beschwerden kann insbe-
sondere durch die Aktivierung der körpereige-
nen inhibitorischen Schmerzregulation positiv 
Einfluss genommen werden, um damit der pe-
ripheren wie zentralen Schmerzsensibilisie-
rung entgegenzuwirken. 

Die Reduktion der zahnärztlichen Verordnung 
auf nur zwei Therapiemittel würde eine erhebli-
che Einbuße für das unschätzbare Potenzial 
minimal invasiver Therapieansätze der Physio-
therapie bedeuten. 

Die Datenlage der Literatur ist leider nicht suffi-
zient. Ein aktuelles Review kann angeführt 
werden: Susan Armijo-Olivo, Laurent Pitance, 
Vandana Singh, Francisco Neto, Norman Thie, 
Ambra Michelotti: Effectiveness of Manual 
Therapy and Therapeutic Exercise for Tem-
poromandibular Disorders: Systematic Review 
and Meta-Analysis. PHYS THER. 2016; 96:9-
25. 

30.  DGFDT (3) Satz 3:  
statt  

„oder die Ultraschall-Wärmetherapie“ sollte 
der Satzteil lauten „oder die Wärmethera-
pie“ 

Die Anwendung von Ultraschall-Wärmethera-
pie ist hier weniger üblich und wird durch die 
Anwendung von Infrarot-Wärmetherapiegerä-
ten ersetzt – neben den anderen unter §21 ge-
nannten Verfahren. 

Die RL umfasst unter § 21 
Abs. 2 unter anderem auch die 
Anwendung von Infrarot-Wär-
metherapie  

ja, Präzisierung 
unter § 21 Abs. 
2 Nummer 2: 

neu: 

2. Wärmethera-
pie mittels Heiß-
luft, als strah-
lende oder ge-
leitete Wärme 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

zur Muskeldeto-
nisierung und 
Schmerzlinde-
rung, 

31.  DGZMK (AK 
PP) 

Änderung, dass 3 Heilmittel je Verordnung 
möglich sind, neben einem vorrangigem, je 
1 ergänzendes und ein optionales 

Ergibt sich aus dem Änderungsvorschlag zu  
CRZ1 (siehe dort) 

Es sind keine optionalen Heil-
mittel vorgesehen und im übri-
gen wird auf Nummer 29 ver-
wiesen. 

nein 
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 § 12 Verordnungsvordruck 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

32.  dbl Entsprechend der bisher gelebten Praxis 
sollten in der Stimm-, Sprech-, Sprach- und 
Schlucktherapie folgende Angaben auf der 
Verordnung enthalten sein:  

- Angaben zur Krankenkasse, zum 
Versicherten und zum Vertrags-
zahnarzt nach Maßgabe des Ver-
ordnungsvordrucks  

- Heilmittel,  
- Diagnose,  
- Menge,  
- Therapiezeit,  
- ggf. Hausbesuch und ggf. spätester 

Behandlungsbeginn. 

Diese Verordnungspraxis hat sich in der Praxis 
bewährt, sie stellt eine wirtschaftliche Versor-
gung mit den medizinisch notwendigen Maß-
nahmen sicher.  

Die Erfahrungen im vertragsärztlichen Bereich 
zeigen, dass viele auf dem Verordnungsvor-
druck Muster 14 abgefragte Angaben nicht für 
die Behandlung im Einzelfall erforderlich sind. 
Dies vor allem vor dem Hintergrund der logo-
pädischen Befunderhebung, die die zahnärztli-
che Diagnostik ergänzt und die die Basis für 
den vom Logopäden zu erstellenden Behand-
lungsplan bildet.  

Der GKV-Spitzenverband hat zusammen mit 
den stimm-, sprech- und sprachtherapeuti-
schen Verbänden von der Empfehlungskom-
petenz nach § 125 Abs. 1 Nr. 3 a Gebrauch 
gemacht und Vorgaben für die notwendigen 
Angaben der Heilmittelverordnung gemacht 
sowie einheitliche Regelungen zur Abrechnung 
getroffen. Es ist kein Grund ersichtlich, diese 
Regelungen nicht auch auf den zahnärztlichen 
Bereich zu übertragen.  

Danach ist insbesondere die Angabe des 
Hausbesuchs, des Therapieberichts und die 
Angabe, ob die Therapie als Einzel- oder als 
Gruppentherapie durchzuführen ist optional 
und damit nicht zwingend. Dies gilt auch für 
die Angabe des Heilmittels. Zur Begründung 
heißt es: Abhängig vom Indikationsschlüssel 

Kenntnisnahme, die aufgeführ-
ten Angaben sind in der RL 
enthalten und die weiteren An-
gaben sind erforderlich. 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

können stimm-, sprech- und sprachtherapeuti-
sche Maßnahmen sowohl einzeln als auch in 
Kombination zum Einsatz kommen, wobei die 
einzelnen Elemente nicht in jedem Fall voll-
ständig voneinander abgrenzbar sind.  

Zur Frequenzempfehlung besteht Einverneh-
men, dass, wenn diese nicht angegeben ist, 
die Frequenzempfehlung des Heilmittel-Katalo-
ges verbindlich anzuwenden ist.  

Gerade vor dem Hintergrund, dass Zahnärzte 
in der Regel quantitativ weniger mit Heilmittel-
verordnungen befasst sind als andere Ver-
tragsärzte, sollten die Anforderungen an das 
Ausstellen einer Verordnung niedrig gehalten 
und der bürokratische Aufwand auf ein Min-
destmaß reduziert werden. 

33.  dba Abs. 2, Satz 3 zu ergänzen: 

Anzugeben sind insbesondere für 

2. die Sprech- und Schluck-Therapie 
Pflichtangaben: 

a. Angaben zur Krankenkasse, zur o-
der zum Versicherten und zu der Vertrags-
zahnärztin oder zu dem Vertragszahnarzt 
nach Maßgabe des Verord-nungsvor-
drucks,  

b. die Art der Verordnung (Erstverord-
nung, Folgeverordnung oder Verordnung 
außerhalb des Regelfalls), 

Die einzelnen Heilmittel haben unterschiedli-
che Anforderungen und bedürfen differenzier-
ter Betrachtungen. Aus diesem Grund haben 
GKV-SV und die Verbände der Heilmitteler-
bringer zum 01.07.2013 sektorale „Rahmen-
empfehlungen über die einheitliche Versor-
gung mit Heilmitteln gemäß § 125 Abs. 1 SGB 
V für den Bereich Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie“ (SSST) vorgelegt.  

„ … damit [liegt erstmals] eine eigenständige 
Empfehlung für diesen Bereich der Heilmittel-
versorgung vor, mit der auf die inhaltlichen Be-
sonderheiten der Stimm-, Sprech- und 
Sprachtherapie eingegangen wird. Teil der 

Kenntnisnahme 

Die Ausgestaltung der notwen-
digen Angaben auf der Verord-
nung wird gem. § 125 Abs. 1 
Satz 4 Nr. 3a SGB V von den 
entsprechenden Vertragspart-
nern reguliert. Darüber hinaus 
wird auf Nummer 32. verwie-
sen.   

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

c. die Verordnungsmenge 

d. die Frequenzangabe,  

e. die Therapiedauer (Sprech- und 
Sprachtherapie 30, 45 oder 60 Minuten),  

f. der vollständige Indikationsschlüs-
sel (Diagnosengruppe und ggf. Leitsympto-
matik, z. B. SPZ),  

g. die therapierelevante(n) Diag-
nose(n),  

h. Vertragsarztstempel und -unter-
schrift 

Optionale Pflichtangaben: 

a. Hausbesuch (ja oder nein),  

b. Therapiebericht (ja oder nein),  

c. ggf. der späteste Zeitpunkt des Be-
handlungsbeginns, soweit abweichend von 
§ 14 notwendig,  

d. das/die Heilmittel gemäß dem Heil-
mittelkatalog ZÄ,  

e. ergänzende Hinweise (z.B. Be-
funde, Vor- und Begleiterkrankungen) 

f. die Therapieziele, falls sich diese 
nicht aus der Angabe der Diagnose und 
Leitsymptomatik ergeben, 

Rahmenvereinbarung ist eine Arbeitshilfe [die 
Anlage 31], die über die notwendigen Angaben 
auf der Verordnung informiert. Damit wird 
deutlich, welche Informationen in welchen Fäl-
len und in welcher Form auf den Verordnun-
gen vermerkt respektive unter bestimmten Um-
ständen nicht angegeben werden müssen. 
Missverständnissen wird so vorgebeugt. Beide 
Vertragsseiten hoffen, dass so die Arbeit für 
die Therapeuten wie auch für die Kassen ein-
facher und reibungsloser wird, …“2  

 
1 

Rahmenempfehlung Anlage 3: Notwendige 
Angaben auf Heilmittelverordnungen für Maß-
nahmen der Stimm-, Sprech- und Sprachthera-
pie (SSST) in der Fassung vom 01.07.2013 

 
2 

Gemeinsame PM von GKV-SV und 
dba/dbl/dbs 03.07.2013 zur SSST 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

g. die medizinische Begründung bei 
Verordnungen außerhalb des Regelfalls o-
der langfristigem Heilmittelbedarf, 

h. ICD-Code der Diagnose 

34.  VDB Abs. 1 u 2:  
Ergänzungsbedarf 

§ 73 Abs 8 S 9 SGB V muss auf Zahnärzte 
entsprechende Anwendung finden: notwendig 
ist zertifizierte Software auch für Zahnärzte zur 
Sicherstellung einer zuverlässigen Versor-
gung. § 12 Abs 2 lit. c muss an die Verord-
nungsvorgaben des § 10 Abs 1 angepasst 
werden (häusliche Umgebung / tagesstruktu-
rierende Fördereinrichtung). 

Kenntnisnahme, zertifizierte 
Software nicht Regelungsge-
genstand des G-BA 

zu § 12 Abs 2 lit. c: 
Es ist nur ein medizinisch not-
wendiger Hausbesuch verord-
nungsfähig. Der Aufenthalt in 
einer tagesstrukturierenden 
Fördereinrichtung allein, ist 
kein Grund für einen Hausbe-
such. Zur Klarstellung sind da-
her Konkretisierungen in § 10 
notwendig. 

Die Vorgaben zur Ausgestal-
tung der notwendigen Anga-
ben auf der Verordnung sind 
bereits in § 12 Abs. 2 enthal-
ten. 

 

ja, Anpassung in 
§ 10 

in § 10 Abs. 1 
wird der dritte 
Spiegelstrich 
gestrichen und 
Satz 1 bis 2 aus 
Absatz 2 ver-
schoben in Ab-
satz 1 und nach 
Satz 1 des Ab-
satz 1 eingefügt 

In Absatz 2 wird 
in Satz 1 der 
Klammerzusatz 
tagestrukturierte 
Fördereinrich-
tung ergänzt.  
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 § 13 Grundlagen 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

35.  VDB Abs 1 
Weshalb heißt es „Abs 1“ wenn es keinen 
Abs 2 gibt? 

 zustimmende Kenntnisnahme ja, Streichung 
Nummerierung  
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 § 14 Beginn der Heilmittelbehandlung 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

36.  BZÄK Die BZÄK folgt dem Vorschlag der KZBV 
und PatV. 

Die Erfahrung zeigt, dass die Physiotherapeu-
ten nicht regelhaft einen Behandlungsbeginn 
innerhalb von 14 Tagen gewährleisten können. 
Insofern ist die Trennung zwischen dringlichem 
Behandlungsbeginn innerhalb von 14 Tagen 
und dem möglichen Behandlungsbeginn inner-
halb von 28 Tagen sinnvoll. 

KZBV/PatV: zustimmende 
Kenntnisnahme, um eine Un-
gleichbehandlung zwischen 
der vertragszahnärztlichen 
Versorgung und vertragsärztli-
chen Versorgung zu vermei-
den, wird dem Vorschlag des 
GKV-SV gefolgt 

GKV-SV: Kenntnisnahme 
siehe TrGr; jedoch Klarstellung 
in Satz 2, dass der Vertrags-
arzt auch einen früheren oder 
späteren Behandlungsbeginn 
als die 14 Tage festlegen 
kann.  

KZBV/PatV: ja, 
analog der Posi-
tion des GKV-
SV  

GKV-SV: ja, 
Satz 2 wird nun 
wie folgt ge-
fasst: „Als spä-
tester Behand-
lungsbeginn 
nach Absatz 1 
kann auch ein 
Zeitpunkt vor o-
der nach Ablauf 
der Frist von 14 
Kalendertagen 
nach Satz 1 
nach Verord-
nung durch die 
Vertragszahn-
ärztin oder den 
Vertragszahn-
arzt auf der Ver-
ordnung ange-
geben werden.“ 

37.  dbs Die Position von KZBV und PatV wird aus-
drücklich unterstützt.  

Ein Beginn innerhalb von 14 Tagen ist nur bei 
dringendem Behandlungsbedarf erforderlich. 
Mit der 28 Tage Frist wird eine praxistaugliche 
Regelung geschaffen. 

siehe Nummer 36 siehe Nummer 
36 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

38.  DGZMK (DGI) Vorschlag Frist auf 42 und 28 Tage verlän-
gern 

Die meisten Erkrankungen verlaufen nicht 
akut, gerade bei begleitenden Maßnahmen im 
Rahmen langfristiger Therapien, zB bei Dys-
gnathie ist ein Behandlungsbeginn innerhalb 
von 28 nicht immer realistisch 

Kenntnisnahme, 

in Ausnahmefällen medizinisch 
notwendige längere Fristen 
können durch den Zeitpunkt 
der Verordnung geregelt wer-
den 

nein 

39.  dbl Der dbl unterstützt ausdrücklich die Position 
der KZBV und der Patientenvertretung. 

Der Vorschlag der KZBV und der Patientenver-
tretung zu einem Beginn innerhalb von 28 Ta-
gen wird den Anforderungen der Patienten an 
eine freie Therapeutenwahl gerecht und stellt 
zugleich eine medizinisch sinnvolle und wirt-
schaftliche Versorgung sicher. Damit liegt ein 
praxistauglicher Konsens vor. 

siehe Nummer 36 siehe Nummer 
36 

40.  SHV Der SHV schließt sich der Auffassung der 
KZBV und der PatV an.  

Insbesondere bei chronisch Kranken ist ein 
Behandlungsbeginn innerhalb von 14 Tagen 
medizinisch nicht zwingend notwendig. Es ist 
für den Therapieerfolg entscheidender, dass 
die Therapie kontinuierlich durchgeführt wird. 
Der Patient wendet sich daher in diesen Fällen 
häufig erst später an den Heilmittelerbringer, 
wenn es in seinen persönlichen Zeitplan passt. 
Z. B. bei unspezifischen CMD-Beschwerden 
wie Kiefergelenksgeräuschen, Beschwerden 
im Bereich der Kaumuskulatur usw. ist eine 
Spanne von 28 Tagen ausreichend und ange-
messen. In Akutfällen kann der Vertragszahn-
arzt einen schnelleren Behandlungsbeginn 
durch Vermerk auf der Verordnung auslösen. 

siehe Nummer 36 siehe Nummer 
36 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

41.  dba Ein Behandlungsbeginn innerhalb von 28 
Tagen ist für die Sprech- und Schluck-The-
rapie vertretbar. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass sich die im Rah-
men der HeilM-RL ZÄ benannten Störungen 
des Sprechens und Schluckens spontan von 
selbst zurückbilden oder verschlechtern ist 
auszuschließen.  

siehe Nummer 36 siehe Nummer 
36 

42.  VDB VDB unterstützt Position von KZBV/PatV  

Weshalb heißt es „Abs 1“ wenn es keinen 
Abs 2 gibt? 

 siehe Nummer 35 und 36 ja, Streichung 
Absatznumme-
rierung  

siehe Nummer 
36 

43.  DGFDT Der Vorschlag der KZBV und der PatV 
sollte umgesetzt werden, also der Beginn 
innerhalb von 28 Tagen, bei dringendem 
Behandlungsbedarf innerhalb 14 Tagen. 

In der Mehrzahl der Fälle sind die hier zu be-
handelnden Erkrankungen craniomandibuläre 
Dysfunktionen. Diese verlaufen in Ihrer Mehr-
zahl nicht hoch akut, daher ist kein dringender 
Behandlungsbeginn nötig. Oft ist es zudem 
medizinisch sinnvoll, nach Feststellung der Be-
handlungsnotwendigkeit mit zahnärztlichen 
Maßnahmen zu beginnen und die Physiothera-
pie/Physikalische Therapie erst später aufzu-
nehmen. Dennoch macht es Sinn, schon bei 
Planung der Behandlung mittels Physiothera-
pie/Physikalische Therapie zu verordnen, um 
Patienten und Therapeuten die Terminverein-
barung passend zu beider zeitlicher Möglich-
keiten mit angemessenem Vorlauf zu ermögli-
chen. In Sonderfällen (z.B. Kieferklemme) wird 
der Zahnarzt/die Zahnärztin ohnehin gemäß 
§13 mit der Physiotherapie/Physikalischen 
Therapie Kontakt aufnehmen, um eine unmit-
telbare Behandlungsaufnahme abzustimmen. 

siehe Nummer 36 siehe Nummer 
36 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

44.  DGZMK (AK 
PP) 

Der AKPP unterstützt den Vorschlag der 
KZBV/PatV 

Ein Behandlungsbeginn innerhalb von 14 Ta-
gen kann und muss nicht immer gewährleistet 
werden. Es ist vielmehr sinnvoll oft knappe  
Ressourcen für dringende Fälle gezielt einzu-
setzen. Auf diese Weise sind Termine mit 
28tägiger Vorlaufmöglichkeit besser planbar  
und es vergrößert sich die Chance auf eine 
ortsnahe Therapiemöglichkeiten für jeden Pati-
enten.  

siehe Nummer 36 siehe Nummer 
36 
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 § 15 Durchführung der Heilmittelbehandlung 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

45.  SHV § 15 II 1 
Eine Abweichung von der Frequenzan-
gabe ist nur zulässig, wenn zuvor zwi-
schen der Vertragszahnärztin oder dem 
Vertragszahnarzt und der Therapeutin oder 
dem Therapeuten ein abweichendes Vorge-
hen verabredet wurde. 

Die Anpassung ist eine Folgeanpassung und 
erforderlich, weil der Empfehlungscharakter 
der Frequenzangabe anders als in der HeilM-
RL gestrichen wurde. 

zustimmende Kenntnisnahme 

 

ja, entsprechend 
Vorschlag. For-
mulierung lautet 
jetzt wie folgt: 
„Eine Abwei-
chung von der 
Frequenzan-
gabe ist nur zu-
lässig, wenn zu-
vor zwischen 
der Vertrags-
zahnärztin oder 
dem Vertrags-
zahnarzt und 
der Therapeutin 
oder dem 
Therapeuten ein 
abweichendes 
Vorgehen ver-
abredet wurde.“ 

46.  dba Abs. 4, Satz 2 zu ergänzen: 

Die Vertragszahnärztin oder der Vertrags-
zahnarzt entscheidet über eine Änderung o-
der Ergänzung des Therapie-Ziels, eine 
neue Verordnung oder die Beendigung der 
Behandlung. 

Gemäß HeilM-RL ZÄ gibt der Vertragszahnarzt 
auf der Verordnung das Therapie-Ziel, nicht 
den Therapie-Plan, an. 

Gemäß Rahmenempfehlung Anlage 2 (Leis-
tungsbeschreibung) Nr. 2 Spiegelstrich 2 ist 
der Therapie-Plan Teil der Leistung des Heil-
mittelerbringers. 

Gemäß § 18 Lit. b Rahmenempfehlung (SSST) 
hat der Heilmittelerbringer, sofern sich aus der 
Befunderhebung durch den Heilmittelerbringer 

zustimmende Kenntnisnahme, 
ersetzen von „Therapieplan“ 
durch „Therapieziel“ zur Auflö-
sung des Missverständnisses  

ja, ersetzen von 
„Therapieplan“ 
durch „Therapie-
ziel“ 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

ergibt, dass das auf der Verordnung benannte 
Therapie-Ziel durch ein anderes Heilmittel bes-
ser erreicht werden kann, darüber unverzüg-
lich den Arzt zu informieren, um eine Änderung 
oder Ergänzung des Therapie-Plans abzustim-
men und ggf. eine neue Verordnung mit einem 
geänderten Therapie-Ziel zu erhalten. Der Ver-
tragsarzt entscheidet dann über Änderung o-
der Ergänzung des Therapie-Ziels. 

47.  VDB Abs 2 S 1:  
Es besteht ein Widerspruch zu § 12 

Nach § 15 Abs 2 S 1wäre eine Frequenzan-
gabe des verordnenden Arztes nicht zwingend 
vorgeschrieben – ein Widerspruch zu § 12 Abs 
2 lit h, der das Vorliegen der Frequenzabgabe 
zur Vorrausetzung der Gültigkeit der Verord-
nung macht. 

Kenntnisnahme 

Abweichungen von der Fre-
quenzangabe sind nur zuläs-
sig, wenn zuvor zwischen dem 
Vertagszahnarzt und dem 
Therapeut ein abweichendes 
Vorgehen verabredet wurde. 
Siehe auch Nr. 45 

ja 

Siehe auch Nr. 
45 

 

48.  DGZMK (AK 
PP) 

Abs. 3: 
Es sollte ein längerer Unterbrechungszeit-
raum (21 Tage) möglich sein 

Der Erfolg physiotherapeutischer Maßnahmen 
hängt vielfach von der regelmäßigen Mitarbeit 
der Patienten ab. Ein entsprechendes Pro-
gramm muss initial geübt und auch kurzfristig 
reevaluiert  werden. Es sollte jedoch einmal im 
Rahmen einer Verordnung eine längere eigen-
ständige Übungsphase mit erneutem Kontroll-
termin möglich sein. Dieses sollten zumindest 
21 Tage sein.   

Kenntnisnahme 

Bei angemessener Begrün-
dung besteht gemäß §15 Abs. 
3 die Möglichkeit eines länge-
ren Unterbre-chungszeitrau-
mes  

nein 
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 § 17 Zahnärztliche Diagnostik bei, Sprech- und Sprachtherapie 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

49.  dbs Auch hier bitten wir um Ergänzung der 
Schlucktherapie. 

 Kenntnisnahme 

Die Schlucktherapie wird wie 
in der vertragsärztlichen 
HeilM-RL unter Sprech- und 
Sprachtherapie subsumiert. 

Siehe Nummer 8 

nein 

50.  dbl Abs. 1:  
Ergänzung Schlucktherapie 

Seitens der Zahnärzte und Kieferorthopäden 
sind schriftliche Mitteilungen über Diagnosen, 
kieferorthopädische Geräte, geplante Behand-
lungen für die Therapeutin/den Therapeuten 
erforderlich. (Myofunktionelle Diagnostik und 
Therapie, A. Kittel, N.Förster, Der Freie Zahn-
arzt, S.83, 04/2016 Springer-Medizin) 

 

Kenntnisnahme 

Die Schlucktherapie wird wie 
in der vertragsärztlichen 
HeilM-RL unter Sprech- und 
Sprachtherapie subsumiert. 

Siehe Nummer 8 

nein 

51.  dba Ergänzung Schlucktherapie s. Begründung zu § 2 Kenntnisnahme 

Die Schlucktherapie wird wie 
in der vertragsärztlichen 
HeilM-RL unter Sprech- und 
Sprachtherapie subsumiert. 

Siehe Nummer 8 

nein 
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 § 19 Bewegungstherapie 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

52.  DGOOC 1.Krankengymnastik, KG-ZNS Kinder 
und KG-ZNS mit PNF bzw. Therapien 
nach Bobath und Vojta  Eine Indikation für 
die analog dem Heilmittelkatalog gestalte-
ten gesonderten Maßnahmen KG-ZNS Kin-
der und KG-ZNS mit Therapien nach 
Bobath und Vojta bzw. PNF wird seitens 
der DGOOC nicht gesehen,…  

…da zum einen die Curricula für die Bobath-
Weiterbildung keine speziellen Inhalte für den 
Mund-Kiefer-Gesichtsbereich beinhalten und 
i.d.R. diese Patienten primär von Pädiatern, 
Neurologen bzw. HNO-Ärzten und Orthopäden 
und weder ausschließlich noch überwiegend 
von Zahnärzten behandelt werden. Dadurch ist 
eine physiotherapeutische Versorgung der Pa-
tienten mit zentral bedingten Bewegungsstö-
rungen auch mit den spezifischen Elementen 
der KG-ZNS-Kinder und KG-ZNS gewährleis-
tet. Die cranio-mandibulären Bewegungsstö-
rungen sind vielmehr als zusätzliche Sympto-
matik einer komplexen Schädigung zu sehen. 

KZBV & PatV: Kenntnisnahme 

siehe TrGr zum SN-Verfahren 

GKV-SV: Kenntnisnahme 

 

nein 

53.  BZÄK Die BZÄK stimmt der Aufnahme der Ab-
sätze 2 und 3 in § 19 zu. 

Die Berücksichtigung der Patientengruppen 
unter und über 18 Jahren mit zentralnervösen 
Störungen erscheint sinnvoll, da es sich hier-
bei um eine eigenständige Erkrankung han-
delt. 

KZBV & PatV: zustimmende 
Kenntnisnahme 

GKV-SV: zustimmende Kennt-
nisnahme, Position von KZBV 
und PatV wird übernommen 

GKV-SV: ja, Po-
sition von KZBV 
und PatV wird 
übernommen 

54.  SHV Fehlfunktionen bei angeborenen cranio- 
und orofazialen Fehlbildungen und Fehl-
funktionen bei Störungen der ZNS 

Kinder mit neurologischen Grunderkrankun-
gen, die in dieser Indikationsgruppe subsu-
miert werden, sind in der Regel bei Therapeu-
ten mit neurologischer Zusatzqualifikation (z. 
B. Bobath) in Behandlung. Die Behandlung 
von orofazialen Problemen erfolgt bisher von 
diesen Therapeuten zumeist im Rahmen der 
Position KG-ZNS, um ein einheitliches und 
ganzheitliches Therapieregime zu gewährleis-
ten. In der Ausbildung erwerben Therapeuten 

zustimmende Kenntnisnahme 
zu KG-ZNS und KG-ZNS-Kin-
der 

Ablehnung Aufnahme von MT 
als ergänzendes HM: Gemäß 
§ 19 Abs. 2./4. erfolgt die MT 
allein zur Behandlung reversib-
ler Funk-tionseinschränkun-
gen. MT als ergänzendes HM 

siehe Nr. 53 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

für die Behandlung des Mund-Kiefer-Gesichts-
bereichs bei angeborenen ZNS-Erkrankungen 
ein Grundwissen. Allerdings setzt ein optima-
les Behandlungsergebnis eine Fortbildung und 
ein entsprechendes Zertifikat über KG-ZNS vo-
raus. Daher reicht die Verordnungsposition der 
allgemeinen Krankengymnastik keinesfalls in 
allen Fällen aus. 

Die Behandlung von angeborenen cranio- und 
orofazialen Problemen kann nur sinnvoll im 
Rahmen einer Therapie nach KG-ZNS erfol-
gen, da die neurologische Grunderkrankung im 
Mittelpunkt steht. Eine Ergänzung des vorran-
gigen Heilmittels KG-ZNS um die Möglichkeit 
einer Manuellen Therapie als „ergänzendes 
Heilmittel“ wäre an dieser Stelle sinnvoll. Als 
alleiniges Heilmittel wäre jedoch die Versor-
gung der Kinder gefährdet, da Physiotherapeu-
ten, die über KG-ZNS abrechnen, nicht 
zwangsläufig über ein Zertifikat zur Manuellen 
Therapie verfügen. 

ist aufgrund des Schädigungs-
bildes nicht angezeigt. 

 

55.  DGFDT 2+3 sollten eingeschlossen sein Die Aufnahme der Sonderfälle 2 + 3 in §19 ist 
gut, um Zahnärzten neben der allgemeinen 
Behandlung durch Ärzte auch eine Mitbehand-
lung zu ermöglichen. Der Zahnarzt / die Zahn-
ärztin sollte daher in der Lage sein, eine durch 
ihn/sie indizierte und inhaltlich konzipierte und 
überwachte Behandlung auch zu verordnen. 
Die Behandlung wie in 2+3 beschreiben ist 
sinnvoll und sollte daher in die Verordnung ein-
geschlossen sein. Was die Einschlüsse der 

siehe Nummer 53 siehe Nummer 
53 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Behandlung des craniomandibulären Systems 
anbelangt, so ist selbst ohne explizite Ein-
schlüsse der Techniken nach Bobath, Vojta o-
der der PNF (Propriozeptive Neuromuskuläre 
Fazilitation) in die Ausbildungsgänge gewähr-
leistet, dass die Grundkompetenzen vermittelt 
werden, um diese Techniken in die Behand-
lung des craniomandibulären Systems zu 
übertragen. Zusätzliche Qualifizierungsmaß-
nahmen, wie z.B. das „Curriculum Physiothe-
rapie bei CMD der Akademie Praxis + Wissen-
schaft der DGZMK sowie des ZVK Zentralver-
band der Krankengymnasten und Physiothera-
peuten“ schulen diese Inhalte seit Jahren prak-
tisch. 

56.  DGFDT zu 4. Die DGFDT spricht sich nachdrücklich 
dafür aus, dass als weitere vorrangige The-
rapie die Massage aufgenommen wird. 

Die klassische Massage dient als Vorbereitung 
auf die MT oder KG. Die klassische Massage 
aktiviert die subkutanen Mechanorezeptoren, 
beeinflusst somit mechanisch die Haut, das 
Bindegewebe und die Muskulatur durch Deh-
nung, Zug- und Druckreize. 

Kenntnisnahme 

War nicht Bestandteil der Be-
ratung zur HeilM-RL ZÄ und 
siehe Nr. 29. Zudem ist eine 
alleinige Massage bei der vor-
liegenden zahnmedizini-schen 
Indikation medizinisch nicht in-
diziert. 

Bei der Manuellen Therapie 
handelt es sich um ein physio-
therapeutisches Behandlungs-
konzept bei prinzipiell reversib-
len Störungen von Muskelfunk-
tionen, Gelenkfunktionen mit 
Bewegungseinschränkung ei-

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

nes Gelenkes sowie Nerven-
funktionen. Mittels spezieller 
Grifftechniken erfolgt eine 
möglichst selektive Behand-
lung des die Beschwerden ver-
ursachenden Gewebes. Sie 
beinhaltet aktive und passive 
Dehnung verkürzter muskulä-
rer und neuraler Strukturen, 
Kräftigung der abgeschwäch-
ten Antagonisten, Gelenkmobi-
lisation durch translatorische 
Gelenkmobilisation, Anwen-
dung einer gezielten impulslo-
sen Mobilisation und von 
Weichteiltechniken. Wesentli-
che therapeutische Wirkungen 
sind die Wiederherstellung der 
Gelenkfunktion, Schmerzlinde-
rung und Unterbrechung eines 
pathologischen Reflexgesche-
hens. Bei den Indikationsgrup-
pen CD1, CD2 und CSZ  ist 
die Verordnung von Manueller 
Therapie als vorrangiges Heil-
mittel daher medizinisch indi-
ziert. 

Bei der Massage handelt es 
sich um eine manuelle Me-
thode, bei der mechanische 
Reizwirkungen auf Haut, Un-
terhaut, Muskeln, Sehnen und 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Bindegewebe ausgeübt wer-
den. Es gibt verschiedene For-
men der Massagetherapie. Die 
hier intendierte Klassische 
Massagetherapie (KMT) ist 
eine überwiegend muskuläre 
Massageform einzelner oder 
mehrerer Körperteile zur Erzie-
lung einer entstauenden, toni-
sierenden, detonisierenden, 
schmerzlindernden und hyper-
ämisierenden Wirkung. Sie 
wird in der Physiotherapie 
überwiegend zusammen mit 
anderen Behandlungsformen 
eingesetzt.  

Die Wirksamkeit von Massa-
gen bei craniomandibulären 
Erkrankungen ist nicht ausrei-
chend belegt. Eine alleinige 
Massagetherapie als vorrangi-
ges Heilmittel ist bei den vor-
liegenden zahnmedizinischen 
Indikationen somit nicht indi-
ziert. Unter Berücksichtigung 
des derzeitigen medizinischen 
Kenntnisstandes kann die An-
wendung von Massagetechni-
ken im Rahmen von Maßnah-
men der Manuellen Therapie 
oder Krankengymnastik zur lo-
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

kalen Beeinflussung des Be-
handlungsgebietes als vorbe-
reitende oder ergänzende 
Maßnahme erfolgen (vgl. Leis-
tungsbeschreibung Physiothe-
rapie). 

 

57.  DGZMK (AK 
PP) 

Der AKPP stimmt der Aufnahme der Ab-
sätze 2 und 3 in § 19 zu. Ergänzung im 
Vorspann 

Die Berücksichtigung der Patientengruppen 
unter und über 18 Jahren mit zentralnervösen 
Störungen erscheint sinnvoll, da es sich hier-
bei um eine eigenständige Erkrankung han-
delt. 

Die Beispiele im Vorspann sollten ergänzt wer-
den um die Punkte „Operationen und Operati-
onsfolgen“ 

siehe Nummer 53 siehe Nummer 
53 
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 § 20 Manuelle Lymphdrainage* 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

58.  DGZMK (DGI) statt „tumorchirurgischen Eingriffen“ besser 
„umfangreichen chirurgischen Eingriffen“ 

Auch andere umfangreiche chirurgische Ein-
griffe, z.B extraorale Abszessinzisionen kön-
nen mit Lymphödemene oder funktionellen 
Dysfunktionen einhergehen.  

Zustimmung,  

zur Verdeutlichung der hierun-
ter intendierten Indikationen 
Umformulierung in: 

„..nach umfangreichen chi-rur-
gischen Eingriffen wie tumor-
chirurgischen Eingriffen sowie 
deren Nachbehandlung und 
bei der Behandlung von Trau-
mata sowie deren Nach-be-
handlung.“ 

 

ja, Umformulie-
rung in: 

„..nach umfang-
reichen chi-rur-
gischen Eingrif-
fen wie tumor-
chirurgischen 
Eingriffen sowie 
deren Nachbe-
handlung und 
bei der Behand-
lung von Trau-
mata sowie de-
ren Nach-be-
handlung.“ 

 

59.  DGFDT statt „tumorchirurgischen Eingriffen“ sollte 
die Formulierung lauten „chirurgischen Ein-
griffen“ 

auch chirurgische Eingriffe, die nicht der Be-
handlung von Tumoren dienen, können mit er-
heblichem Lymphstau einhergehen, z.B. bei 
der Resektion des Proc. Stylohyoideus. Die all-
gemeinere Formulierung sollte daher derartige 
Verordnungen ermöglichen. 

Kenntnisnahme, 

siehe Nummer 58 

 

ja, siehe Nr. 58 
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 § 21 Thermotherapie (Wärme-/Kältetherapie) 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

60.  BZÄK Entsprechend § 19 stimmt die BZÄK dem 
Vorschlag der KZBV und PatV in § 21 zu. 

Siehe zu § 19 Kenntnisnahme 

siehe Nummer 53 

 

siehe Nummer 
53 

 

61.  DGFDT Abs. 3: 
Die Formulierung der KZBV und der PatV 
sollte gewählt werden. 

Aus der Begründung zu § 19 ergibt sich hier 
das Votum für die Formulierung der KZBV + d. 
PatV 

 

Kenntnisnahme 

siehe Nummer 53 

siehe Nummer 
53 

 

62.  DGFDT Abs. 2 4. und Abs. 3: 
Ersatz von „Ultraschall“ durch „Ultraschall 
oder Infrarotwärmelampen“ 

Die Anwendung von Ultraschall-Wärmethera-
pie ist hier weniger üblich und wird zumindest 
teilweise durch die Anwendung von Infrarot-
Wärmetherapiegeräten ersetzt – neben den 
anderen unter § 21 genannten Verfahren. 

Kenntnisnahme, siehe Num-
mer 30 

ja, siehe Num-
mer 30 

63.  DGZMK (AK 
PP) 

Entsprechend § 19 stimmt der AKPP dem 
Vorschlag der KZBV und PatV in § 21 zu.  

Siehe zu § 19 Kenntnisnahme 

siehe Nummer 53 

siehe Nummer 
53 
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 § 23 Grundlagen 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

64.  dbs Überschrift vor § 23 (F. Maßnahmen der 
Sprech- und Sprachtherapie) und § 23:  
Auch hier bitten wir um Ergänzung der 
Schlucktherapie. 

  

siehe Nummer 8 

nein 

65.  dbl Die Überschrift sollte lauten:  

F. §23 „Maßnahmen der Sprech-, Sprach- 
und Schlucktherapie.“ 

Entsprechend ist die Schlucktherapie in den 
folgenden drei Absätzen des § 23 zu ergän-
zen. 

Vorgesehen ist nur Sprech- und Sprachthera-
pie, die Schlucktherapie wird der Sprechthera-
pie subsumiert, was aus hiesiger Sicht unzu-
reichend ist, (siehe oben). 

siehe Nummer 8 

 

nein 

66.  dba F. §23 „Maßnahmen der Sprech-, Sprach- 
und Schlucktherapie.“ 

s. Begründung zu § 2  

siehe Nummer 8 

nein 

67.  DGZMK (AK 
PP) 

Abs. 1:  
Änderung des  dem Begriffs „orale Phase“ 

Der Begriff der oralen Phase ist nicht eindeu-
tig. Sollte er im Freud`schen Sinne gemeint 
sein, dann würde das bedeuten, dass die The-
rapie nur für Störungen anzuwenden ist, die in 
dieser frühkindlichen Phase entstanden sind. 
Damit käme die Verordnung bei Schluckstö-
rungen als Folge einer Tumoroperation nicht 
zur Anwendung.  Gemeint sind hier vermutlich 
die orale Vorbereitungs- und Transportphase.  

zustimmende Kenntnisnahme 

Änderung in „Störungen der 
oralen Phasen des Schluckak-
tes“ zur fachlichen Präzisie-
rung in Anlehnung an Prosie-
gel & Weber (2013). Dyspha-
gie: Diagnostik 

 

und Therapie. Springer. 

ja, Änderung in 
Störungen der 
oralen Phasen 
des Schluckak-
tes   
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 § 24 Sprechtherapie 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

68.  dbs § 24 sollte um die Schlucktherapie ergänzt 
werden oder ein eigener § für die 
Schlucktherapie eingeführt werden. Die ein-
zelnen Maßnahmen der Schlucktherapie 
sollten ergänzt werden. 

 siehe Nummer 8 nein 

69.  dbl Abs. 1:  
Die Sprechtherapie dient der Anbahnung, 
Wiederherstellung, Besserung und dem Er-
halt der koordinierten motorischen 
Sprechleistung und der damit in Zusam-
menhang stehenden Schädigungen des 
oralen Schluckaktes bzw. der Kaufunk-
tion.  
Abs. 2:  
sollte geändert werden in: Die Schluckthe-
rapie umfasst insbesondere Maßnahmen - 
zur Erlangung der Zungenund Lippenruhe-
lage, - Eutonisierung der Zungen-, Kiefer- 
und Gesichtsmuskulatur auch bei CMD, - 
des gaumengerichteten Schluckens, der 
gezielten Anbahnung und Förderung der 
Artikulation, der Sprechgeschwindigkeit, der 
koordinativen Leistung des Sprechappara-
tes, der Atmung sowie der Schluckorgane, 
ggf. unter Einbeziehung des sozialen Um-
feldes in das Therapiekonzept. 

Wir können nicht davon ausgehen, dass die 
gewünschten Sprechleistungen zuvor bestan-
den haben. Sie müssen bei Säuglingen, Klein-
kindern, Kindern und Jugendlichen angebahnt 
werden. 

zustimmende Kenntnisnahme, 

zum besseren Verständnis 
leichte Modifizierung erforder-
lich. 

Bei der Anbahnung handelt es 
sich um kein übergeordnetes 
Therapieziel sondern um eine 
therapeutische Teilmaßnahme, 
die in Absatz 2 verortet ist.  

 

ja, 

Absatz 1 soll 
wie folgt lauten: 

(1) Die 
Sprechtherapie 
dient der , Wie-
derherstellung, 
Besserung und 
dem Erhalt der 
koordinierten 
motorischen und 
sensorischen 
Sprechleistung 
sowie der Funk-
tion der oralen 
Phasen des 
Schluckaktes.“ 

70.  dba Abs. 1: zu streichen: Sprechen ist nicht Schlucken siehe Nummer 8 nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

„sowie des Schluckvorganges“ 

71.  dba Abs. 2 Spiegelstrich 4 zu streichen: 

„des Schluckvorganges in der oralen 
Phase,“ 

Sprech-Therapie ist keine Schluck-Therapie siehe Nummer 8 nein 

72.  dba zu ergänzen: 

§ 26 Schluck-Therapie 
(1) Die Schluck-Therapie dient der Wieder-
herstellung, Besserung und dem Erhalt des 
motorischen und sensorischen Schluckvor-
ganges in der oralen, pharyngealen und o-
esophagealen Phase. 

(2) Sie umfasst insbesondere Maßnahmen 
zum/zur 

- Aufbau, Verbesserung, Korrektur, 
ggf. Kompensation des krankheits-
bedingt eingeschränkten Funktions-
mechanismus der oralen Nahrungs-
aufnahme oder der orofazialen Mus-
kulatur 

- Regulation des Schluckvorgangs 
- Beseitigung der Dysfunktionen der 

Zungenmuskulatur 
- Besserung und Erhalt des oralen 

Schluckvorganges 
- ggf. unter Einbeziehung der Be-

zugspersonen 

s. Begründung zu § 2 siehe Nummer 8 nein 
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B-6.3 Stellungnahmen zum Heilmittelkatalog Zahnärzte  
 I. Maßnahmen der Physikalischen Therapie 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

73.  BZÄK Die BZÄK spricht sich für eine Substitution 
des Begriffs Physikalische Therapie durch 
den Begriff Physiotherapie aus. 

Anstelle des Begriffs Physikalische Therapie 
sollte die Bezeichnung Physiotherapie verwen-
det werden, da es sich hierbei um den Oberbe-
griff für die Krankengymnastik und die physika-
lische Therapie handelt. 

zustimmende Kenntnisnahme, 
siehe Nummer 12 

 

ja, siehe Num-
mer 12 

74.  DGMKG Leitsymptomatik Statt des Begriffs „Habits“  - myogene, psycho-
gene oder neurogene Parafunktionen der Kau-
muskulatur 

Kenntnisnahme, 

Konkretisierung des Begriffes 
in „orale Habits“, da dieser Be-
griff in der Fachliteratur ver-
wendet wird 

 

ja,  

im Heilmittelka-
talog wird unter 
„II.3 Orofaziale 
Funktionsstö-
rungen“ in der 
Spalte Leit-
symptomatik 
das Wort 
„„orale“ vor dem 
Wort „ Habits“ 
ergänzt 
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 I.1. Craniomandibuläre Störungen 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

75.  BZÄK Zu CRZ1: 
Die BZÄK stimmt dem Vorschlag der 
KZBV/PatV hinsichtlich der Verordnungs-
menge zu. 

Myofunktionelle Störungen sind häufig bedingt 
durch Habits der Patienten, so dass die physi-
otherapeutische Behandlung längerfristig an-
gelegt sein muss. Da der Zahnarzt die Indika-
tion zur Folgeverordnung durch eine Untersu-
chung verifizieren muss, ist es sinnvoller die 
Erstverordnungsmenge mit 10 anzugeben. 

Kenntnisnahme, Die medizini-
sche Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit einer generell 
auf 10 Einheiten erhöhte Ver-
ordnungsmenge je VO  ergibt 
sich nicht allein aus der Diag-
nose einer myofunktionellen 
Störung. Hierbei handelt es 
vielmehr sich um nach Genese 
und Ausprägung der Sympto-
matik heterogene Krankheits-
bilder, bei denen nicht generell 
von einer medizinischen Not-
wendigkeit für 10 Verordnun-
gen in der Erst- und Folgever-
ordnung ausgegangen werden 
kann. Auch eine erforderliche 
ärztliche Untersuchung zur 
Prüfung der Indikation zu einer 
Folgeverordnung, ergibt keine 
medizinische Indikation einer 
erhöhten Verordnungsmenge 
und wurde vom Stellungneh-
mer fachlich nicht begründet. 
Der Behandlungsverlauf und 
das Ansprechen auf die Thera-
pie sind aus medizinischer 
Sicht auch im zahnärztlichen 
Indikationsbereich innerhalb 
von 6 Therapieeinheiten beur-
teilbar 

KZBV und PatV: 
ja, analog der 
Position des 
GKV-SV   
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

76.  dbs CRZ2/Ergänzung  
Die craniomandibulären Störungen sollten 
um Maßnahmen der Sprachtherapie er-
gänzt werden, wenn sie mit einer begleiten-
den Sprech-, Sprach-, Schluck-, Stimm- o-
der Redeflussstörung einhergehen. 

 Kenntnisnahme, keine Ände-
rung  

Liegen sowohl cranio-
mandibuläre als auch Sprech- 
oder Sprachstörungen vor, ist 
die Verordnung von Sprech- 
und Sprachtherapie ebenfalls 
möglich 

nein 

 

77.  dbl CRZ2/Ergänzung  
II.4. Craniomandibuläre Störungen, so-
fern sie mit einer begleitenden Sprech-, 
Sprach-, Schluck-, Stimm- oder Rede-
flussstörung einhergehen  
Indikationsgruppe gemäß der Physikali-
schen Therapie zu CRZ2: Cranio-
mandibuläre Störungen mit prognostisch 
länger dauerndem Behandlungsbedarf ins-
besondere wegen multiplen, strukturellen o-
der funktionellen Schädigungen mit Beein-
trächtigungen alltagsrelevanter Aktivitäten 
wie das Kauen und/oder Sprechen und/o-
der den oralen Schluckvorgang bei - Fehl-
bildungssyndromen - angeborenen Fehlbil-
dungen (LKG) 

Leitsymptomatik gem. CRZ2 in der Physi-
otherapie unter Berücksichtigung der fol-
genden Ergänzung: 

- Nasalität 
- Dysphonien 

Entsprechend I.1. (Physikalische Therapie) 
Craniomandibuläre Störungen Ergänzungen 
aus der Logopädie. Zur Behandlung dieser Pa-
tientInnen ist das Heilmittel Krankengymnastik 
nicht ausreichend spezifisch. 

Die Behandlung kann beispielsweise durch die 
Behandlungsmethode PNF (propriozeptive 
Neuromuskuläre Fazilitation) erreicht werden. 
Durch die Fazilitation wird die Muskulatur akti-
viert, sowie die konzentrische und exzentri-
sche Muskelaktivität zur Erlangung einer bes-
seren Koordination stabilisiert. Diese Behand-
lung kann auch durch das Heilmittel Logopädie 
erfolgen. 

Kenntnisnahme 

siehe Nummer 76, darüber 
hinaus sind vertragszahnärztli-
che Verordnungen bei Störun-
gen der Stimme und des Re-
deflusses aufgrund § 1 Abs. 3 
Zahnheilkundegesetz nicht 
möglich. 

 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

- Schluck- , Kaufunktionsstörung 
- Schmerzen und Funktionsein-

schränkungen im Kiefergelenksbe-
reich 

Ziel: 
- Wiederherstellung des physiologi-

schen Schluckablaufs 
- Ausgleich des orofazialen Gleichge-

wichts 
- Erarbeiten der physiologischen Arti-

kulation 
- Überwindung der Nasalität 
- Wiederherstellung der physiologi-

schen Stimme 
- Abbau von Habits 

Heilmittel: 
Sprech-, Schluckund Stimmtherapie unter 
Einsatz begleitender bzw. vorbereitender 
logopädischmanueller Methoden 

78.  SHV I.I.1 Verordnungsmenge 
Der SHV hält jeweils „bis zu 10x/VO“ sowie 
die daraus resultierende Gesamtverord-
nungsmenge für angemessen.  

Aus unserer Sicht ist eine Beschränkung auf 6 
Termine der Komplexität der Behandlung nicht 
angemessen, die Verordnung von 6 Terminen 
ist aber in leichten Fällen möglich, wenn es 
lautet „bis zu 10x/VO“. In allen anderen Fällen 
führt es dazu, dass die Patienten nochmals in 
die Zahnarztpraxis müssen und bei einer 
Folgeverordnung in jedem Fall einen um 10 
Euro höheren Eigenanteil zu entrichten haben. 

siehe Nummer 75 siehe Nummer 
75 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

79.  VDB CRZ:  
ändern in „CM“ 

Der komplette Indikationsschlüssel passt nicht 
in die auf dem VO-Vordruck vorgegebenen 4 
Felder, Beispiel „CRZ1a“. Eine softwaremä-
ßige Umsetzung des fünfstelligen Indikations-
schlüssels wird sich nur mit sehr viel Aufwand 
realisieren lassen. Hier ist eine Veränderung 
der Indikationsgruppenbezeichnung auf z.B. 
„CM1“ geboten, so dass ein vollständiger 
Schlüssel mit maximal 4 Stellen z.B. lautet 
„CM1a“. 

Kenntnisnahme 

Umformulierung in „CD“ 
Bei der Abkürzung CSZ steht 
der Buchstabe C für chronifi-
ziert und nicht für cranio-
mandibulär. Die Buchstaben-
kombination CD steht beim In-
dikationsschlüssel CD1+2 für 
cranio-mandibuläre Dysfunkti-
onen. 

ja, 

im Heilmittelka-
talog wird die 
Abkürzung 
„CRZ“ durch 
„CD“  ersetzt  

80.  VDB CRZ1 b. und c.:  
KMT einführen 

Die KMT sollte als ergänzendes Heilmittel ver-
ordnungsfähig sein insbesondere zur Behand-
lung von Muskelhypertonie, Muskelspannungs-
störungen sowie zur Entspannung der Musku-
latur des craniomandibulären Systems. 

Kenntnisnahme,  

Keine Aufnahme von KMT, da 
sowohl KG als auch MT als 
verordnungsfähiges HM eben-
falls Weichteiltechniken zur 
Behandlung von Muskelspan-
nungsstörungen beinhaltet. 
siehe auch Nummern 29 und 
56 
 

nein 

 

81.  VDB CRZ1:  
Unterstützung Position von KZBV/PatV 

Der VDB unterstützt die Position von 
KZBV/PatV im Hinblick auf die Verordnungs-
mengen im Regelfall. Dem Gebot der Wirt-
schaftlichkeit der Versorgung wird besser 
Rechnung getragen, wenn 10 Behandlungen 
pro Verordnung durchgeführt werden können, 
weil damit der nächste Arztkontakt später statt-
findet und Verordnungen außerhalb des Re-
gelfalles seltener werden. Abweichungen der 

siehe Nummer 75  
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Verordnungsmenge nach unten richten sich 
nach § 11 Abs 1 u 2. 

82.  VDB CRZ2 b. c. und e. :  
KMT einführen 

Die KMT sollte als ergänzendes Heilmittel ver-
ordnungsfähig sein insbesondere zur Behand-
lung von Muskelhypertonie, Muskelspannungs-
störungen sowie zur Entspannung der Musku-
latur des craniomandibulären Systems. 

Kenntnisnahme, siehe Num-
mer 56 

Keine Aufnahme von KMT, da 
die sowohl KG als auch MT als 
verordnungsfähiges HM eben-
falls Weichteiltechniken zur 
Behandlung von Muskelspan-
nungsstörungen beinhaltet. 
siehe auch Nummern 29 und 
56 
 

nein 

 

83.  DGFDT Die Abkürzungen CRZ1+2 sollten ersetzt 
werden durch CDZ1+2 

Wenn bei der Abkürzung CSZ die Buchstaben 
C für craniomandibulär und S für Schmerzen 
stehen ist es verwirrend, wenn bei CRZ1+2 der 
Begriff craniomandibulär mit CR abgekürzt 
wird. Analog zum S für Schmerz sollte dann 
hier das D für Dysfunktion stehen, also CDZ1 
und CDZ2. 

Kenntnisnahme 

Umformulierung in „CD“ 
Bei der Abkürzung CSZ steht 
der Buchstabe C für chronifi-
ziert und nicht für cranio-
mandibulär. Die Buchstaben-
kombination CD steht beim In-
dikationsschlüssel CD1+2 für 
cranio-mandibuläre Dysfunkti-
onen. 

ja, 

im Heilmittelka-
talog wird die 
Abkürzung 
„CRZ“ durch 
„CD“ ersetzt  

84.  DGFDT CRZ1: 
Die DGFDT spricht sich nachdrücklich dafür 
aus, dass als 2. Vorrangiges Therapiemittel 

Neben der MT/KG ist die Massage eine wich-
tige und sinnvolle Erweiterung der Therapie. 
Sie bereitet den Patienten auf die MT oder KG 

Kenntnisnahme, siehe Num-
mer 56 

Keine Aufnahme von KMT, da 
die sowohl KG als auch MT als 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

die Massage verordnet werden kann und 
zusätzlich ein „ergänzendes Heilmittel“. 

vor. Weitere Ausführungen sie oben zu §11 
(3). 

verordnungsfähiges HM eben-
falls Weichteiltechniken zur 
Behandlung von Muskelspan-
nungsstörungen beinhaltet. 
siehe auch Nummern 29 und 
56 
 

85.  DGFDT I.I.1 Verordnungsmenge 
Die Erstverordnung sollte bis 10x/VO um-
fassen. 

Bei schwereren Fällen, die eine zweimalige (in 
Ausnahmefällen dreimalige) Behandlung / Wo-
che erfordern ist die Möglichkeit einer Verord-
nung von 10 Anwendungen sinnvoller, um eine 
Wiedervorstellung d. Pat nach Ablauf eines 
Monats zu ermöglichen, andernfalls konkurriert 
die notwendige Wiedervorstellung d. Pat. beim 
Zahnarzt mit der PT, da die Patienten in der 
Regel auch andere Pflichten in Ihrem Leben 
(Arbeit, Familien, Pflege) haben und daher 
nicht unbegrenzt Termine ermöglichen kön-
nen. Schon 2 Termine PT/Woche sind für viele 
Patientinnen und Patienten eine schwere Be-
lastung. Zudem entsteht durch eine zu 
schnelle Wiedervorstellung zusätzlicher Unter-
suchungsaufwand sowie ein erneuter Bürokra-
tieaufwand entsprechend der Bürokratiekos-
tenermittlung in den tragenden Gründen. Im 
Einzelfall kann der Zahnarzt/die Zahnärztin ja 
problemlos die Anzahl der Anwendungen auf 6 
beschränken. 

siehe Nummer 75 siehe Nummer 
75 

86.  DGKFO CRZ1 Strukturelle Veränderungen und/oder funktio-
nelle Dysbalancen der orofazialen Muskulatur 

siehe Nummer 75 siehe Nummer 
75 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

KG/MT als vorrangiges oder ergänzendes 
Heilmittel auch bei Jugendlichen und Er-
wachsenen mit Gelenkfunktionsstörungen/ 
Schmerzen sowie mit Behinderungen 
(neuro-muskulären Bewegungsstörungen) 
und angeborenen cranio- und orofazialen 
Fehlbildungen (z.B. LKG-Fehlbildungen, 
Oto-mandibuläre Dysplasien, Trisomie 21) 
sind aus medizinischer Sicht wichtig. 

und der Muskulatur des Halses, ggf. asymmet-
rischer  Muskelfunktionen, könnten gezielt un-
terstützend trainiert werden. Begleitende/er-
gänzende Therapien  tragen somit  zur Norma-
lisierung physiologischer Muskelfunktionen er-
heblich bei. Dieser Aspekt ist medizinisch äu-
ßerst relevant. Die Gesamtverordnungsmenge 
sollte sich nach den Empfehlungen der 
KZBV/PatV richten. 

Zusätzlich gilt es eine Reduktion eventueller 
Schmerzen und eine Funktionsverbesserung 
der Kiefergelenke zu erreichen. 

 

87.  DGKFO CRZ2 
KG/MT ist ergänzend bei craniomandibulä-
ren Störungen mit Beeinträchtigung alltags-
relevanter Aktivitäten (Kauen/Sprechen/ora-
ler Schluckvorgang) sind insbesondere bei 
Fehlbildungssyndromen und bei angebore-
nen Fehlbildungen (z.B. LKG-Fehlbildun-
gen) medizinisch nicht zu unterschätzen 
und damit Therapie-relevant. 

Besserung und Rekoordinierung der orofazia-
len – und der Kaumuskulatur, um alltagsrele-
vante Aktivitäten zu trainieren und evtl. Mus-
kelhyper- oder –hypotonien zu verbessern. 
Dies besitzt besondere medizinische Bedeu-
tung in Bezug auf kieferorthopädische Diagno-
sen. 

Kenntnisnahme 

 

nein 

 

88.  DGMKG I.1. Frequenzempfehlung  

1 bis 2 wöchentlich statt 1 bis 3 

Therapiedauer ggf. zu kurz, höhere Motivation 
und bessere Voraussetzung für Eigenübungs-
programm bei geringere Frequenz 

Kenntnisnahme 

Die Frequenzempfehlung ist 
optional und wird individuell 
auf den jeweiligen Pat.fall an-
gepasst. 

nein 

89.  DGMKG CRZ2 Bei diesen Patienten ist ebenfalls eine längere 
Langzeitbetreuung und –therapie erforderlich 

Kenntnisnahme, nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Indikationsgruppen (CRZ2) erweitern: auch 
chronische systemische Erkrankungen mit 
Beteiligung des craniomandibulären Sys-
tems wie z.B: rheumatische Erkrankungen 

es handelt sich um eine nicht-
abschließende Aufzählung und 
wäre damit auch erfasst. 

90.  DGZMK (AK 
PP) 

CRZ1  

Der AKPP stimmt dem Vorschlag der 
KZBV/PatV hinsichtlich der Verordnungs-
menge zu. 

Ergänzung der Heilmittel Kategorie B um 
„Massage“ 

Insbesondere bei Zustand nach Tumorerkran-
kung oder orthognathen Operationen sind län-
gerfristige Therapien unumgänglich.  Gerade 
angesichts dieser Patientengruppen und vor 
dem Hintergrund des Therapieziels sei an die-
ser Stelle nochmals betont, dass eine Unter-
brechung länger als 14 Kalendertage möglich 
sein sollte. 

Die Ergänzung um den Aspekt „Massage“ 
ergibt sich aus der Notwendigkeit, dass vor al-
lem initial bestehende „Versteifungen der ora-
len Muskulatur“ als Folge von Fehl- und 
Schonhaltungen kurzfristig therapiert werden 
müssen, um nach entsprechender Entlastung 
ein physiologisches Übungsprogramm mit den 
Patienten trainieren zu können. Ohne dem 
wird ein Übungsprogramm deutlich länger 
massiv von schmerzbedingten Schonhaltun-
gen überlagert und die Therapiedauer unnötig 
prolongiert. (§ 11 (3) entsprechende Änderung, 
dass 3 Heilmittel je Verordnung möglich sind, 
neben einem vorrangigem, je 1 ergänzendes 
und ein optionales; s.o.) 

zur Verordnungsmenge: siehe 
Nummer 75 

zur Massage:  

Kenntnisnahme: Es sind keine 
optionalen Heilmittel (Katego-
rie B) vorgesehen und im übri-
gen wird auf Nummer 31 ver-
wiesen. Zudem ist die Normali-
sierung des Muskeltonus bei 
möglichen bestehenden initia-
len Versteifungen der oralen 
Muskulatur durch Weichteil-
techniken, als Bestandteil der 
MT abgedeckt. siehe ebenfalls 
Nrn. 29,56 und 80 

 

 
siehe Nr. 75 

91.  DGZMK (AK 
PP) 

CRZ2 Die Rehabilitation nach Tumoroperation und 
auch die Behandlung von Fehlbildungssyndro-
men zieht sich in der Regel über mehrere 

Kenntnisnahme, Erhöhung Ge-
samtvolumen: Wenn ein weite-

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Das Gesamtvolumen sollte auf 40 erhöht 
werden 

Ergänzung der Heilmittel Kategorie B um 
„Massage“ analog zu CRZ 1 

Jahre. Um sowohl eine initial intensive Be-
handlung als auch eine längerfristige beglei-
tende Behandlung zu ermöglichen ist eine Er-
höhung des Gesamtvolumens erforderlich.  

rer Behandlungsbedarf be-
steht, kann diese über die Ver-
ordnung außerhalb des Regel-
falls durchgeführt werden § 7 
Abs. 1 S.1. 

Ergänzung der Heilmittel Ka-
tegorie B 
Es sind keine optionalen Heil-
mittel vorgesehen. 

 

92.  DGZMK (Gna-
thologischer 
Arbeitskreis 
Stuttgart e.V.) 

Gesamtverordnungsmenge erhöhen, 
bzw. offenhalten 

Es sollte dem Rechnung getragen werden, 
dass in dieser Indikationsgruppe Störungen mit 
kurzzeitigem und mittelfristigem Behandlungs-
bedarf zusammengefasst sind. Für einige der 
funktionellen, besonders aber der strukturellen 
Schädigungen werden mitunter deutlich mehr 
Sitzungen benötigt und auch das Patientenal-
ter sowie deren allgemeiner Gesundheitszu-
stand sind entscheidend für ein frühes oder 
spätes Erreichen des Behandlungszieles. 
Diese Unterschiede sollten sich in der Verord-
nung niederschlagen. So fordert auch die Heil-
mittel-Richtlinie für Zahnärzte die Einbezie-
hung patientenindividueller Faktoren: „Die Indi-
kation für die Verordnung […] ergibt sich nicht 
aus der Diagnose allein, sondern nur dann, 
wenn unter Gesamtbetrachtung der strukturel-
len/funktionellen Schädigungen […] und unter 
Berücksichtigung individueller Kontextfaktoren 
eine Heilmittelanordnung notwendig ist“ (§3 

Siehe Nummer 91 

 

nein 
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Abs.3 HeilM-RL ZÄ). Der behandelnde Zahn-
arzt sollte einzelfallabhängig entscheiden kön-
nen, wie häufig und wie lange das Heilmittel 
anzuwenden ist. 
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 I.2. Fehlfunktionen bei angeborenen cranio- und orofazialen Fehlbildungen und Fehlfunktionen bei Störungen des ZNS 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

93.  DGOOC Ergänzung der Krankengymnastik durch Manu-
elle Therapie  
Von Seiten der DGOOC wird vorgeschlagen, wie 
bei den „Craniomandibulären Störungen bei der 
Therapie von Fehlfunktionen infolge angeborener 
cranio- und orofazialer Fehlbildungen bzw. Fehl-
funktionen infolge Störungen des ZNS zur Kranken-
gymnastik auch die Manuelle Therapie zu ergän-
zen.  

Es geht neben der Behandlung der 
ZNS-Störungen immer auch um eine 
notwendige Behandlung des Gelenkes 
und hier speziell des Gelenkspiels 
(joint play) sowie der reflektorischen 
Interaktion Gelenk – Muskel, wobei 
vorrangig manuelle Techniken genutzt 
werden. 

Kenntnisnahme; siehe Nr. 54 

 

siehe Nr. 54 

 

94.  BZÄK ZNSZ:  
Die BZÄK unterstützt die Aufnahme dieser speziel-
len Patientengruppe.  

Die Aufnahme dieser speziellen Pati-
entengruppe mit angeborenen und/o-
der zentralnervösen Störungen ist 
sinnvoll.  

zustimmende Kenntnisnahme 

 
siehe Nr. 54 

 

95.  DGFDT Aufnahme der Verordnungsfähigkeit durch Zahn-
ärzte/Zahnärztinnen gemäß Votum der KZBV und 
PatV im Rahmen §19 

Hier gelten analog die Ausführungen 
zu §19 und mithin sollte die Verord-
nung dem Zahnarzt möglich sein. 

zustimmende Kenntnisnahme 

 
siehe Nr. 54 

 

96.  DGKFO ZNSZ:  
KG-ZNS/ KG-ZNS-Kinder bei der genannten Pati-
entengruppe mit neuromuskulären Bewegungsstö-
rungen medizinisch von hoher klinischer Bedeutung 

Korrektur von pathologischen Funkti-
onsmustern der mimischen Muskula-
tur, der Zungen-, Kau- sowie der 
Schlundmuskulatur mit dem Ziel der 
Funktionsverbesserung unterstützend 
zu kieferorthopädischen und kieferchi-
rurgischen Therapiekonzepten. Die 
Gesamtverordnungsmenge ist wie von 
der KZBV/PatV empfohlen, uneinge-
schränkt zu befürworten. 

zustimmende Kenntnisnahme 

 

siehe Nr. 54 
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am Be-
schluss-
entwurf 

97.  DGZMK (AK 
PP) 

ZNSZ 
Der AKPP unterstützt die Aufnahme dieser speziel-
len Patientengruppe.  

Die Aufnahme dieser speziellen Pati-
entengruppe mit angeborenen und/o-
der zentralnervösen Störungen ist 
sinnvoll.  

zustimmende Kenntnisnahme 

 

siehe Nr. 54 
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 I.3. Chronifiziertes Schmerzsyndrom 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

98.  DGOOC Verordnungsmenge von Heilmittelanwendun-
gen beim chronifizierten Schmerzsyndrom  
Beim chronifizierten Schmerzsyndrom werden 
nach Ansicht der DGOOC aufgrund der chroni-
schen Schmerzstörung mit somatischen und 
psychischen Faktoren bei der Verordnungs-
menge durchaus bis zu 10 Therapieeinheiten je 
Verordnung - mit einer Frequenz von ein- bis 
dreimal wöchentlich, sowohl bei Erstverordnung 
als auch bei Folgeverordnung, mit bedarfsweise 
insgesamt bis zu 20 Einheiten - für sinnvoll er-
achtet. 

[…] aufgrund der chronischen Schmerz-
störung […] 

Kenntnisnahme, siehe Nr. 54 

 

siehe Nr. 54 

 

99.  DGOOC Manuelle Therapie bei chronifizierten 
Schmerzsyndromen  

Keine Aufnahme des Heilmittels „Manuelle The-
rapie“ (MT) bei der Indikation „chronifiziertes 
Schmerzsyndrom“ 

Für die Aufnahme des Heilmittels „Manu-
elle Therapie“ (MT) bei der Indikation 
„chronifiziertes Schmerzsyndrom“ gibt es 
bislang keinen nachgewiesenen Nutzen / 
keine Evidenz. Die für die vertragsärztli-
che Versorgung geltende HeilM-RL als 
bislang einzige HeilM-RL sieht MT bei der 
Indikation „chronifiziertes Schmerzsyn-
drom“ nicht vor. 

Kenntnisnahme, Keine Zustim-
mung. 

Die Aufnahme des Heilmittels 
Manuelle Therapie unter der 
Indikationsgruppe der chronifi-
zierten Schmerzsyndrome in 
die vertragszahnärztlichen 
Versorgung begründet sich 
dadurch, dass die in Einzelthe-
rapie durchzuführenden Tech-
niken der Manuellen Therapie 
u.a. der Schmerzlinderung 
durch Weichteiltechniken und 
Mobilisation der Kiefergelenke 
dienen, welche im zahnärztli-
chen Bereich häufiger Ursache 
von chronischen Schmerzsyn-
dromen sind. Beispielhaft sei-

nein 
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am Be-
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entwurf 

en hier die craniomandibulären 
Dysfunktionen genannt. 

100.  BZÄK CSZ:  
Die BZÄK folgt den Vorschlägen der KZBV/PatV 
hinsichtlich der Verordnungsmenge und der 
Therapieoptionen (Krankengymnastik / Manuelle 
Therapie). 

Analog zu den Ausführungen unter CRZ1 
folgt die BZÄK dem Vorschlag der 
KZBV/PatV hinsichtlich der Verordnungs-
menge 10, siehe auch unter CRZ1. Zu 
den Physiotherapien sollte neben der 
Krankengymnastik auch die manuelle 
Therapie aufgenommen werden, da sie 
insbesondere bei den besonderen Struk-
turen im Mund-, Kiefer, Gesichtsbereich 
eine erfolgreiche Behandlungsmethode 
darstellt. Die manuelle Therapie findet 
auch heute schon bei der Behandlung 
chronischer Schmerzustände Anwen-
dung. 

Aufnahme MT: zustimmende 
Kenntnisnahme 
Verordnungsmenge: 
Kenntnisnahme, siehe Nr. 105  

siehe Nr. 105 

101.  SHV I.3 
Der SHV hält jeweils „bis zu 10x/VO“ sowie die 
daraus resultierende Gesamtverordnungsmenge 
für angemessen.  

Aus unserer Sicht ist eine Beschränkung 
auf 6 Termine der Komplexität der Be-
handlung nicht angemessen, die Verord-
nung von 6 Terminen ist aber in leichten 
Fällen möglich, wenn es lautet „bis zu 
10x/VO“. In allen anderen Fällen führt es 
dazu, dass die Patienten nochmals in die 
Zahnarztpraxis müssen und bei einer 
Folgeverordnung in jedem Fall einen um 
10 Euro höheren Eigenanteil zu entrichten 
haben. 

Kenntnisnahme, siehe Nr. 
105 
 

siehe Nr. 105 

102.  SHV I.3 …da die Diagnose häufig erst nach langer 
Krankheitsgeschichte gestellt wird.Bis zu 
diesem Zeitpunkt wurden in vielen Fällen 

zustimmende Kenntnisnahme nein 
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Derzeit werden beim chronifizierten 
Schmerzsyndrom durchaus Verordnungen über 
Manuelle Therapie im Rahmen der zahnärztli-
chen Versorgung ausgestellt. Wir befürworten 
daher die Aufnahme des Heilmittels Manuelle 
Therapie bei der Indikation „chronifiziertes 
Schmerzsyndrom“, … 

schon Heilmittelverordnungen für angren-
zende Regionen ausgestellt, häufig mit 
Manueller Therapie. Grund hierfür ist, 
dass man mithilfe der Manuellen Therapie 
Funktionsstörungen am Bewegungsappa-
rat auf verschiedenen Ebenen behandeln 
kann. Hierzu gehört die Gelenkmobilisa-
tion, Kräftigung, Dehnung und Weichteil-
mobilisation. All diese Techniken sollen 
bei den Patienten zur Linderung, bzw. Be-
hebung der Symptome führen. Wenn der 
Zahnarzt zu Rate gezogen wird und das 
chronifizierte Schmerzsyndrom im Kiefer-
gelenksbereich diagnostiziert, wird er die 
vorherige Patientenakte hinzuziehen. 
Wurde hier schon einmal Manuelle Thera-
pie verordnet und der Patient berichtet, 
dass es Linderung, jedoch keine 
Schmerzfreiheit aufgrund der falschen Lo-
kalisation, gegeben hat, kann der Zahn-
arzt dies weiter verordnen. Alle Techniken 
der Manuellen Therapie zielen auf eine 
Schmerzlinderung ab, die dem Patienten 
in seinem Krankheitsbild eine deutliche 
Erleichterung bringen können. 

103.  VDB CSZ:  
Unterstützung Position von KZBV/PatV  

Manuelle Therapie: Der VDB unterstützt 
die Position von KZBV/PatV im Hinblick 
auf die Verordnungsfähigkeit der Manuel-
len Therapie. Die Manuelle Therapie er-
weitert die Optionen zur Ursachenbe-
kämpfung insbesondere dann, wenn 
durch Eigenbewegung des Patienten im 

Aufnahme MT: zustimmende 
Kenntnisnahme, ist auch Po-
sition GKV-SV 
Verordnungmenge: 

siehe Nr. 105 
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am Be-
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entwurf 

Rahmen der KG Schmerzgrenzen nicht 
überwunden werden können. 

Verordnungsmengen: Der VDB unter-
stützt die Position von KZBV/PatV im Hin-
blick auf die Verordnungsmengen im Re-
gelfall. Dem Gebot der Wirtschaftlichkeit 
der Versorgung wird besser Rechnung 
getragen, wenn 10 Behandlungen pro 
Verordnung durchgeführt werden können, 
weil damit der nächste Arztkontakt später 
stattfindet und Verordnungen außerhalb 
des Regelfalles seltener werden. Abwei-
chungen der Verordnungsmenge nach 
unten sind im Einzelfall möglich (§ 11 Abs 
1 u 2), nach oben nicht. 

siehe Nr. 105Kenntnisnahme, 
siehe Nr. 105  
 

104.  VDB CSZ:  
KMT einführen 

Die KMT sollte als ergänzendes Heilmittel 
verordnungsfähig sein insbesondere zur 
Behandlung von Muskelhypertonie, Mus-
kelspannungsstörungen sowie zur Ent-
spannung der Muskulatur des cranio-
mandibulären Systems. 

Kenntnisnahme,  

Keine Aufnahme von KMT, da 
sowohl KG als auch MT als 
verordnungsfähiges HM eben-
falls Weichteiltechniken zur 
Behandlung von Muskelspan-
nungsstörungen beinhaltet. 
siehe auch Nummern 29 und 
56 

 

nein 

 

105.  DGFDT Aufnahme des Heilmittels Manuelle Therapie, 
Verordnungsmenge bis zu 10x/VO; Gesamtver-
ordnungsmenge bis zu 20 Einheiten 

Die Position Bänke und PatV ist nachvoll-
ziehbar und zielt inhaltlich darauf ab, dass 
„die damit verbundenen Schmerzen (…) 
im Rahmen der Bewegungstherapie einer 

Aufnahme MT: 
zustimmende Kenntnisnahme 

Verordnungsmenge:  

Verordnungs-
menge: KZBV 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

148 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
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Besserung zugeführt werden, indem die 
Gelenkbeweglichkeit sowie die Durchblu-
tung der Muskeln gefördert werden.“ 

Nach der Position des Vorsitzenden ist 
dabei formal die Aufnahme des Heilmittels 
Manuelle Therapie vom Nachweis der 
Wirksamkeit abhängig. Nachweise hierzu 
liegen vor, exemplarisch in der Deutschen 
Dissertation des ausgewiesen kundigen 
Physiotherapeuten Stelzenmüller aus 
Frankfurt, u.a. Autor eines Standardwer-
kes aus dem Thieme-Verlag und Gewin-
ner eines Tagungsbestpreises der 
DGFDT. (Evaluation der Wirksamkeit von 
Physiotherapie bei craniomandibulärer 
Dysfunktion (CMD) mit Hilfe von 
Schmerzlokalisierungsbogen und Oberflä-
chen-EMG 

Dissertation zur Erlangung des Grades ei-
nes Doktors der Theoretischen Medizin 
der Medizinischen Fakultät der Universität 
des Saarlandes, 2013). Darin wird zu-
nächst die vorhandene Literatur aufberei-
tet und wie folgt zusammengefasst (Lite-
raturangaben aus der Dissertation in 
Klammern): 

„Die Unterscheidung zwischen manueller 
Therapie und anderen physiotherapeuti-
schen Techniken findet sich ab den begin-
nenden 1980er Jahren z.B. bei Weisberg 
und Friedman[201]. Danach wurde der 

 

Kenntnisnahme 

Eine Verordnungsmenge bis 
zu 10  Einheiten in der Erst- 
und Folgeverordnung und ei-
ner Gesamtverordnungs-
menge bis zu 20 Einheiten im 
Regelfall wird als fachlich nicht 
begründet abgelehnt. 

Im vertragsärztlichen Bereich 
werden unter der Indikation 
„chronifiziertes Schmerzsyn-
drom" für die Behandlung von 
Schmerzen, Bewegungsstö-
rungen, Funktionsstörungen, 
Muskelspannungsstörungen 
etc. bei den Erkrankungen 

- Phantomschmerzen nach 
Amputationen 

- Neuralgie, Kausalgie 

- Neuropathischen Schmerzen 

- Chronischem regionalem 
Schmerzsyndrom (Synonym 
Morbus Sudeck) 

- Fibromyalgie 

als Behandlungsfrequenz in 
der Erst- und Folgeverordnung 
ebenfalls jeweils bis zu 6 Ver-

und PatV: ana-
log der Position 
des GKV-SV 
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Begriff manuelle Therapie und Techniken 
der manuellen Therapie u.a. von Gelb[64] 
1985, Hansson[77] 1988, Bell[11] und 
Okeson 1989 und 1990 eingeführt. Des 
Weiteren wurde der Einsatz von manuel-
ler Therapie bei CMD z.B. in Studien von 
dos Santos[46] 1995, Fink[55] 2001, Med-
lincott und Harns[124] 2006 überprüft und 
wird bis heute bei der Therapie von 
CMD[180] eingesetzt.“ 

Die existente Literatur wurde nach den 
Behandlungsarten wie folgt unterteilt er-
fasst: 

„In Studien wurden die folgenden Thera-
pieformen untersucht: 

- Manuelle Therapie 
[94,95,187,201,203,64,65,123,46,
117,135,23,55,68,56,101,177] 

- Kombination verschiedener The-
rapieformen mit manueller Thera-
pie 
[61,27,76,77,11,144,96,182,45,44
,23,199,188,124,121,101,2,3,179,
180] 

- Allgemeine Krankengymnastik, 
Haltungsschulung 
[165,100,168,43,58,109,157,140-
142] 

- Physikalische Therapie: Wärme 
oder Kälte [78,73,27,12] 

ordnungen und daraus folgend 
eine Gesamtverordnungsmen-
ge des Regelfalles von 18 Ver-
ordnungen angesetzt. Unter 
diesen Erkrankungen befinden 
sich vorwiegend chronische 
und multilokuläre ausgebrei-
tete Schmerzsyndrome, 
Schmerzsyndrome mit stark 
ausgeprägter Schmerzintensi-
tät (z.B. Phantomschmerzen) 
sowie Schmerzsyndrome, die 
verschiedene sensible Qualitä-
ten betreffen und zusätzlich 
Störungen des vegetativen 
Nervensystems umfassen (z. 
B. Neuropathie).  

Die im Heilmittel-Katalog ge-
nannten zahnärztlichen Be-
schwerde- und Krankheitsbil-
der verursachen einen ähnli-
chen Bedarf an Heilmittelbe-
handlung. Vor diesem Hinter-
grund ist der Vorschlag, die 
Verordnungsmenge bereits in 
der Erst- und Folgeverordnung 
auf 10 Verordnungen und die 
Gesamtverordnungsmenge 
des Regelfalles auf 20 Verord-
nungen zu erhöhen, medizi-
nisch nicht nachvollziehbar. 
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Die meisten der o.g. Studien bestätigen 
der manuellen Therapie eine hohe Wirk-
samkeit, die bei Bedarf mit Techniken der 
allgemeinen Physiotherapie (z.B. Arbeit 
an der Körperhaltung) gekoppelt werden 
kann. Die Techniken der Mobilisation wur-
den bereits von Evjent und Kaltenborn 
Mitte der 1960er Jahre z.T. durch Rönt-
genbilder nachuntersucht[94].“ 

Fasst man die verschiedenen Punkte zu-
sammen, so ergibt sich: 

- Das aus den Positionen Bänke 
und PatV resultierende Ziel wird 
durch die Manuelle Therapie er-
reicht. 

- Die Vorgabe des Vorsitzenden, 
dass die Wirksamkeit der Manuel-
len Therapie belegt sein müsse, ist 
nach der vorliegenden Literatur 
grundsätzlich erfüllt. 

- Demnach sollte eine Verordnung 
von Manuelle Therapie möglich 
sein, zumal damit für die Verkehrs-
kreise der Umgang mit der Verord-
nung erleichtert wird, weil sich die 
Handhabung der Indikationsgrup-
pen gleicht. 

- Als weiteres vorrangiges Thera-
piemittel muss es möglich sein, die 
Massage zur Vorbereitung der MT 
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oder KG verordnen zu können 
(siehe oben unter § 11 (3)). 

Da praktisch das initiale Behandlungsziel 
sich bei den Gruppen CRZ (besser CDZ, 
siehe oben) und CSZ gleicht gelten die 
Ausführungen zur Position der KZBV im 
Vergleich zur Position des GKV-SV hier 
analog, es sollte entsprechend dem Vor-
schlag der KZBV und des PatV bis zu 
10x/VO und bis zu einer Gesamtverord-
nungsmenge von 20 Einheiten verordnet 
werden. 

106.  DGKFO CSZ: 
Die KG ist als vorrangiges Heilmittel bei den ge-
nannten Indikationsgruppen therapeutisch hoch 
relevant 

Schmerzlinderung, Entlastung der Ge-
lenkstrukturen und Verbesserung der 
schmerzbedingten Funktionseinschrän-
kungen sind vorrangig. Der von der 
KZBV/PatV empfohlenen Gesamtvord-
nungsmenge ist zuzustimmen. 

Kenntnisnahme, siehe Nr. 
105 
 

siehe Nr. 105 

107.  DGMKG Ergänzung um schmerzhafte Trigeminusneuro-
pathie , alt. Neuropathische Beschwerden 

Überbegriff für die aufgeführten Erkran-
kungen wie atypische Odontalgie 

Kenntnisnahme, zur Klarstel-
lung wird in der Spalte Indikati-
onsgruppe folgende Änderung 
vorgenommen: Ergänzung der 
Formulierung: 

„Folgen nach oder bei neuro-
pathischen Erkrankungen im 
Mund- und Kieferbereich“ 

Streichung der Formulierung:  

ja, Aufnahme  

„Folgen nach o-
der bei neuropa-
thischen Erkran-
kungen im 
Mund- und Kie-
ferbereich“ 

Streichung „Per-
sistierendem idi-
opathischenGe-
sichtsschmerz“ 
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„Persistierendem idiopathi-
schenGesichtsschmerz“ 

 

108.  DGZMK (AK 
PP) 

CSZ:  
Der AKPP folgt den Vorschlägen der KZBV/PatV 
hinsichtlich der Therapieoptionen (KG/MT) und 
den Vorschlägen der GKV-SV hinsichtlich der 
Verordnungsmenge 

Da Patienten mit chronifizierten Be-
schwerden  in der Regel verschiedene 
Therapiemaßnahmen erfahren haben und 
es sehr wahrscheinlich ist, dass Kranken-
gymnastik und manuelle Therapie bereits 
in Anspruch genommen wurden auf dem 
Weg zu dieser Diagnose, sind 6 VO aus-
reichend, um Eigenübungen zu erlernen, 
ohne dass durch weitere Maßnahmen der 
Aspekt der „somatisch fixierten Chronifi-
zierung“ intensiviert wird.  

Die Aufnahme der manuellen Therapie 
stellt in jedem Fall eine sinnvolle Ergän-
zung des Therapiespektrums dar.  

Aufnahme MT: zustimmende 
Kenntnisnahme 
Verordnungmenge: 
Kenntnisnahme, siehe Nr. 105  

siehe Nr. 105 

109.  DGZMK (Gna-
thologischer 
Arbeitskreis 
Stuttgart e.V.) 

als Heilmittel auch weitere Therapien zulassen, 
z.B. manuelle Therapie  

Aufgrund der großen Divergenz der ange-
gebenen Indikationsgruppen und die Ein-
beziehung idiopathischer Schmerzen, hal-
ten wir es nicht für sinnvoll, lediglich ein 
Heilmittel (KG) zuzulassen. Für unsere 
Patienten mit diesem Beschwerdebild 
streben wir eine größere Auswahl an. 
Eine Verordnung für diesen Patienten-
kreis darf nicht auf eine Ja/Nein-Entschei-
dung reduziert werden.  

zustimmende Kenntnisnahme 
zur Aufnahme manueller The-
rapie 

nein 
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110.  DGZMK (Gna-
thologischer 
Arbeitskreis 
Stuttgart e.V.) 

Verordnungsmenge  

10x/VO, Gesamtverordnungsmenge des Regel-
falls erhöhen, bzw. offenhalten 

Eine Verordnungsmenge von nur 6 Ein-
heiten pro Verordnung ist gerade beim 
chronifizierenden Charakter dieses Be-
schwerdebildes nicht ausreichend. Wird 
diese Diagnose gestellt, ist ein akutes 
Schmerzgeschehen, also ein mit kurzfris-
tigen Mitteln wirksam therapierbares, 
schon ausgeschlossen worden. Die medi-
zinisch sinnvolle Festlegung der Gesamt-
menge der Verordnungen sollte aus dem-
selben Grund dem behandelnden Zahn-
arzt obliegen. Wir gehen davon aus, dass 
in vielen Fällen „im Rahmen der Gesamt-
versorgungsmenge“ von nur 18 Einheiten 
des Regelfalls, „das angestrebte Thera-
pieziel“ nicht „erreicht werden kann“ (ge-
mäß §6 Abs. 3 HeilM-RL ZÄ) 

siehe Nr. 105siehe Nr. 105 
Kenntnisnahme, siehe Nr. 
105 
 

siehe Nr. 105 
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 I.4. Lymphabflussstörungen 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Ände-
rungsvorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

111.  DGL LYZ1 GKV-SV:  
Einfügen nach tumorchi-
rurgischen Eingriffen 
u./o. strahlentherapeuti-
schen Behandlungen 
mit Unterbr..... 

Sehr oft wird eine zusätzliche Strahlentherapie durchgeführt, wel-
che die Lymphabflußstörung dramatisch verstärkt. 

Zustimmung 

 

ja, Ergänzung 
„oder strahlen-
therapeutischer 
Behandlung“ in 
der Spalte Indi-
kationsgruppe 
unter LYZ 1 und 
LYZ 2 

112.  DGL LYZ2 Spalte HMV  

im Regelfall unter B er-
gänzen: Bewegungsthe-
rapie 

Die Bewegungstherapie/Übungsbehandlungen stellen einen wich-
tigen Teilaspekt der kombinierten Entstauungstherapie bei 
Lymphödemen dar, besonders wenn Bandagieren nur einge-
schränkt möglich ist, wie z.B. bei Kopf/Halslymphödemen. Bei 
schwergradigen Lymphödemen, besonders nach zusätzlicher Be-
strahlung, bestehen oft massive Radiofibrosen mit daraus resultie-
renden Bewegungseinschränkungen, chronischen Schmerzzu-
ständen, Schluckbeschwerden. In diesen Fällen ist eine zusätzli-
che Übungsbehandlung erforderlich. Nur die Übungsbehandlung 
(HMR Positionsnummer 20301)ist mit der manuellen Lymph-
drainage  (MLD) in einer Verordnung kombinierbar; Physiothera-
pie erfordert eine zusätzliche Verordnung.) 

zustimmende Kenntnisnahme 

Ergänzung von „Übungsbe-
handlung“ als ergänzendes 
Heilmittel 

ja, Ergänzung 
von „Übungsbe-
handlung “ als 
ergänzendes 
Heilmittel in LYZ 
1-2 und Auf-
nahme in § 19 
der RL 

113.  DGL Einteilung LYZ1 bis 
LYZ3  

Für uns stellt sich die 
Frage, ob es sinnvoll ist, 
die vertragsärztliche  
Einteilung LY1 bis LY3 
für den zahnärztlichen 
HM-Katalog in der Form 
zu abzuändern, dass a) 

Bei LY1 handelt es sich um keine Lymphödeme, sondern um 
i.d.R. passagere Lymphabflussstörungen: Diese finden sich bei 
traumatischen/postoperativen Schwellungssituationen, die auf 
eine MLD sehr gut ansprechen, bei denen aber nur ein kurzes 
Zeitfenster von maximal 10 Behandlungen ausreicht.                                                                                                                        
Bei schwergradigen Lymphödemen im Kopf/Halsbereich nach 
ausgedehnten zahnärztlich-kieferchirurgischen Eingriffen wegen 
maligner Tumoren ist als komplette Entstauungstherapie durch-
aus die Behandlung des gesamten Schultergürtels als erster Teil 
der mindestens 45 minütigen Behandlung erforderlich.  Es wird 

PatV & KZBV: Kenntnis-
nahme, siehe lfd. Nr. 118 

 

siehe lfd. Nr. 
118 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Ände-
rungsvorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

in LYZ1 auch LO nach 
Tumorbehandlungen 
Eingang finden und b) 
LYZ 3 aufgegeben wird. 

also die zitierte „Großbehandlung“ von mehreren Körperteilen 
durchgeführt wie sie im vertragsärztlichen Heilmittelkatalog für 
das LY3 vorgesehen ist. U.E. handelt es sich bei diesen Fällen-
durchaus auch um Behandlungsfolgen ausschließlich kieferchirur-
gisch/zahnärztlicher Behandlungen. Wir würden vorschlagen, 
LYZ3 zu erhalten, um eine bessere Differenzierung unterschiedli-
cher Grade einer Lymphabflußstörung zu ermöglichen 

114.  BZÄK Die BZÄK befürwortet 
die Aufnahme von LYZ3 
als separate Indikations-
gruppe, wodurch die Er-
wähnung dieser Indikati-
onsgruppe in LYZ1-2 
entfällt. 

Die eigenständige Indikationsgruppe LYZ3 ist sinnvoll, da die Un-
terbrechung der lymphabführenden Bahnen aufgrund von Tu-
moroperationen ggf. mit Bestrahlung einen erheblichen Eingriff in 
das Lymphsystem bedeutet. 

siehe lfd. Nr. 113 und 118 siehe lfd. Nr. 
118 

 

115.  SHV Mit der KZVB sind wir 
der Auffassung, dass 
eine neue Indikations-
gruppe LYZ3 sinnvoll ist. 

Die Gruppe LYZ1 umfasst Störungen mit kurzzeitigem Behand-
lungsbedarf, die durchaus auch eine 30minütige Therapiesitzung 
indiziert. Nach bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnissen sollte 
jedoch gerade im Akutstadium die Frequenz der Therapie bei bis 
zu 5 Behandlungen wöchentlich liegen  

Mit der KZVB sind wir der Auffassung, dass eine neue Indikations-
gruppe LYZ3 sinnvoll ist. Sollte diese nicht konsentierbar sein, 
können die hier aufgeführten Diagnosen in LYZ2 überführt wer-
den. Dann muss aber Folgendes gewährleistet sein: 

Eine Behandlung von Tumorerkrankungen ist in einem kurzzeiti-
gen Behandlungsintervall und einer 30minütigen Therapiesitzung 
nicht möglich, da bei der Manuellen Lymphdrainage auch immer 
umliegende Strukturen mitbehandelt werden müssen. Diese kön-
nen bei einer Tumorerkrankung großflächiger ausfallen und neh-
men daher mehr Zeit in Anspruch. Aufgrund dessen muss ein 
Zeitintervall von 45 Minuten, in schwerwiegenden Fällen auch 60 

siehe lfd. Nr. 113 und 118 siehe lfd. Nr. 
118 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Ände-
rungsvorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Minuten, bei Tumorerkrankungen verordnungsfähig sein, bei einer 
Gesamtverordnungsmenge von bis zu 50 Einheiten. 

Ein eventuell ausgestellter Kompressionsstrumpf für den Kopf 
muss ebenfalls in der Therapiezeit an- und ausgezogen werden 
können.  

116.  VDB LYZ1:  
Einschub GKV-SV aus 
Indikationsgruppen strei-
chen 

In die Indikationsgruppen mit prognostisch kurzzeitigem Behand-
lungsbedarf passt die Behandlung „nach tumorchirurgischem Ein-
griff mit Unterbrechung der Lymphabflusswege“ nicht hinein, weil 
diese Fälle erfahrungsgemäß mindestens einen mittelfristig an-
dauernden oder länger andauernden Behandlungsbedarf aufwei-
sen. 

Kenntnisnahme 

Tumorerkrankungen sind in 
der Indikationsgruppe LYZ1 
ebenfalls aufzuführen, da eben 
nicht alle Tumorerkrankungen 
oder deren behandlungsbe-
dingten Folgeerscheinungen, 
ein Ausmaß haben, das gene-
rell eine Frequenz von 30  Ein-
heiten im Regelfall (vgl. Indika-
tionsgruppe LYZ2) erfor-der-
lich macht.  

Medizinisch ist vielmehr  nach 
Art des jeweiligen Tumors, 
dem Malignitätsgrad, der Tu-
moraus-dehnung, dem Lymph-
knotenbefall sowie dem Grad 
der Metastasierung zu unter-
scheiden. So ist bei-spiels-
weise bei einem Carci-noma in 
situ oder einem T1-Tumor 
ohne Metastasen (TNM: Tis 
bzw. T1N0M0), falls es nach 
operativer Revision zu passa-
geren Lymphabflussstö-rungen 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Ände-
rungsvorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

kommen sollte, i.d.R. eine 
kurzzeitige Behandlung mit 
niedrigerer Verordnungs-
menge indiziert und ausrei-
chend.  

Im Heilmittelkatalog Zahnärzte 
sollten diese unterschiedlichen 
medizinischen Sachverhalte 
durch eine differenzierte Dar-
stellung in den Indikations-
gruppen LYZ 1 und LYZ 2 er-
halten bleiben. 

117.  VDB LYZ2:  
VDB unterstützt Ein-
schub GKV-SV in Indi-
kationsgruppen und for-
dert eine Veränderung 

In die Indikationsgruppen mit prognostisch länger andauerndem 
Behandlungsbedarf passt die Behandlung dieser Fälle hinein. Es 
muss aber eine Änderung vorgenommen werden in: „nach tumor-
chirurgischen Eingriffen oder Bestrahlungen mit Unterbrechung 
und / oder systematischer Entfernung der Lymphabflusswege“. Es 
entfällt der Terminus „ausgedehnt“. 

Kenntnisnahme, Änderung in 
„umfangreich“ 

Der Begriff „umfangreich“ ist 
hier erforderlich, um  eine me-
dizinische und inhaltliche Ab-
grenzung zur Indikations-
gruppe LYZ1 herzustellen. 
Eine Einschränkung der Ver-
sorgung der Patienten besteht 
durch die gegebene Untertei-
lung in LYZ1 und 2 nicht.  

 

ja, in LYZ 2 wird 
„ausgedehnt“ 
gestrichen und 
durch „umfang-
reich“ ersetzt 

118.  VDB LYZ3:  
in LYZ2 integrieren 

Die Indikationsgruppen von „LYZ2“ und „LYZ3“ sind schwer ab-
grenzbar. Der VDB empfiehlt die Integration der „LYZ3“ in „LYZ2“ 
unter Übernahme der Gesamtverordnungsmenge im Regelfall 
(50) und Berücksichtigung der oben für LYZ2 empfohlenen 
Textänderung. Die Verordnungsmenge kann und muss nach den 

Zustimmende Kenntnisnahme 
in Bezug auf Einteilung LYZ1 
und LYZ2, keine Zustimmung 
zur Erhöhung der VO-Mengen; 

KZBV und 
PatV: Strei-
chung LYZ 3 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Ände-
rungsvorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Kriterien des § 11 Abs 1 u 2 im Einzelfall im Rahmen der Verord-
nung festgelegt werden. 

siehe Entwurf TrGr zum Zeit-
punkt des SN-Verfahrens 
(Ausführungen unter 1.4 Lym-
phabflussstörungen)  

119.  DGKFO LYZ1-3 
Mit den Ergänzungen 
der GKV-SV und KZBV 
einverstanden. 

Für die Indikationsgruppen sinnvoll im Hinblick für die Verbesse-
rung des Lymphabflusses und die Vermeidung weiterer Komplika-
tionen. 

Kenntnisnahme, siehe Entwurf 
TrGr zum Zeitpunkt des SN-
Verfahrens (Ausführungen un-
ter 1.4 Lymphabflussstörun-
gen), siehe lfd. Nr. 113 und 
118 

 

siehe lfd. Nr.  
118 

120.  DGMKG LYZ1, GKV-SV:  
nach ausgedehnten chi-
rurgischen Eingriffen 
z.B. Tumor 

Die Einschränkung auf tumorchirurgische Operationen schränkt 
die Therapiemöglichkeiten stark ein 

zustimmende Kenntnisnahme,  

Aufnahme der Formulierung 
„chirurgische Eingriffe“ im 
HeilM-Katalog unter LYZ1 

 

ja, neue Formu-
lierung unter 
LYZ1 und LYZ 
2: 

„bei dauerhafter 
oder temporärer 
Unterbrechung 
der Lymphab-
flusswege nach  

- umfangrei-
chem tumorchi-
rurgischen oder 
chirurgischem 
Eingriff …“ 

121.  DGZMK (AK 
PP) 

Der AKPP befürwortet 
die Aufnahme von LYZ3 

Die eigenständige Indikationsgruppe LYZ3 ist sinnvoll, da die Un-
terbrechung der lymphabführenden Bahnen aufgrund von Tu-
moroperationen ggf. mit Bestrahlung einen erheblichen Eingriff in 

Kenntnisnahme, siehe Entwurf 
TrGr zum Zeitpunkt des SN-

siehe lfd. Nr. 
118 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Ände-
rungsvorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

als separate Indikations-
gruppe, wodurch die Er-
wähnung dieser Indikati-
onsgruppe in LYZ1-2 
entfällt.  

das Lymphsystem bedeutet mit langfristigen Folgen, weshalb das 
Gesamtvolumen von 50 Einheiten in jedem Fall gerechtfertigt ist. 

Verfahrens (Ausführungen un-
ter 1.4 Lymphabflussstörun-
gen),  siehe lfd. Nr. 113 und 
118 
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 II. Sprech- und Sprachtherapie bei: 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

122.  dbs Überschrift II: Maßnahmen der Stimm-, Sprech- 
und Sprachtherapie Der Titel „Maßnahmen der 
Stimm-, Sprech- und Sprachtherapie“ sollte zu 
„Maßnahmen der Stimm-, Sprech-, Sprach- und 
Schlucktherapie“ erweitert werden, um die Indi-
kation SCZ ausdrücklich einzuschließen. 

 Kenntnisnahme, siehe Num-
mern 7 bis 9 

nein 

123.  dbl Wie bereits zu u.a. zu § 23 und 24 der Richtlinie 
dargelegt, bedarf es der Aufnahme der „Maß-
nahmen der Sprech-, Sprach- und Schluckthera-
pie“. 

Die Aufnahme der Indikationsgruppen und damit 
des Heilmittels Schlucktherapie begrüßen wir in-
haltlich, naturgemäß sollte sich dies in den 
Überschriften und Regelungen auch namentlich 
unter dem Begriff der Schlucktherapie finden. 

 Kenntnisnahme, siehe Num-
mern 7 bis 9 

nein 

124.  dba II. Sprech- und Schluck-Therapie bei 

II.4. Kiefergelenkserkrankungen und Cranio-
mandibulärer Dysfunktion (CMD) 

CMD können auch mit Stimmstörungen 
und Schluckstörungen einhergehen. 

Interdisziplinäre Zusammenarbeit aus den 
Bereichen Zahnheilkunde, Physiotherapie 
sowie Stimm-, Sprech-, Schluck-Therapie 
ist zielführend. 

Kenntnisnahme, siehe Num-
mern 7 bis 9  

Liegen sowohl cranio-
mandibuläre als auch Sprech- 
oder Sprachstörungen vor, ist 
die Verordnung von Sprech- 
und Sprachtherapie ebenfalls 
möglich 

nein 
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 II.1. Störungen des Sprechens 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

125.  DGZMK (DG 
Paro) 

Ergänzung zu den Beispielen bei den Indikati-
onsgruppen: große interdentale Lücken im 
Frontzahnbereich nach schwerer Parodonti-
tis und ihrer Therapie 

Parodontitis ist eine hochprävalente Er-
krankung, die häufig erst in der 
Spätphase erkannt und therapiert wird. 
Sind die oberen Frontzähne betroffen, 
führt dies häufig zu Sprachstörungen. Da 
es sich hierbei um ein Krankheitsbild han-
delt, das sich gravierend von den beispiel-
haft aufgeführten Indikationsgruppen un-
terscheidet, sollte dies explizit genannt 
werden. 

Kenntnisnahme 

Da die Indikationsgruppen 
nicht abschließend sind, ist bei 
entsprechender Leitsymptoma-
tik auch bei den genannten 
Beispielen eine Verordnung 
möglich. 

nein 

126.  DGZMK (DG 
Paro) 

Treten beispielsweise in Folge von Mund- und 
Kieferanomalien, parodontitisbedingtem Ver-
lust interdentaler Gewebe mit ausgeprägter 
Lückenbildung im Frontzahnbereich, nach or-
thognathen Operationen 

Kenntnisnahme 

siehe Ausführungen unter 125 

nein 

127.  dbs SPZ/Indikationsgruppe:  
hier sollte eine Änderung in Störungen des 
Sprechens z. B. bei/nach Mund-, Kieferanoma-
lien (z. B. bei offenem Biss, Sigmatismus inter-
dentalis, Sigmatismus addentalis, Schetismus) 
orthognathen Operationen erfolgen.  

SPZ/Leitsymptomatik:  
Es sollte keine ausdrückliche Beschränkung auf 
alveolare und dentale Artikulationsorte erfolgen. 
Auch velare Artikulationsstörungen (z.B. fehler-
hafte Bildung des /k/ und /g/) können auf Zun-
genfehlfunktionen beruhen. Passender wäre da-
her die allgemeine Angabe „Störungen in der 
Lautbildung“ 

 Kenntnisnahme 

 

SPZ/Indikationsgruppe: 
Kenntnisnahme zur Indikati-
onsgruppe 

Beispielhafte Aufzählung nicht 
abschließend, sodass „Sche-
tismus“ nicht ausgeschlossen 
ist 

SPZ/Leitsymptomatik: zu-
stimmende Kenntnisnahme zur 
Leitsymptomatik, da fachlich 
korrekt nicht nur ausschließlich 
die Lautbildung bei alveolaren 

 
ja, Änderung in 
„Störungen der 
Lautbildung im 
Mund- Kiefer-, 
Gesichtsbe-
reich“ 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

und dentale Artikulationsorte 
betroffen sein können 

Änderung siehe Spalte rechts  

128.  DGZMK (DGI) SPZ  
alt: „nach orthognathen Operationen“; besser: 
„bei/nach orthognathen Operationen“ analog 
SCZ 

Insbesondere bei der Klasse II kommt der 
präoperativen Dehnung der Suprahyoida-
len Muskulatur eine dokumentierte prog-
nostische Bedeutung zu (Wriedt et al. 
2014) 

Kenntnisnahme, 

Formulierung redaktionell an-
gepasst und das Wort „nach“ 
verschoben 

 

ja, 

nach dem Wort 
„bei“ wird das 
Wort „nach“ ein-
gefügt und vor 
dem Wort ortho-
gnaten wird das 
Wort „nach“ ge-
strichen 

 

129.  dbl Störungen des Sprechens und der Sprache 
SPZ/Indikationsgruppe: Ergänzung um: 

- Mund-, Kieferanomalien (….) 
- vor und nach orthognathen Operationen 
- (...) 

SPZ/Leitsymptomatik: Ergänzung um: 

- Störungen der Lautbildung 
- Störungen des Sprachklangs 
- fehlender Mundschluss, Mundatmung 
- fehlende Zungen-/Lippenruhelage 
- falsches Schluckmuster 

SPZ/Ziele der Therapie: Ergänzung um: 

- Normalisierung der muskulären Balance 

Wenn keine orofaziale/myofunktionelle 
Therapie vor der OP erfolgt, ist erfah-
rungsgemäß ein Rezidiv vorprogrammiert. 
Zur Vermeidung eines Rezidivs ist 
präoperativ myofunktionelle/orofaziale 
Therapie notwendig. 

Die offene Mundhaltung hat Auswirkun-
gen auf die primären oralen Funktionen 
(=Atmung und Nahrungsaufnahme), die 
sekundären Funktionen (=Sprechen und 
Stimmgebung), auf Wachstum und Ent-
wicklung des Gebisses und auf den ge-
samten Organismus und sollte daher als 
Leitsymptomatik aufgeführt werden 
(M.Furtenbach, I.Adamer). 

Kenntnisnahme,  

zur Indikationsgruppe: 
es handelt sich um eine bei-
spielhafte Aufzählung 

zur Leitsymptomatik:  
siehe Nr. 127 und der Spiegel-
strich orofasziales Muskel-
gleichgewicht subsummiert die 
Ergänzungsvorschläge 

zu Zielen der Therapie: 
von der allgemienen Formulie-
rung umfasst 

 nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

- Anbahnung sprachlicher Äußerungen 
- Aufbau von Kommunikationsstrategien 
- Abbau von Habits (z.B. Daumenlut-

schen, 
- Schnuller) 

SPZ/Heilmittel:  
Sprech-, Sprach- und Schlucktherapie 

 

Solange ein Kind in der Lutschgewohnheit 
verharrt, verstärkt es seine dysfunktiona-
len Bewegungsmuster und kann in der 
Therapie keine neuen physiologischen 
Bewegungsabläufe lernen (M.Furtenbach, 
I.Adamer), Frey Sophie (Hrsg.): Pädiatri-
sches Dysphagiemanagement, Urban & 
Fischer, 1. Auflage 2011, Elsevier GmbH, 
München 

zur Schlucktherapie:  
Die Schlucktherapie ist keine 
eigenständige Therapie, son-
dern im Rahmen der Sprech-
und Sprachtherapie abge-
deckt. Die Ergänzungsvor-
schläge sind unter der Leit-
symptomatik und unter dem 
Therapieziel subsumiert.  Zu-
dem sind die Indikationsgrup-
pen nicht abschließend und 
bei entsprechender Leitsymp-
tomatik ist  auch bei den ge-
nannten Beispielen eine Ver-
ordnung möglich. 

 

130.  dba SPZ/Indikationsgruppen 
Störungen des Sprechens z.B. bei 

Spiegelstrich 2 zu ergänzen: 
- vor und nach orthognathen Operationen  

SPZ/Leitsymptomatik zu ergänzen: 

- fehlender Mundschluss 
- Mundatmung 
- fehlende Zungen- und Lippenruhelage 
- mangelhaftes Schluckmuster 
- Störungen der Lautbildung 
- Störungen des Stimmklangs 

Es gilt, Rückfall in präoperative Muster zu 
verhindern. 

Das komplexe Störungsbild erfordert in 
Einzelfällen 60 Minuten, um das in der 
Therapie Erlernte unter kontrollierten Be-
dingungen zu wiederholen und zu über-
prüfen. 

Kenntnisnahme 

siehe Ausführungen unter 129 

 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

SPZ/Ziel der Therapie zu ergänzen: 

- Normalisierung und Verbesserung des 
Kauens 

- Normalisierung und Verbesserung des 
Sprechens, der Laut- und Lautverbin-
dungsbildung 

- Abbau von Habits 
- Verbesserung bis zur Normalisierung 

des Schluckvorgangs 
- Verbesserung der Stimmqualität und der 

stimmlichen Belastbarkeit bis zur Norma-
lisierung einer stimmlichen Kommunika-
tionsfähigkeit 

SPZ/Heilmittel zu ergänzen: 

Stimm-, Sprech-, Sprach-, Schluck-Therapie 

SPZ/Verordnungsmenge zu ergänzen: 

30/45 oder 60 Minuten mit dem Patienten, je 
nach konkretem Störungsbild und Belastbarkeit 
der Patientin oder des Patienten 

131.  DGKFO SPZ 
Im Rahmen der Sprech- und Sprachtherapie 
sollten die genannten Indikationsgruppen durch 
folgende ergänzt werden: 

- Angeborenen Fehlbildungen (z.B. LKG-
Spalten, Trisomie 21) 

Verbesserung und Normalisierung der 
Lautbildung und damit der sprachlichen 
und kommunikativen Fähigkeiten. Verbes-
serung des orofazialen muskulären 
Gleichgewichts. Dadurch werden kieferor-
thopädische und kieferorthopädisch-kie-
ferchirurgische Therapiemaßnahmen we-
sentlich unterstützt und die Rezidivgefähr-
dung reduziert. 

Kenntnisnahme 

Da die Indikationsgruppen 
nicht abschließend sind, ist bei 
entsprechender Leitsymptoma-
tik auch bei den genannten 
Beispielen eine Verordnung 
möglich. 

nein 
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 II.2. Störungen des oralen Schluckaktes 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

132.  dbs SCZ/Heilmittel:  
Hier sollte die Heilmittelangabe um Schluckthe-
rapie ergänzt werden. 

 Kenntnisnahme, siehe Num-
mern 7 bis 9 

nein 

133.  dbl SCZ/Leitsymptomatik: Ergänzung um: 

- Störungen der Muskelfunktion 
- fehlender Mundschluss 
- Mundatmung 
- Beeinträchtigung der Kaufunktion 
- Fütterstörung, Ess- und Trinkstörung 
- kindliche Dysphagien 

 
SCZ/Ziele der Therapie: Ergänzung um: 

- Eutonisierung der orofazialen Motorik 
und Sensität 

- Verbesserung des Mundschlusses, der 
Nasenatmung 

- Verbesserung der Kaufunktion, 
- - Abbau von Habits (z.B. Daumenlut-

schen, Schnuller) 

Da sich myofunktionelle Störungen oft be-
reits im Säuglings- oder Kleinkindalter an-
kündigen, sollten sie so früh wie möglich 
erkannt und behandelt werden, um nach-
folgende Hör- und Sprachentwicklungs-
störungen zu vermeiden (R.Schönweiler, 
B.Schönweiler, H.-J.Radü, m.Ptok) 

Kenntnisnahme 

siehe Ausführungen unter 129 

 

nein 

134.  dba SCZ/Leitsymptomatik: zu ergänzen: 

- fehlender Mundschluss 
- Mundatmung 
- fehlende Zungen- und Lippenruhelage 
- Störungen der Kaufunktion 
- Fütter- und Schluckstörungen bei Kin-

dern 
- Störungen der Lautbildung 
- Störungen des Stimmklangs 

 Kenntnisnahme 

siehe Ausführungen unter 129 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvorschlag Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

SCZ/Ziele der Therapie: zu ergänzen: 

Abbau von Habits 

SCZ/Heilmittel: zu ergänzen: 

Schluck-Therapie 

135.  DGKFO SCZ 
Störungen des oralen Schluckaktes sind für die 
gesamte Zahnmedizin und insbesondere für die 
Kieferorthopädie bei Kindern, Jugendlichen und 
Erwachsenen von direkter diagnostisch und the-
rapeutisch relevanter Bedeutung. 

Verbesserung bzw. Normalisierung der 
Schluckfunktion und dadurch positiv korri-
gierender Einfluss auf die Zungenfunktion. 
Dies unterstützt wesentlich kieferorthopä-
dische Therapiemaßnahmen und redu-
ziert die Gefahr von Rezidiven. Ein fehler-
haftes Schluckmuster besitzt u.a. ätiologi-
sche Bedeutung für die Entstehung eines 
offenen Bisses. Die Sprech- uns 
Sprachtherapie ist somit als präventiven 
Charakter. 

Kenntnisnahme nein 
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 II.3.Orofaziale Störungen 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

136.  dbs OFZ/Indikation:  
Die Aufnahme des neu geschaffenen 
Indikationsschlüssels OFZ wird als po-
sitiv bewertet. 

Der Indikationsschlüssel OFZ umfasst ausdrücklich 
Störungen der orofazialen Funktion ohne Beein-
trächtigung der Artikulation. Dieser Fall wird von 
den bestehenden HeilM-RL bisher nicht adäquat er-
fasst, so dass die vorliegende Erweiterung der 
HeilmR-ZÄ sehr sinnvoll ist.  Diese Maßnahmen 
sollten nicht auf die Wachstumsphase beschränkt 
werden. Entsprechende Diagnosen bestehen eben-
falls im Erwachsenenalter. Oft ist die therapeutische 
Einstellung des orofacialen Muskelgleichgewichtes 
eine Voraussetzung für eine weitere kieferorthopä-
dische oder kieferchirurgische Behandlung. Weitere 
mögliche Erscheinungsformen, die zu einer medizi-
nisch indizierten Behandlungsbedürftigkeit führen, 
können im Erwachsenenalter neben Artikulations- 
und Schluckstörungen u.a. sein: Globusgefühl und 
Enge im Hals, Verhaltensweisen wie Räuspern, Lip-
penbeißen oder -zucken, ebenso wie funktionelle 
Stimmstörungen mit Hochatmung, Hals-, Kopf-, 
Schulter- und/oder Rückenschmerzen sowie Ver-
spannungen. Ziel ist die Funktionsverbesserung, 
Veränderung des Funktionsmusters, Wiederherstel-
lung/ Normalisierung der physiologischen Muskel-
funktion und die Wiedererlangung der Muskelba-
lance im orofazialen System. Neben einer zahn-und 
kieferorthopädischen Behandlung können im Rah-
men der Stimm-, Sprech-, Sprachtherapie außer-
dem zusätzliche Methoden zum Stressabbau sowie 
gezielte Entspannungstechniken für den Mund-Ge-
sichts-Bereich angewendet werden. 

Kenntnisnahme, siehe Entwurf 
TrGr zum Zeitpunkt des SN-
Verfahrens (2.3.2 Orofaziale 
Funktionsstörungen) 

 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

137.  dbl OFZ/Indikation: Ergänzung und Klar-
stellung der Indikationsgruppen: 

- angeborene und erworbene 
cranio- und orofaziale Fehlbil-
dungen (z.B. offener Biss 
durch Zungenpressen) 

- persistierende Kiefergelenk-
schmerzen/ Kiefermuskel-
schmerz 

 
OFZ/Leistsymptomatik: Ergänzung 
um: 

- Schmerzbedingte Funktions-/ 
Bewegungsstörungen 

- Störungen der Schluckfunktion 
- Störungen der Kaufunktion 
- Fütterstörung 

 
OFZ/Ziele: Ergänzung um: 

- Aufbau /Anbahnung, Festi-
gung und - Stabilisierung der 
Muskelbalance im orofazialen 
System 

- Aufbau und Korrektur der Kör-
per-, bzw. Kopfhaltung 

- Normalisierung der Schluck-
funktion 

- Normalisierung der Kaufunk-
tion 

- Regulierung der schmerzhaf-
ten Muskelspannung, der 

Die Indikation besteht nicht nur während der 
Wachstumsphase. Beispiel: Ein Erwachsener mit 
viszeralem Schluckmuster erleidet nach einem ope-
riertem offenem Biss ein Rezidiv. Die logopädische 
Schlucktherapie sollte daher präventiv erfolgen, um 
den Operationserfolg zu sichern. 

Kenntnisnahme 

Die Indikationsgruppen unter 
II.3. sind nicht abschließend. 

Zu „Leitsymptomatik“:  

Der Begriff „Störungen der oro-
fazialen Funktion“ bedarf kei-
ner weiteren Differenzie-rung; 
Schluckfunktionsstörun-gen 
werden unter SCZ behan-delt 

 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Durchblutung, des Stoffwech-
sels 

- Abbau von Habits (z.B. Dau-
menlutschen, Schnuller) 

 
OFZ/Heilmittel:  
Sprech-, Sprach- und Schlucktherapie 

138.  dba OFZ/Indikationsgruppen: zu ergän-
zen: 

- angeborenen und erworbene 
cranio- und orofazialen Fehlbil-
dungen 

- persistierende Kiefergelenk- 
und Kiefermuskelschmerzen 

 
OFZ/Leitsymptomatik zu ergänzen: 

- Störungen der Kaufunktion 
- Störungen der Schluckfunktion 
- Fütter- und Schluckstörungen 

bei Kindern 
 
OFZ/Heilmittel zu korrigieren: 

Schluck-Therapie 

Cranio- und orofaziale Fehlbildungen, Zahn- und 
Kieferfehlstellungen sind nicht nur angeboren und 
treten auch nicht nur in der Wachstumsphase auf. 
Verbesserung des Funktionsmusters und Wiederer-
langung der Muskelbalance im orofazialen System 
können sowohl prä- als auch postoperative Maß-
nahmen sein um das Behandlungsziel effektiver 
und wirtschaftlicher zu erreichen.  

 

Sinnvoll kann ergänzende Physiotherapie (CRZ1) 
sein. 

Kenntnisnahme, siehe Num-
mer 137 

 

nein 

139.  DGFDT Orofaziale Funktionsstörungen sind 
zwar auch Funktionsstörungen und da-
her von der Bezeichnung her dem Tä-
tigkeitsgebiet der DGFDT zuzuordnen. 
Da die Behandlungsführung in der Re-

 Kenntnisnahme nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungsvor-
schlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

gel in das Feld der kieferorthopädi-
schen Behandlung fällt sollte die 
DGKFO hier als zuständige Fachge-
sellschaft primär gehört werden. 

140.  DGKFO OFZ 
Die Indikationsgruppen sollten unbe-
dingt durch die von der PatV genann-
ten Erweiterungen präzisiert werden. 

Die von GKV-SV/KZBV genannten 
Ausnahmefälle mit schweren Kiefer-
anomalien grenzen die Indikations-
gruppen zu sehr ein. 

Orofaziale Funktionsstörungen stellen einen direk-
ten ätiologischen Faktor für die Entstehung und die 
Progredienz von gewissen Kieferanomalien im 
Wachstumsalter dar. Die Wiedererlangung der 
Muskelbalance ist somit auch im Hinblick auf das 
kieferorthopädische Behandlungsergebnis und des-
sen Stabilität von hoher klinischer Bedeutung. 

Kenntnisnahme, siehe Entwurf 
TrGr zum Zeitpunkt des SN-
Verfahrens (2.3.2 Orofaziale 
Funktionsstörungen) 

 

nein 
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 Weitere Anmerkungen zum HeilM-Katalog ZÄ 
Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungs-
vorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

141.  dbs Die Indikationsschlüssel ST2 der 
HeilM-RL sollten auch in den 
HeilM-RL ZÄ abgedeckt werden.  

Die Verordnung dieser Indikationsschlüssel ist aus zahn-
ärztlicher Sicht relevant, wenn eine orofaziale Dysfunktion 
zu einer gestörten Muskelbalance im Hals- und Nacken-
bereich führt [1] und diese sich auf die angrenzende, an 
der Stimmbildung beteiligte Muskulatur überträgt. Heiser-
keit und zunehmende Stimmermüdung können die Folge 
sein [2]. Es konnte gezeigt werden, dass Muskelverspan-
nungen im Phonationstrakt durch Kiefergelenksstörungen 
ausgelöst werden können [3]. 

Kenntnisnahme 

Verordnung außerhalb der ge-
nannten Indikation aufgrund § 
1 Abs. 3 Zahnheil-kundegesetz 
nicht möglich. 

 

 

142.  dbs Neben dem Indikationsschlüssel 
SPZ (entspricht SP3) sollten 
auch die Indikationsschlüssel 
SP1 sowie SP5 und SP6 durch 
die HeilM-RL ZÄ abgedeckt wer-
den.  Der Indikationsschlüssel 
SPZ sollte weiter gefasst wer-
den. 

Zu SP1: Frühkindliche Karies, orofaziale Dysfunktionen 
und Kieferanomalien können neben Sprech- und Schluck-
störungen auch Kommunikationsstörungen auslösen (z.B. 
durch soziale Ausgrenzung, vgl. [4]). In diesem Fall ist 
auch aus zahnärztlicher Sicht die Verordnung der Indika-
tion SP1 relevant, da hier nicht nur die Artikulation, son-
dern die gesamte sprachliche Entwicklung eines Kindes 
betroffen ist. Zu SP5/SP6: Neurologische Erkrankungen 
(z.B. Schlaganfall, Parkinson, Demenz), aber auch der Al-
terungsprozess an sich, können zu orofazialen Verände-
rungen und einer abnehmenden Mundgesundheit und da-
her zu Schwierigkeiten beim Sprechen führen. Die vorlie-
genden Konzepte zur zahnärztlichen Versorgung von geri-
atrischen Personen und Menschen mit Behinderungen [5] 
zeigen, dass sich Zahnärzte ihrer besonderen Verantwor-
tung bei der Behandlung dieser Patienten bewusst sind. 
Damit eine umfassende Versorgung gewährleistet ist, soll-
ten Zahnärzte die Möglichkeit haben, auch die Indikations-
schlüssel SP5/SP6 zu verordnen. 

Kenntnisnahme 

Verordnung außerhalb der ge-
nannten Indikation aufgrund § 
1 Abs. 3 Zahnheilkundegesetz 
nicht möglich. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungs-
vorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

143.  dbs Der Indikationsschlüssel SF 
sollte auch in den HeilM-RL ZÄ 
abgedeckt werden. 

Rhinophonien können organische Ursachen haben, z.B. 
Lippen-Kiefer-Gaumen-Segel-Fehlbildungen, und fallen 
dann in den zahnärztlichen Versorgungsauftrag [6] 

Kenntnisnahme; siehe Nr. 3 

Kein eigenständiger Indikati-
onsschlüssel SF nötig, da der 
Indikationsschlüssel SPZ Lip-
pen-, Kiefer-, Gaumenspalten 
mit abdeckt. 

nein 

144.  dbs Neben dem Indikationsschlüssel 
SCZ (entspricht SC2) sollte 
auch der Indikationsschlüssel 
SC1 durch die HeilM-RL ZÄ ab-
gedeckt werden. 

Neurologische Erkrankungen (z.B. Schlaganfall, Parkin-
son, Demenz) aber auch der Alterungsprozess an sich 
können zu orofazialen Veränderungen und einer abneh-
menden Mundgesundheit und daher zu Schwierigkeiten 
beim Schlucken führen. Die vorliegenden Konzepte zur 
zahnärztlichen Versorgung von geriatrischen Personen 
und Menschen mit Behinderungen [5] zeigen, dass sich 
Zahnärzte ihrer besonderen Verantwortung bei der Be-
handlung dieser Patienten bewusst sind. Damit eine um-
fassende Versorgung gewährleistet ist, sollten Zahnärzte 
generell die Möglichkeit haben, Maßnahmen zur Verbes-
serung des Schluckaktes zu verordnen. Die Beschrän-
kung auf Störungen des oralen Schluckaktes ist nicht an-
gemessen. 

Kenntnisnahme 

Verordnung außerhalb der ge-
nannten Indikation aufgrund § 
1 Abs. 3 Zahnheilkundegesetz 
nicht möglich. 

 

 

145.  dbl Folgende Indikationsschlüssel 
und Diagnosegruppen fehlen 
bislang vollständig. Dies hätte 
zur Folge, dass Vertragszahn-
ärzte diese Leistungen dann 
grds. nicht mehr zu Lasten der 
gesetzlichen Krankenversiche-
rung verordnen könnten. Dies 
würde nicht nur einen erhebli-

 Kenntnisnahme 

siehe Nr. 144. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungs-
vorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

chen Eingriff in die Verord-
nungshoheit der Zahnärzte be-
deuten, sondern auch die ver-
tragszahnärztliche Versorgung 
mit Heilmitteln deutlich reduzie-
ren. Daher sprechen wir uns 
ausdrücklich für die Aufnahme 
der folgenden Diagnosegruppen 
und Indikationsschlüssel im ver-
tragszahnärztlichen Bereich aus: 

146.  dbl Störungen der Stimme (ST) ein-
schl. ST1-ST4 

 

Führt eine orofaziale Dysfunktion zu einer gestörten Mus-
kelbalance im Hals- und Nackenbereich führt und über-
trägt sich auf die angrenzende, an der Stimmbildung be-
teiligte Muskulatur, kann dies zu Heiserkeit und zuneh-
mende Stimmermüdung führen. Kiefergelenksstörungen 
können ursächlich sein für Muskelverspannungen im Pho-
nationstrakt. 

Kenntnisnahme 

siehe Nr. 144. 

 

 

147.  dbl Störungen der Sprache (SP) 
einschl. SP1-SP6 

Orofaziale Störungen und Kieferanomalien können auch 
Kommunikationsstörungen zur Folge haben. Neurologi-
sche Erkrankungen können in orofazialen Veränderungen 
und damit in Sprechstörungen münden. 

Kenntnisnahme 

siehe Nr. 144. 

 

 

148.  dbl Redeflussstörungen (RE) ein-
schl. RE1-RE2 

 

Polternde Patienten leiden häufig unter orofazialen Stö-
rungen (verwaschene Artikulation, geringe orale proprio-
zeptive Wahrnehmung, erhöhtes Sprechtempo), so dass 
hier die Verordnungskompetenz beim Zahnarzt liegt. 

Kenntnisnahme 

siehe Nr. 144. 

 

 

149.  dbl Störungen der Stimm- und 
Sprechfunktion (SF) 

Rhinophonien z.B. infolge einer Lippen-Kiefer-Gaumen-
Segel- Fehlbildung fallen in den zahnärztlichen Versor-
gungsbereich. 

Kenntnisnahme 

siehe Nr. 144. 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungs-
vorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

 

150.  dbl Störungen des Schluckaktes 
(SC) einschl. SC1 

Neurologische Erkrankungen können in orofazialen Ver-
änderungen und damit in Schluckstörungen münden. 

Kenntnisnahme 

siehe Nr. 144. 

 

 

151.  SHV Berücksichtigung der Ergothera-
pie 

Mit großer Überraschung nehmen wir zur Kenntnis, dass 
die Ergotherapie bisher noch keine Berücksichtigung fin-
det. Bereits jetzt nutzen Zahnärzte die Möglichkeiten der 
Ergotherapie. Ein Ausschluss würde den betroffenen Pati-
enten eine wichtige Therapieoption nehmen. Es ist nicht 
erklärlich, warum man mit der neuen Richtlinie hinter dem 
bewährten Status Quo zurück bleiben will. 

Gerade im Alltagsbereich und in der orofazialen Therapie 
kommt die Ergotherapie als Leistung aufgrund zahnärztli-
cher Verordnung in Betracht (so sind die Fortbildungen 
z.B. in FOTT - Coombes - oder Castillo Morales interdis-
ziplinär angelegt und werden auch von Ergotherapeuten 
besucht, sie sind in der Leistungsbeschreibung Ergothera-
pie aufgeführt). Ergotherapie kann Menschen mit Proble-
men im Kiefer-/Mundbereich und bei der Zahnhygiene hel-
fen, und zwar zum einen bei unmittelbar zahnärztlichen 
Diagnosen, aber zum anderen auch bei Begleiterkrankun-
gen wie z.B. einer geistigen, seelischen und körperlichen 
Behinderung oder Parkinson-Syndrom.  

Einen entsprechenden Ergänzungsvorschlag finden Sie in 
diesem Sinne anbei, der dann unter III. Maßnahmen der 
Ergotherapie Berücksichtigung finden sollte. Wird ein Heil-
mittelkatalog für die Ergotherapie nicht in Betracht gezo-
gen, schlagen wir vor, zumindest im allgemeinen Text der 
Heilmittel-Richtlinie eine Klausel aufzunehmen, die es den 

Kenntnisnahme 

Verordnung außerhalb der ge-
nannten Indikation aufgrund § 
1 Abs. 3 Zahnheilkundegesetz 
nicht möglich. 

 

 

nein 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme / Änderungs-
vorschlag 

Begründung Auswertung Änderung 
am Be-
schluss-
entwurf 

Zahnärzten ermöglicht, auf das Heilmittel der Ergothera-
pie zurückzugreifen. 

152.  SHV 

 

Kenntnisnahme 

siehe Nummer 151 

nein 
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M.Furtenbach “Prävention orofazialer Dysfunktionen im Spannungsfeld von KFO und Logopädie” aus: “Information aus Orthodontie und 
Kieferorthopädie“ 2014, G.Thieme Verlag  
R.Schönweiler, B.Schönweiler, H.- J.Radü, m.Ptok “Myofunktionelle Störungen und deren mögliche Auswirkungen auf die Hör- und Sprach-
entwicklung”,2000, G.Thieme Verlag  
F. Stahl, R. Grabowski, M. Gaebel, G. Kundt “Zusammenhang von Okklusionsbefunden und orofazialem myofunktionellen Status im 
Milchund frühen Wechselgebiss”, Journal of orofacial orthopedics, 2007, Urban&Vogel  

F.Stahl, R. Grabowski “Gebissanomalien und orofaziale Dysfunktionen”, Zahnmedizin up2date 2011 • Frey Sophie (Hrsg.): Pädiatrisches 
Dysphagiemanagement, Urban & Fischer, 1. Auflage 2011, Elsevier GmbH, München  
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B-7 Mündliche Stellungnahmen 
Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen, die eine schriftliche Stellung-
nahme abgegeben haben, wurden fristgerecht zur Anhörung am 7. September 2016 eingela-
den. 

B-7.1 Teilnahme an der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten  
Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratungen 
im G-BA oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 1.  Kapitels 
5. Abschnitt VerfO Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell beeinflussen. 
Inhalt und Umfang der Offenlegungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel Anlage I, Form-
blatt 1 VerfO (abrufbar unter www.g-ba.de).  
Im Folgenden sind die Teilnehmer der Anhörung am 7. September 2016 aufgeführt und deren 
potenziellen Interessenkonflikte zusammenfassend dargestellt. Alle Informationen beruhen 
auf Selbstangabe der einzelnen Personen. Die Fragen entstammen dem Formblatt und sind 
im Anschluss an diese Zusammenfassung aufgeführt. 
 

Organisation/ 
Institution 

Anrede / Titel / 
Name  

Frage 
1 2 3 4 5 6 

Maßgebliche Spitzenorganisationen der Leistungserbringer nach § 92 Absatz 6 
Satz 2 SGB V 

Bundeszahnärz-
tekammer 
(BZÄK) 

Herr Prof. Dr. O-
esterreich nein nein nein nein ja ja 

dbs e.V. – Deut-
scher Bundesver-
band der akade-
mischen 
Sprachtherapeu-
ten 

Frau Karin Schu-
bert nein nein nein nein nein nein 

Deutscher Bun-
desverband für 
Logopädie e.V. 
(dbl) 

Frau Pollex-Fi-
scher nein nein ja nein nein nein 

Frau Frauke Kern nein nein nein nein nein nein 

Deutscher Bun-
desverband der 
Atem-, Sprech- 
und Stimmleh-
rer/innen 
Lehrervereini-
gung Schlaff-
horst-Andersen 
e.V. (dba) 

Frau Marion Mal-
zahn nein nein nein nein nein nein 

SHV – Spitzen-
verband der Heil-
mittelverbände 
e.V. 

Herr Heinz-Chris-
tian Esser nein nein nein nein nein nein 

Frau Dr. Claudia 
Kemper nein nein nein nein nein nein 

http://www.g-ba.de/
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Organisation/ 
Institution 

Anrede / Titel / 
Name  

Frage 
1 2 3 4 5 6 

Organisation gem. 1. Kapitel § 8 Absatz 1 lit. a) VerfO 

VDB-Physiothe-
rapieverband 
e.V. Berufs- und 
Wirtschaftsver-
band der Selb-
ständigen in der 
Physiotherapie 

Herr Dr. Michael 
Stehr Ja Nein Nein Nein Nein Nein 

Herr Wilfried Hof-
mann Nein Nein Nein Nein nein Nein  

Deut. Gesell-
schaft für Lym-
phologie (DGL) 

Herr Dr. 
Schuchardt nein nein ja nein nein nein 

Deut. Gesell-
schaft für Funkti-
onsdiagnostik und 
-therapie 
(DGFDT) 

Herr Dr. Oliver 
Ahlers ja nein ja nein ja ja 

Deut. Gesell-
schaft für Mund-, 
Kiefer- und Ge-
sichtschirurgie 
(DGMKG) 

Herr Prof. Dr. Dr. 
Neff nein ja ja ja ja nein 

 
Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt 
bei einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswe-
sen, insbesondere bei einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizin-
produkten oder einem industriellen Interessenverband? 
Frage 2: Beratungsverhältnisse  
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
ein Unternehmen, eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, ins-
besondere ein pharmazeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten oder 
einen industriellen Interessenverband direkt oder indirekt beraten? 
Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt 
von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswe-
sen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinpro-
dukten oder einem industriellen Interessenverband Honorare erhalten für Vorträge, Stellung-
nahmen oder Artikel? 
Frage 4: Drittmittel  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, 
genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe 
etc.), für die Sie tätig sind, abseits einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb des lau-
fenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor von einem Unternehmen, einer Institution oder 
einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Un-
ternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interessenver-
band finanzielle Unterstützung für Forschungsaktivitäten, andere wissenschaftliche Leistun-
gen oder Patentanmeldungen erhalten? 
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Frage 5: Sonstige Unterstützung  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, 
genügen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe 
etc.), für die Sie tätig sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor 
sonstige finanzielle oder geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, Unterstützung 
bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Übernahme von Reisekosten oder Teilnahmegebüh-
ren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von einem Unternehmen, einer Institution 
oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere von einem pharmazeuti-
schen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriellen Interes-
senverband? 
Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens o-
der einer anderweitigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen 
oder einem Hersteller von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchenfonds“, der 
auf pharmazeutische Unternehmen oder Hersteller von Medizinprodukten ausgerichtet ist? 
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B-7.2 Auswertung der mündlichen Stellungnahmen  
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat festgestellt, dass keine über die schriftlich 
abgegebenen Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der Anhörung vorgetragen wur-
den. Daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnahmen (s. 1. 
Kapitel § 12 Abs. 3 Satz 4 VerfO). 
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B-8 Würdigung der Stellungnahmen  
Vor Entscheidungen des G-BA über die Erstfassung der Richtlinie über die Verordnung von 
Heilmitteln in der vertragszahnärztlichen Versorgung (Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte/HeilM-
RL ZÄ) wird nach § 92 Abs. 6 S. 2 SGB V sowie 1. Kapitel § 8 Absatz 1 lit. a) VerfO den 
hierzu berechtigten Organisationen der betroffenen Heilmittelerbringer auf Bundesebene und 
nach § 91 Abs. 5 und 5a SGB V der Bundeszahnärztekammer, der Bundesärztekammer und 
der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme zu der geplanten Richtlinienänderung gegeben. Die Stel-
lungnahmen werden in die Entscheidung einbezogen.  
Der G-BA hat die schriftlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellungnahmeverfahren ist 
in der Zusammenfassenden Dokumentation in Abschnitt B dokumentiert. 
Nach Auffassung des G-BA ergeben sich aus den Stellungnahmen folgende begründete Än-
derungsvorschläge in Bezug auf die geplante Erstfassung der Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte: 

- In § 2 Absatz 1, erster Spiegelstrich werden die Worte „der Physiotherapie und“ er-
gänzt.  

- § 5 Absatz 1 wird gestrichen. 
- Im zweiten Satz in § 6 Absatz 3 werden die Worte „derselben Indikationsgruppe“ er-

gänzt. Der neue Satz lautet wie folgt: 
„Treten im zeitlichen Zusammenhang mehrere voneinander unabhängige Er-
krankungen derselben Indikationsgruppe auf, kann dies weitere Regelfälle aus-
lösen, für die jeweils separate Verordnungsvordrucke auszustellen sind.“ 

- Unter § 7 Absatz 1 wird der Klammerzusatz im ersten Satz „(Verordnungen außerhalb 
des Regelfalls, insbesondere längerfristige Verordnungen)“ gestrichen und die Worte 
außerhalb des Regelfalls im Satz ergänzt. Satz 1 lautet demnach: 

„Lässt sich die Behandlung mit der nach Maßgabe des Heilmittelkatalogs be-
stimmten Gesamtverordnungsmenge nicht abschließen, sind weitere Verord-
nungen außerhalb des Regelfalls möglich.“ 

- Im § 10 wird im ersten Absatz der dritte Spiegelstrich gestrichen und die folgenden 
Sätze 2 und 3 (vorher Satz 2 und 3 in Absatz 2) ergänzt:  

„Die Verordnung der Heilmittelerbringung außerhalb der Praxis der Therapeutin 
oder des Therapeuten in der häuslichen Umgebung der Patientin oder des Pa-
tienten als Hausbesuch ist nur dann zulässig, wenn die Patientin oder der Pati-
ent aus medizinischen Gründen die Therapeutin oder den Therapeuten nicht 
aufsuchen kann oder wenn sie aus medizinischen Gründen zwingend notwen-
dig ist. Die Behandlung in einer Einrichtung (z.B. tagesstrukturierende Förder-
einrichtung) allein ist keine ausreichende Begründung für die Verordnung eines 
Hausbesuchs.“ 

- Im § 10 werden im zweiten Absatz die ersten drei Sätze gestrichen. Im dann ersten 
Satz wird hinter den Begriffen „auf deren Förderung ausgerichteten Tageseinrichtung“ 
der Klammerzusatz „(tagestrukturierte Fördereinrichtung)“ ergänzt.  

- In § 11 Absatz 3 werden im ersten Satz die Worte „der Physiotherapie und“ ergänzt 
und im zweiten Satz die Worte „oder die Ultraschall-Wärmetherapie“ gestrichen. §11 
Absatz 3 Satz 1 und 2 lauten wie folgt: 

„Soweit medizinisch erforderlich, kann in der Physiotherapie und der physikali-
schen Therapie zu einem „vorrangigen Heilmittel“ (A) nur ein weiteres im Heil-
mittelkatalog ZÄ genanntes „ergänzendes Heilmittel“ (C) verordnet werden (d.h. 
maximal zwei Heilmittel je Verordnung). Abweichend hiervon können Maßnah-
men der Elektrotherapie/-stimulation oder die Ultraschall-Wärmetherapie auch 
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ohne Verordnung eines vorrangigen Heilmittels verordnet werden, soweit der 
Heilmittelkatalog ZÄ diese Maßnahmen indikationsbezogen als ergänzende 
Heilmittel vorsieht.“ 

- In § 11 Absatz 4 werden im ersten Satz die Worte „der Physiotherapie und“ ergänzt. 
§11 Absatz 4 Satz 1 lautet wie folgt:  

„Die gleichzeitige Verordnung von Heilmitteln aus den verschiedenen Abschnit-
ten des Heilmittelkataloges (gleichzeitige Verordnung von Maßnahmen der 
Physiotherapie und der physikalischen Therapie und Maßnahmen der Sprech- 
und Sprachtherapie) ist bei entsprechender Indikation zulässig.“ 

- In den §§ 13 und 14 werden die Absatznummerierungen gestrichen. 
- In § 15 Absatz 2 wird der erste Teil des ersten Satzes gestrichen und der Satz wie folgt 

gefasst:  
„Eine Abweichung davon der Frequenzangabe ist nur zulässig, wenn zuvor zwi-
schen der Vertragszahnärztin oder dem Vertragszahnarzt und der Therapeutin 
oder dem Therapeuten ein abweichendes Vorgehen verabredet wurde.“ 

- § 15 Absatz 4, Satz 2: das Wort „Therapieplans“ wird durch das Wort „Therapieziels“ 
ersetzt.  

- In § 16 werden in der Überschrift sowie im ersten und zweiten Absatz jeweils hinter 
dem Wort „Maßnahmen“ die Worte „der Physiotherapie und“ ergänzt.  

- In der Überschrift zu Abschnitt „E.“ werden hinter dem Wort „Maßnahmen“ die Worte 
„der Physiotherapie und“ ergänzt. 

- In § 18 werden im ersten, zweiten und dritten Absatz jeweils hinter dem Wort „Maß-
nahmen“ die Worte „der Physiotherapie und“ ergänzt.  

- In § 19 wird der Passus „Übungsbehandlung“ ergänzt:  
„5. Übungsbehandlung: Die Übungsbehandlung als gezielte und kontrollierte 
Maßnahme dient der Dehnung verkürzter Muskel- und Sehnenstrukturen und 
Vermeidung von Kontrakturen sowie Kräftigung der Muskulatur bei krankhafter 
Muskelinsuffizienz und -dysbalance und Funktionsverbesserung funktionsge-
störter Gelenke, des Herz-Kreislauf-Systems, der Atmung und des Stoffwech-
sels.“ 

- In § 20 werden im Abschnitt zur „Manuellen Lymphdrainage“ im ersten Satz die Worte 
„umfangreichen chirurgischen Eingriffen wie“ ergänzt.  

- In § 21 Absatz 2 wird unter 2. das „und“ durch ein „oder“ ersetzt.  
- In § 21 Absatz 3 werden die Worte „mit Ausnahme der Ultraschallwärmetherapie“ ge-

strichen.  
- In § 23 wird im ersten Absatz die Formulierung „Schluckstörungen der oralen Phase“ 

durch die Formulierung „Störungen der oralen Phasen des Schluckaktes“ ersetzt.  
- In § 24 wird im ersten Absatz die Formulierung „sowie des Schluckvorganges“ ersetzt 

durch „sowie der Funktion der oralen Phasen des Schluckaktes“.  
- Im Heilmittelkatalog ZÄ ergeben sich folgende Änderungen: 

o In der Überschrift zu Abschnitt I. werden hinter dem Wort „Maßnahmen“ die 
Worte „der Physiotherapie und“ ergänzt.  

o Im Abschnitt „I.1. Craniomandibuläre Störungen“ wird in der Spalte „Indikations-
gruppen“ die Abkürzung „CRZ1“ ersetzt durch „CD1“.  

o Im Abschnitt „I.1. Craniomandibuläre Störungen“ wird in der Spalte „Indikations-
gruppen“ die Abkürzung „CRZ2“ ersetzt durch „CD2“.  
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o Im Abschnitt „I.3. Chronifiziertes Schmerzsyndrom“ wird in der Spalte „Indikati-
onsgruppen“ nach dem ersten Anstrich folgender neuer zweiter Anstrich er-
gänzt: „Folgen nach oder bei neuropathischen Erkrankungen im Mund- und Kie-
ferbereich“ 

o Im Abschnitt „I.4. Lymphabflussstörungen“ werden unter LYZ1 in der Spalte „In-
dikationsgruppen“ die Position des GKV-SV und der Anstrich „nach Traumata 
mit Unterbrechung der Lymphabflusswege“ gestrichen und durch folgende kon-
sentierte Formulierung ersetzt: 

„bei dauerhafter oder temporärer Unterbrechung der Lymphabflusswege 
nach  

• tumorchirurgischem oder chirurgischem Eingriff oder  
• strahlentherapeutischer Behandlung oder 
• Trauma“ 

o Im Abschnitt „I.4. Lymphabflussstörungen“ wird in der Spalte „Ziel der Therapie“ 
das Wort „fixierten“ durch das Wort „chronischen“ ersetzt. 

o Im Abschnitt „I.4. Lymphabflussstörungen“ wird unter LYZ1 in der Spalte „Heil-
mittelverordnung im Regelfall“ unter „C.“ die „Übungsbehandlung“ und in der 
Spalte „weitere Hinweise“ die Wörter „Ziel: Erlernen eines Eigenübungspro-
gramms“ ergänzt. 

o Im Abschnitt „I.4. Lymphabflussstörungen“ wird unter LYZ2 in der Spalte „Indi-
kationsgruppen“ folgende Ergänzung vorgenommen: 

„bei dauerhafter oder temporärer Unterbrechung der Lymphabflusswege 
nach  

• umfangreichem tumorchirurgischen oder chirurgischem Eingriff 
oder  

• strahlentherapeutischer Behandlung oder  
• schwerem Trauma“ 

o Im Abschnitt „I.4. Lymphabflussstörungen“ wird unter LYZ2 in der Spalte „Heil-
mittelverordnung im Regelfall“ unter „C.“ die „Übungsbehandlung“ und in der 
Spalte „weitere Hinweise“ die Wörter „Ziel: Erlernen eines Eigenübungspro-
gramms“ ergänzt. 

o Im Abschnitt „II.1. Störungen des Sprechens“ wird in der Spalte „Indikations-
gruppen“ hinter „z.B. bei“ das Wort „/nach“ ergänzt und im zweiten Anstrich das 
Wort „nach“ gestrichen. 

o Im Abschnitt „II.1. Störungen des Sprechens“ wird in der Spalte „Leitsymptoma-
tik: Strukturelle/Funktionelle Schädigung“ der erste Anstrich wie folgt neu ge-
fasst: 

„ - der Lautbildung im Mund-, Kiefer-, Gesichtsbereich“ 
o Im Abschnitt „II.3. Orofaziale Funktionsstörungen“ wird in der Spalte „Leitsymp-

tomatik: Strukturelle/Funktionelle Schädigung“ vor dem Wort „Habits“ das Wort 
„orale“ ergänzt. 

Im Übrigen hat sich kein weiterer inhaltlicher Änderungsbedarf aus den Stellungnahmen für 
die Änderung der Richtlinie ergeben. 
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B-9 Anhang: Stellungnahmen 

B-9.1 Schriftliche Stellungnahmen 
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C Bürokratiekostenermittlung 
Laut 1. Kapitel § 5a Abs. 1 VerfO ermittelt der Gemeinsame Bundesausschuss die infolge 
seiner Beschlüsse zu erwartenden Bürokratiekosten und stellt diese in den Beschlussunter-
lagen nachvollziehbar dar. Gemäß Anlage II 1. Kapitel VerfO identifiziert der Gemeinsame 
Bundesausschuss hierzu die in den Beschlüssen enthaltenen neuen, geänderten oder abge-
schafften Informationspflichten für Leistungserbringer. 
Der vorliegende Beschluss beinhaltet die Erstfassung der Richtlinie über die Verordnung von 
Heilmitteln in der vertragszahnärztlichen Versorgung. 
Im Folgenden werden die in der Richtlinie über die Verordnung von Heilmitteln in der ver-
tragszahnärztlichen Versorgung enthaltenen Informationspflichten für Leistungserbringer dar-
gestellt und die damit einhergehenden Bürokratiekosten abgeschätzt. Leistungserbringer 
sind in diesem Zusammenhang die an der vertragszahnärztlichen Versorgung teilnehmen-
den Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie die adressierten Heilmittelerbringerinnen und Heil-
mittelerbringer (Therapeuten). 
a) Verordnung von Heilmitteln im Regelfall 
Gemäß § 3 Abs. 1 setzt die Abgabe von Heilmitteln zu Lasten der gesetzlichen Krankenkas-
sen eine Verordnung durch eine Vertragszahnärztin oder einen Vertragszahnarzt voraus. § 6 
Abs. 1 sieht vor, dass der Heilmittelverordnung ein definierter Regelfall zugrunde liegt. Für 
einen solchen Regelfall ergeben sich die Gesamtverordnungsmenge und die Anzahl der Be-
handlungen je Verordnung aus dem Heilmittelkatalog. 
Hinsichtlich der Heilmittelverordnung im Regelfall wird gemäß § 6 Abs. 5 zwischen einer 
Erst- und einer eventuellen Folgeverordnung unterschieden. Es wird in diesem Zusammen-
hang davon ausgegangen, dass sich der Aufwand für das Ausstellen einer Verordnung nicht 
danach unterscheidet, ob es sich um eine Erst- oder eine Folgeverordnung handelt. 
Die Verordnung erfolgt ausschließlich auf dem vereinbarten Vordruck. Gemäß Messungen 
des Statistischen Bundesamtes erfordert das Ausstellen einer Heilmittelverordnung im ver-
tragsärztlichen Bereich einen zeitlichen Aufwand von 4 Minuten. Es wird davon ausgegan-
gen, dass für vertragszahnärztliche Heilmittelverordnungen ein ähnlicher zeitlicher Aufwand 
erforderlich ist. Allerdings können aktuell weder Aussagen zur Anzahl der derzeit von Ver-
tragszahnärztinnen und Vertragszahnärzten ausgestellten Heilmittelverordnungen getroffen 
werden, noch lässt sich abschätzen, wie sich die Fallzahlen künftig mit Inkraftsetzung einer 
zahnärztlichen Heilmittel-Richtlinie entwickeln werden. Eine Abschätzung der Bürokratiekos-
ten ist somit zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich. 
b) Verordnung von Heilmitteln außerhalb des Regelfalls sowie für den langfristigen 
Heilmittelbedarf  
Darüber hinaus regelt § 7 die Verordnung von Heilmitteln außerhalb des Regelfalls. Dies 
kann erforderlich werden, wenn sich die Behandlung mit der nach Maßgabe des Heilmittelka-
talogs bestimmten Gesamtverordnungsmenge nicht abschließen lässt. Im Gegensatz zu Ver-
ordnungen im Regelfall bedürfen Verordnungen außerhalb des Regelfalls einer besonderen 
Begründung mit prognostischer Einschätzung auf der Verordnung sowie einer Genehmigung 
durch die zuständige Krankenkasse. 
Die Verordnung von Heilmitteln außerhalb des Regelfalls erfolgt ebenfalls ausschließlich auf 
dem vereinbarten Vordruck. Gemäß Messungen des Statistischen Bundesamtes erfordert 
das Ausstellen einer Heilmittelverordnung außerhalb des Regelfalls im vertragsärztlichen Be-
reich einen zeitlichen Aufwand von 8 Minuten. Es wird davon ausgegangen, dass für ver-
tragszahnärztliche Heilmittelverordnungen außerhalb des Regelfalls ein ähnlicher zeitlicher 
Aufwand erforderlich ist. Eine Schätzung der Fallzahl ist jedoch aus den unter a) genannten 
Gründen zu diesem Zeitpunkt nicht möglich. 
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Zudem sieht § 8 vor, dass auf Antrag der oder des Versicherten die Krankenkasse über die 
Genehmigung eines langfristigen Heilmittelbedarfs entscheidet. Auch die Verordnung von 
langfristigem Heilmittelbedarf erfordert eine Begründung durch den verordnenden Vertrags-
zahnarzt. Insofern ist auch an dieser Stelle mit einem fallweisen zeitlichen Aufwand von rund 
8 Minuten zu rechnen. Eine Schätzung der jährlichen Fallzahl ist jedoch auch in diesem Zu-
sammenhang zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich. 
c) Dokumentation einer einvernehmlichen Änderung der Behandlungsfrequenz auf 
dem Verordnungsvordruck 
Gemäß § 15 Abs. 2 ist die einvernehmliche Änderung der Frequenz der Heilmittelbehand-
lung von der Therapeutin oder dem Therapeuten auf dem Verordnungsvordruck zu doku-
mentieren. Diese Vorgabe stellt eine bürokratiearme Regelung dar, indem die Änderung der 
Frequenz der Heilmittelbehandlung nach Rücksprache mit der Zahnärztin oder dem Zahnarzt 
durch die Therapeutin oder den Therapeuten selbst erfolgen kann und somit der Verord-
nungsvordruck nicht zunächst an die verordnende Zahnärztin oder den verordnenden Zahn-
arzt zurückgeschickt werden muss, damit diese oder dieser die Frequenz der Heilmittelbe-
handlung entsprechend ändert. Der dem Therapeuten oder der Therapeutin entstehende 
Aufwand im Zuge der Dokumentation der einvernehmlichen Änderung der Frequenz der 
Heilmittelbehandlung auf dem Verordnungsvordruck wird als gering eingeschätzt. Es ist da-
von auszugehen, dass der Therapeutin oder dem Therapeuten und der Vertragszahnärztin 
oder dem Vertragszahnarzt im Zuge der einvernehmlichen Änderung der Frequenz der Heil-
mittelbehandlung ein fallweiser zeitlicher Aufwand von jeweils rund drei Minuten entsteht. 
Dies entspricht dem Zeitwert für die Standardaktivität „Beschaffung von Daten“ bei einfacher 
Komplexität. Eine Fallzahl zur Häufigkeit solcher einvernehmlicher Änderungen der Behand-
lungsfrequenz kann nicht abgeschätzt werden. 
Als geringfügiger Aufwand wird in diesem Zusammenhang auch die Verpflichtung der Thera-
peutin oder des Therapeuten eingeschätzt, begründete Unterbrechungen der Behandlung 
auf der Verordnung zu dokumentieren (§ 15 Abs. 3).  
d) Schriftlicher Bericht der Therapeutin oder des Therapeuten  
§ 15 Abs. 5 sieht vor, dass die Vertragszahnärztin oder der Vertragszahnarzt nach Ende der 
Behandlungsserie von der Therapeutin oder von dem Therapeuten einen schriftlichen Be-
richt über den Therapieverlauf anfordern kann. Im Allgemeinen wird angenommen, dass für 
die Erstellung eines schriftlichen Berichts über den Therapieverlauf ein zeitlicher Aufwand 
von durchschnittlich 15 Minuten erforderlich ist.  
Eine Einschätzung darüber, wie häufig ein Therapiebericht der Therapeutin oder des Thera-
peuten angefordert werden wird, lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht vornehmen.  
e) Nachweis spezieller Qualifikation der Therapeutin oder des Therapeuten 
Der Nachweis der speziellen Qualifikation der Therapeutin oder des Therapeuten – erforder-
lich für die Erbringung und Abrechnung der entsprechenden Positionen – erzeugt im Rah-
men der hier vorliegenden Heilmittel-Richtlinie Zahnärzte keinen zusätzlichen bürokratischen 
Aufwand, da die Therapeutinnen und Therapeuten ihre Qualifikation hierzu auch schon ge-
mäß der bislang geltenden Heilmittel-Richtlinie gegenüber den Krankenkassen nachzuwei-
sen haben. 
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